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43. Plenarsitzung dl•s Landtages Rhejnland-Pfalz 
am 19. März 1958 

Prä~ident Wolters crörfnet nm 9.3ö Uhr die Sitzung. 

Präsident Woltel's: 
Jvh•itw Damen und Herren! Die 4:3. Sitzung des Land
tage.,; RhPinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer der heu
tigen Sitzung sind die Herren Abgeordneten Wolf und 
Lutwitzi. Die Rednerliste führt Herr Abgeordneter 
Wolf. I<~nt~chuldigt infolge EI'lcrankung iehlen die 
Hern>n Abgeon:lneten Claus und Dr. \Volf. 
MPitJP n~mPn und HPrren! Die Ta~esordnung wurde 
mi EinvPnwhmPn mit dem /\ltes1enrat aufgestellt. Es 
ist beab!iiclltigt. die Einzelberatungen na,ch einem 
Ihnen übermitte.l{lten Ent·wurf durchzuführen. Auf 
wun:-;ch einer Partei wird vorgeschlagen, in Abände
i·ung d~·s vorliegenden Planes bei der 45. Sitzun.g am 
Frdt.e1.e: <iie ,\ui;;;prache zu beginnen über den E1nzi;il
r•l'ln oii. Minist.et"iUm für Unterrkht und Kultus, und 
:in;;diliefknd über den Einzelplan 05, Ministerium der 
.lw•tiz. E." ::;oll also umgekehrt verfahren werden. Fer-
1Kl' i;'t beabsichtigt, heule vonnittag die Einzelpläne 
01. 10 und 02 zu beraten und im Anschluß an diese 
:. 11-:~prache die Abwicklung der Tagesordnung, Punkte 
:~ nnrl a, ;il~o die ·2. und 3. Beratung zur Änderung 
11nd J-:re:ünr.ung <lcs Finanzausgleichsgesetzes und dann 
1iod1 dle Überweisung des Landesgesetzes über das 
,\1Pld<'W''Sl'n. durchzuführen. - Das Haus ist damit ein
v<·1·,;l;.i 11(]..,n. 
Als Gasthürer nehmen an der heutigen Sitzung teil 
''!!I Förderlehrgang für Aussiedler, Schüler und Sr.hü
h·rinncn dt>r Landwirtschafb~dmle in Emmeli>hausen 
!, nwiP l~inrll11•hl" H:iuswirtschal'ti:>leh1·Unge aus dem Be
:1: i·k tfrr ! .<1ndwirtscha ftsh1mrne1· H.heinhessen. Ich 
rlnrt' dif' .iu~endlichen Zuhörer herzlich begrüßen. 

•R"if1'11 Of'S H aust>s.) 

frh darf dem Hause noch davon Mitteilung machen, 
daß ich f'iner Phot.ogrnphin die Genehmigung erteilt 
habe, wiihrend unserer Arbdl Aufnahmen im PlenaJ;"
~aal zu machen. 
Meine sehr verehrt~n Damen und Herren! Wir tre
ten nunmf'hr in die Beratung ein. Ich rufe auf den 
t:imdplan 01 - Lnndt.ag. Die B('richter.;tattung criolgt 
durrh Iff'rm Abgeordneten Reinhard, dem ich hiermit 
0<1 <; vv·ort erteile. 

,\h~. Rcinhard: 
HPlT P1·ii si<i••nt! ME>ine Damen und Herren1 Der Haus
li<ilts- und Finanzausschuß hat in seiner Sitzung vom 
24. FPbnrnr 1958 den Einzelplan 01 beraten. Er hat bei 
die,>c>r En<1tung nur wenige Änderungen an der Re
gierungs vorlage vorgenommen. Ich kann deshalb auf 
<'Jnf' Ein:t.dda1·stcllung dieser Änderungen verzichten 
1.ind auf die Ihnen vorliegende Drucksache II/378 ver
W<'if'c:n, aus der diese wenigen Anderung<m hervor
g<'lwn, 
1rn Auttr<u(e dl:'s Hmishalts- und Finanzausschu1ll>es 
trnlw i('h 11m Ihre Zustimmung zum Etnzelplan 01 und 
ein DruC'k$ache II/378 zu bitten. 

(Beifall im Hause.) 

Präl!ident 'Volters: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wortmel
dungen zum Einzelplan 01 hegen nicht vor. Ich sc;hließe 

I ' 

die Besprt>diung. Wir kommen zur Abstimmung zu
dichst tiber dP.n Antrag des Haushalts- und Finanz
ausschus1<es, nrucki;ache II/373.. Wer dem Antrag zu
stimmt, den Litte ich um das Handzek}u:m. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Ich stelle die ein
stimmige Annahme fest. 
kh rufe auf die Kapitel 01 und 02. W-er dem Einzel
plan 01 sE'inf' 7,(1::;timm11ng gehen will, den J:Jitte ich um 
das Handzei-chen. - Die Gegenprobe! - fltimmenthal
tung! kh stelle die einRtimmige Annahme :fest. 
Ich rufe auf den Einzelplan 10 - Rechnuihgshof. Die 
Berichterstattung über die Beratungen im 'HaushAlts
und Finanzausschuß erfolgt durch Herrn Abgeordne-
ten König, rlem ich das Wort f'rteil('. 1 

i\.bg. König: 

Herr Präsident! Mrinf' DnmPn un<I HE'ri:-en! Ris auf 
kl„ine unwesentliche Änderungen hat der 1Haushnlts
ttnd Finam.ausschuß der Vorlage, so wie ßie uns im 
AusRchuß ·vorgelegt wurde, zuge~timmt. l!m übrigen 
bestand im AuiilS<:huB übereinstimmend diie Auffas
~ung, tfaß der Rechnungshof, wie es ihn\. auch zu
kommt, mit besonderer Sparsamkeit seine' Planungen 
vornimmt. Letzteres tritt auch zutage bei dem in
zwischen Jm Rohbau iertlggest.€Ilten neuen Verwal
tungsgebäude des Redmungshofes in Speyer. Es steht 
2u erwarten, daß dieses neue Gebäude im! Laufe des 
Kalenderjahres 1958 seiner Bestimmung · übergeben 
wird. 
Der Haushalts- und Finanzausschuß emp1ehlt Ihnen 

„ die Annahme des Einzelplans 10. 

(Beifall des Hauses.) 

' "' ... 
P1·äsident 'rroJters: 

Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen 
mcht vor. Ich lasse zunächst abstimmen· über die 
Drucksaci1e. II/387 des Hau.shalts- und Finanzausschus
~P.i;, Wet· dieH~m Antrag .zui;l~mmt, den bitte ich um 
das Harid'zeichen. - Die Gei;:enprobe! - SÜmmenthal
t.nng! - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
Dann las.se ich abstimmen über den gesarrttcn Einzel
ptan 10. Wer diesem Plan zustimmt, den tjttte ich um 
d as Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Sijmrnenthal
tung! - Ich i;telle die einstimmige Annalm1e fest. 
Ich rufe auf den Einzelplan 02 - Ministerpräsident und 
Staatskanzlei und erteile dem Berichler~tatier des 
I-.i:aushalts- und Finanzau.sschusses, Herrn ,Abgcordne-
te~ ... $,':ih~4.~1. ~!'\~ V'{o~t· 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann 
i:1kh in d(•r Bericht•·~t·st;.!lung ebernm kurz: fassen wie 
meine bcid<'n Vorherichterstatter. 
Der Haushaltsplan des Ministerpräsidenten und der 
Staatskanzlei war gegenüber den vorjährigen Ansät
zen kaum verändert. Wir haben lediglich in der Titu
lierung zu Titel 306 eine Änderung vorge~ommen, wo 
tler Text „Bürgerkundlicher Arbeitskrejs" ergäm:t 
wur~e durch den Zwmtz „und Inf'titut fül' Staatsbür
gerliche Bildung". Dieser ZttsRtz i:::t bewJOt g('wählt 
wotdeti, wen er damit ctPm Bürgerkundlic~en Arbeits
kreis auch füelmäßfg die Plattform geben soll für seine 
:F'unktionen, die er zur Zeit bei uns ausübt. 
Dann wurde noch eine Änderung vnl'genommen beim 
Kapitel 02, Titel 3 - Oberverwaltungsgericht und Ver
fassungsgerichtshof -, wo Sie eine kleine Erhöhung 
des Ansatzes aus der Drucksache II/379 erkennen wer-

---------------------··--··-·-------···· 
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(Schmidt) 

den. Dle Erhöhung ergab sich aus einer kurzen Dis
kussion mit dem Herrn Präsidenten des Oberverwal
tungsgerichtes, der auf die Frage, warum die Verwal
tungsgerichtsbarkeit oftmals so etwas weltfremd ur
tP.!le, uns sagte, er habe leider keine Möglichkeit, die 
Verwaltungsrichter durch Schulungsarbeit noch näher 
mit den eigentlichen Lebensvorgängen in Verbindung 
zu bringen. Daraufhin haben wir ihm die Schulungs
mittel, ein beschränkter Betrag von 3000 DM, bereit
gestellt, um diese ;Möglichkeit zu verschaffen. 
Im übrigen enthält die Vorlage keine Änderung. Ich 
dar! daher unter Berücksichtigung der Drucksache 
II/379 die Annahme dieses. Haushaltsvoranschlages 
empCchlen. 

(Beifall des Hauses.) 

l'räsfdent Wolters: 

Ich darf den drei Herren Berichterstatter Dank sagen 
für ihre Ausführungen. 
Wir treten nunmehr in die allgemeine Aussprache ein. 
Zuerst hat das Wort Herr Abgeordneter Dr. Boden 
von der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist in 
diesem Hohen Hause seit Jahren üblich geworden, daß 
sich mit der alljährlichen Haushaltsdebatte so etwas 
wie eine politische Bestandsaufnahme verbindet und 
daß diese Bestandsaufnahme zweckmäßiger- Und sinn
vollerweise immer im Zusammenhang mit dem Ein
zelplan des für die Richtlinien der Politik verantwort
lichen Regierungschefs stattfindet. Ich möchte mich 
aber keineswegs nur auf diese parlamentarische Ge-
11fiogenhcit berufen, sondern vielmehr klar heraus
stellen, daß gerade unserer Zeit - und diese!) \Vort 
meine ich ganz augcnblicksbezogen - eine politische 
Ccwissenser!orschung nottut. Damit möchte ich nicht 
in den Fehler verfallen, dieses Forum in seiner Be
deutung mit anderen Institutionen zu verwechseln. Es 
soll hier k eine Schlacht im falschen Saale s ta ttfinden. 
Was aber besprochen und durchleuchtet werden muß, 
ist die Stellung und Bedeutung unseres Landes in der 
politischen Geographie der Bundesrepublik. Mehr 
denn je werden an einen jeden von uns Fragen heran
getragen, die im Streit der Meinungen zu verwirren 
ctrohen. Not tut daher das politische Unterscheidungs
vermögen, wenn wir nicht der Gefahr der Vernebe
lung unterliegen wollen. Ich habe mir in meinem poli
tischen Leben angewöhnt, politische Entscheidungen 
Jn ganz nüchterner Abwägung der Gegebenheiten mit 
dem klaren Verstande zu tre!!en. Ich weiß mich in 
dieser politischen Grundeinstellung mit meinen Freun
den einig. 
Mag es auch nicht immer leid1t sein, die Gefühlsmo
rnentc bei einer Lagebeurteilung zu unterdrücken. Ich 
l•alte dafür, daß politische Entscheidungen mit dem 
nüd1tcrnen Verstande getroffen, aber mit der ganzen 
l"'.rnft des Herzens verfolgt und durchgesetzt werden 
müssen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Das gilt im großen sowohl wie im kleinen, das gilt in 
cicr Teilhabe an der Bundespolitik ebenso wie bei der 
Durchsetzung des p olitischen Wollens in unserem 
Lande. 

Bislang konnte der politische Stil in diesem Hause 
Jeder Kritik s tandhalten. Sie, meine Herren von der 
Opposition, können sich bestimmt nicht beklagen, daß 
Sie in der Darlegung Ihrer Auffassungen und Argu
mente zu kurz gekommen seien. Eine andere Sache ist 

es allerdings, ob Sie mit Ihren Argumenten zu über
zeugen vermochten. 
Als Sprecher der größten Fraktion dieses Hauses kann 
ich jedoch nicht an der Kritik vorübergehen, die die 
Zeitung der Opposition in den letzten Tagen an dem 
Stil im Mainzer Landtag geübt hat. Darin wird näm
lich der Versuch unternommen, die Vernunft für den 
Minderheitswillen des Parlaments in Erbpacht zu neh
men. Das muß ich für meine politischen Freunde und 
mich ablehnen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir haben zu jeder Stunde dieses Haus als ein Forum 
der Diskussion betrachtet. Wir konnten uns allerdings 
oft nicht des Eindrucks erwehren, daß sich die von 
det' Opposition gebrachten Schelnargumenie bei nähe
rer Betrachtung als Hypothesen erwiesen, !ür die man 
uns den Beweis schuldig geblieben ist. Und davor muß 
sich ein Politiker hüten. Die Grenze zwiscllen Demo
t~ratie und Demagogie, zwischen Beweisführung und 
Effekthascherei sollte immer sauber abgesteckt blei
ben. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD. - Abg. 
Bögler: Unverschämtheit! - Weite1·e Zurufe 
von der SPD: Unerhört! - Abg. Lorenz: Das 
fängt ja gut an! - Anhaltender Widerspruch 

bei der ~PD.) 

·wenn man das tut, dann braucht man auch nicht von 
Claqueuren zu sprechen, die selbst dem miserabelsten 
Theaterstück zu einem gewissen Erfolg v erhelfen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien. 
- Starker Widerspruch bei der SPD. - Abg. 
Fuchs: Herr Dr. Boden, das glauben Sie doch 
selber nidlt! - Abg. Volkemcr: Ein sd1öner 
Auftakt! - Anhaltender Widerspruch und Un
ruhe bei der SPD. - Glocke des Präsidenten.) 

Meine Damen und Herren, das ist s iche•·Hch kein Stil. 
Bleiben wir also au.f dem Boden der Tatsachen, und 
überlegen wir, wenn· wir den Argumenten folgen. Wir 
sind d ie letzten, die sich nicht überzeugen lassen, 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD.) 

sofern die Argumente des Gegners der ÜbC'l"Lcugungs
kra!t nicht ermangeln. Ich muß mich jedenfalls mit 
<>ller Entschiedenheit gegen d e>n Versuch zur Wehr 
i;tellen, in der demokratischen Wlllensbildung etwas 
Gewalttä tiges zu sehen. Mehrheitsentsdwidungen na ch 
vorangegangener Diskussion sind nun einmal erfor
derlich, und die Qualität einer Demokratie bc1>teht ge
rade darin, daß der M~hrheHswille nicht diffamiert, 
sondern respektiert wird. 

(Beifall der CDU.) 

P.uf diese einleitenden Bemerkungen möchte ich mich 
beschränken; ich betone nochmals, daß .sie eine not
wendige Antwort auf Angriffe und Vorwür(e dnrstcl
lcn, zu denen wir keinen Anlaß gegeben haben. 

(Abg. König: Zum Beispiel?) 

Ich möchte aber hinzufügen, daß ich micll auch per
sönlich aus kürzlich gegebener Veranlassung zu dieser 
F'eststell~ng besonders berechtigt fühle. 

(Abg. Fuchs: Das kommt aber sehr spät, 
Herr Kollege!) 

Und nun, meine Damen und Herren, komme ich zum 
Einzelplan des Ministerpräsidenten und der Staats
kanzlei, bei dessen neun Kapiteln ich mich sehr kurz 
fassen kann, weil gerade hier anerkanntermaßen eine 
Sparsamlj:eit obwaltet, die sprichwörtlich zu werden 
b<'ginnt. 
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(Dr Boden) 

J.ch darf fosisiellen, daß sich das Bild dieses Etats 
wiihrend zehn Jahren nahe-J:u nidlt verändert llal, und . ; 
<las angesichts der unbestreitbaren Tatsache der Auf
r,abcnvermehrung gerade bei dieser zentralen Regie
nm~sst.(->lJe. F.s soll nicht übersehen werden, daß Ge
M't1.g.~bung und Organisationsakt dem Ministerpdisi
d.(•nl••n z11 sE'ine1· verfassungsmäßigen Funktion als 
~:,1111.soberhaupt und RE'gien.mgsche! eine Reib~ votl 
Jtessort<1ufgabcn 7.Ugewicsen haben. Ich verweise nur 
auf die ressortmäßige Zugehörigkeit des Statistischen 
T.and<>s~mtPs, der Landesarchivverwaltung, der Lan
d0splanungsbchörde und der Verwaltun,gsgerichlsbar
l;eit. Es soll nicht bc!'tritten werden, daß andere Lö
sungt'l\ möglid1 sind; cLcnsu unbestritten ist, daß sich 
die hier angewandte Organisationsform jedenfalls fili· 
unser Land als :1.weckmi.i.ßig und rationell herausge-
i-: Lellt hat. n('r verwallunl{srnüßige Hintergrund dieses 
l:in;~elplanes gibt da her keinen Anlaß zu besonderer 
Erii1·ft>t·ung. 
,~_ufgrt>ifPn möchte ich lediglich zwei Fragen, und zwar 
!llrer Aktmilität wegen. Die Hauptwirtschaitskammer 
h;:it in <'in<'r Sitzung vom Hl. Februar dieses Jahres 
<:ine Empfehlung an die Landesregierung L~t.reffend 
lvlal.~nahmen :r.ur regionalen Wirtschaftsentwicklung 
vdaßt. Ange:;prochen ii:;t hi!i!t'bei im wesentlichen die 
'i'ütigkeit der Landesplanungsbehörde mit dem Ziel, 
gcwb~rmc.!lPn <>ine org;misatorische Neuordnung un-
lt>J' Beteiligung aller an der Planung interessierten 
Slt>llE'n hei·bt>i;mführen. Es kann kein Zweifel dar
iihn be:-telwn. daß in unserer Zeit große Anfon;lei:un
J.!(' 11 an d<>n Raum als sokhcn gestellt werden, und 
;:war an einen verengten Raum, auf dem sich 51 Mil
lionen Deutsche nun einmal einrichten müssen. Wirt
i,chaft,;- und Vet•kehrsplanungen, Industrieansied.lun
"-l'n, die Artlage von Wohn:siedlungen und die Notwen
cli.u;keit der Bereitstellung von Land für Verteidi
g11ngszw~ke s ind zu koordinieren. Daraus ergibt sich 
:'\vang;;Jäufig die Notwendigkeit, die verschiedenen In
k1·cssen untE'reinander abzu;;timmen, um eine opti-
1m1Je Ausnutzung des Raumes zu erreichen. Von dieser 
Übl'rlegung aus,gehend.. wäre einmal die Frage aufzu
werfen. ob die Landesplanungsbehörde überhaupt über 
die notwendige Organisationsform verfügt, um der 
Fülle dieser gestellten Aufgaben gerecht zu werden. 
Dahni. müchte ich von vornherein klarstellen, daß ich 
nicht dem Irrtum unierlie.ge, der zur Zeit durch die 
Lande geht, a ls ob der Landesplanungsbi:hörde eigene 
.Aufgaben wgewiesen seien. Aber gerade deshalb spre
che ich diese Frage hier an. 
Das zweite aktuelle Problem. das beim Einzelplan des 
Hl'n·n Mini:üerprtisidcnten in die Augen springt, ist 
ci•e Verwaltungsgerichtsbari<eit. kh sehe diese Frage 

1· 

j 

l 

man die damit verbundenen prozessualen ·Schwierig
keiten sowohl bei der Venvultung als 1'!.Uch belm 
Staatsbürger hinnehmen. kh vermag allerdings nicht 
:r.u untel'Cl.rücken, daß wir in dem einen oder anderen 
Urteil del." Verwaltungsgerichte durchaus nicht der 
Weisheit letzten Schluß 2'.U erblicken ve1·mögen. Es gibt 
Beispiele dafür. Erstrebenswert ist jedenfalls ein Ver
waUu,ng.:;rkht~rkollegium, das seine Entscti,eidung aus 
der Erkenntnis der Notwendigkeit der V<trwaltungs
wirklichke.it schöpft und nicht das Bestreben zeigt, in 
die ureigenen Bereiche der Verwaltung eipzudt·ingen, 
um . ~ann d;as althergebrachte, durch Ortpnähe und 
Sachkenntnis fundierte Verwaltungsermessen durch 
das r.icht~r~iche E1·messen zu ersetzen. Itjl verallge
meinere hier etwas, was auf Grund eines jEinzelfalles 
\iOm Haushalts- und Finanzausschuß angesprochen 
wurde, ulUle mich dadurch grundsätzlich in einen Ge
gcnslltz zux· Ve.t·waltungsgericbtsbarkcit zu :setzen de-
~~ ;iµ:i!;is~. „.i~~ .i\US allgemeinen recL.f4;staatllcben 
Grünµen d~laus bejahe. Das gilt auch vorp. der Gene
ralklausel. Uber die Notwendigkeit ihres ·Seins oder 
Nichtseins läßt sich streit.en, aber in Rheihland-Pfalz 
ist sie nun cinmal verfassungsmäfüg ver~nkert und 
muß respektiert werden. 1 

~.etzten Endes scheint es mir nicht au! institutionelle 
Ä~defUngen, sondern mehr auf die Schaffung der 
wi.chtlgstcn personellen Voraussetzungen anzukommen. 
'\i,'a~ nun die _durch dns Gesetz über die V1trwattungs
geru:t1~barkc1t getroffene Ressortregelungi anhetrüft., 
s-0 bm ich der Meinung, dllß sie glücklich gewesen ist· 
wenn es überhaupt innerhalb der staatlichen Verwal~ 
tung eine Möglichkeit gibt, die Verwaltungsgerichts
barkeit unbeeinflußt von allen Ressortinter~sen zuzu
ordnen, dann scheint es mir allein der Ministerpräsi
dent zu SE;in, der, was auch die Erfahrung Jpestätigt, in 
einem ganz geringen Bruchteil der anhämgigen An
fechtungsklagen und Parteistreitigkeiten : überhaupt 
betroffen ist. Wir haben genügend Perfektionismus in 
unserem Staatswesen. Es besteht somit kqine Veran
l~supg, an einer als glücklich erkannten 1 Zustiindig-
kc1tsregelung etwas zu ändern. ~ 

(Sehr gut! hel der CDU.) 

~~s biet7t sich ~:rade:r.u an, in diesem Zus~mmenhang 
über d1e so hauftg beschworene Verwaltungsreform 
•'i_n Wort zu sagen, zumal sie doch sicherlic:ih im Laufe 
dtcser Debatte angeschnitten werden wird. Tch habe 
nicht den Ehrgeiz, einen eigenwilligen und eigenstän
digen Beitrag zu diest>m Thema zu leisten ; 
Ich möchte vielmehr fragen, ob dieses .Pmbtem in 
seiner ganz.en Tiefe bei uns ül.Jerhaupt 21ur Debatte 
steht, Als verhältnismäßig junges Land hatten wir 
den Vorteil, von vorn anfangen zu müssci;i. Sehr viel 
het•gebrachter Ballast hat uns nicht beschwert. Es 
spricht für den Wirklichkeitssinn -dieses Hauses daß es 
in seiner Gesetzgebung immer die Uberleg~ng ~it ein
bezogen hat, wü~ cter Staatszweck auf die unkompl!
z.ierteste Art erfüllt werden kann. Althergebl'achte 
Organisationsfragen wurden in glücklichel' Weise mit 
neuen Erkenntnissen verbunden. Ich habe oft edebt, 
daß man von anderen Bundesländern aus uns hier in 
Rheinland-Pfalz wegen der klaren Zustä~digkeitsab-

in erster Linie vom Standpunkt des rechtsuchenden 
Staatsbürgers und erst in zweiter Linie unter dem 
Gesichtspunkt der zweckmäßigen Organisation der ge
samten R<'c:-llt.splfoge. Sie wissrn alle, daß wir in Über
l'instimmunp; mit der Rechtsentwicklung in den ande
rC'n BundC'l'fändP.rn im Jahre 1947 in unserer Verfas
sung die sogenannte Generalklausel verlangt haben, 
die es einem jeden Staat.-;biirger ermöglicht, soge
nannte helastendc ·~rerwaltungsakte vor den Verwal
lungsgi:rkhten anzufechten. Es unterliegt keinem Zwei
fol, dnß dieiie Gen<.>ralklausel zu einem wesi:ntliehen 
Moment unsere t· redtlsstaatlichen Ordnung geworden 
bt und daß die Verwaltune;s~erichtsbarkeit als solche 
in <1~1 zurücklif'gend~n .Jahren des Verwaltung1muf
baus d11rch grundi;ät?.liche Entscheidungen von stritti
gi:n und ungf:'klärten Rechtsfragen sowie durch die 
Korrektur verfehlter Verwaltungsakte zur Qualitäts
:<teigerung unserer Verwaltung beigetragen hat. 

j grenzungen und •wegen des unkompliZ'ierten Verwal-
~- ... tw:igii~~.fPill.'U~1;1.geq1.dezu b.Pn<:idet ll<1t. ; 

Will man daher dem Recht~sc"l.utzbedürfnis des Staats
bürgers in jeder Hinsicht Rechnung tragen; so muß 

Ei;. is:t immer ein dankenswertes Thema, ülher Verwal
tungsreform zu meditieren. 

(Abg. Matthes: Sehr gut!) 

Etfährungsgemäß werden insbesondere in . Wahlzeiten 
derart~e Probleme an die Oberfläche geschwemmt; 
leider bleiben sie meist ebenso obcrtlächlkh. Wir als 
Landtag sollten uns jedenfalls bewußt sein, daß wir 
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von unserer Gesetzgebungsmacht aus einen viel grö
ßeren Beitrag zur Verwaltungsreform zu leisten im
stande wären, als ihn die gesamte Exekutive mit ihren 
Organisationsbefugnissen zu leisten vermag. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU.) 

Das ist zugleich ein Appell. Es sieht allzu sehr nach 
billiger Effekthascherei aus, wenn hier und dort groß
artige Denkschriften von Experten ausgearbeitet - oft 
teuer ausgearbeitet - und in die Schubladen versenkt 
werden. Auch von der Einrichtung eines mit besonde
ren Vollmachten versehenen Staatskommissars halle 
ich nichts. Was Regierung und Landtag mit entschlos
senem Willen zur Sparsamkeit nicht zu leisten ver
mögen, kann erst recht kein Staatskommissar durch
setzen, der neben umfassenden Vollmachten auch 
jene profunde Verwaltungskenntnis besitzen milßte, 
die einem jeden von uns, auch im Zeitalter des Lexi
kons, einfach abgeht. Bleiben wir bei unserer konti
nuierlichen Arbeit, und hüten wir uns vor Experimen
ten! Es gibt Beispiele in der letzten Zeit. Was soll. man 
da\•on halten, wenn z. B. in einem Bundesland eine 
dreiköpCige Kommission für Wirtschaftlichkeit in de!' 
Verwaltung eingesetzt wird, deren parlamentarisches 
Mitglied, offensichtlich als demonstrative Einleitung 
des Sparwillens, zunächst mit einem Ministei·gehalt 
ausgestattet wird_ 

(Heiterke~t im Hause.) 

Wnhrhaftig ein bemerkenswerter Auftakt! „Vestigia 
ten·ent", mein lieber Freund Demmerle, 

(Erneute Heitei-keit im Hause.) 

„die Spuren schrecken uns·•. Und in der Tat hat man, 
e!> in diesem Bundesland genauso empfunden wie wir . 
Man hat mir erzählt, daß ein Abgeordneter dieses 
Landes ironisch erklärt habe: Wenn wir die für die 
Kommission vorgesehenen Mittel im Haushaltsplan 
streichen, haben wir die einzig erreichbare Einsparung 
erzielt. -

(Heiterkeit im Hause. - Abg, Dr. Hablghorst : 
Das ist bedauerlich!) 

Des hochtrabenden Ausdrucks von der Verwaltungs-
1·eform möchte ich mich am liebsten gar nicht bedie
nen, weil ich das Gefühl nicht loswerden kann, als ob 
man durch die allzu häufige Benutzung dieses Schlag-

. wortes der allgemeinen Lächerlichkeit anheimfällt. Die 
Verwaltungsreform, oder oosser das Problem der 
Sparsamkeit In der Verwaltung, ist letzten Endes eine 
Frage der Einstellung zum Staat, auf der einen Seite 
des Staatsbürgers, auf der anderen Seite des Verwal 
tungsbeamten selber. 
Damit ist ein weiteres Thema angeschnitten. Wir 
haben in den letzten Jahren mit großer Sorge verfolgt, 
wie die ungeheure Fülle der Bundesgesetzgebung, die 
zweifellos zur Bewältigung der Kriegs- und Nach
kriegslasten erforderlich gewesen ist, der Verwaltung 
immer neue Aufgaben zuwies. Wir haben es h inneh
men müssen, daß auf Grund dieser meistens durch 
Bundesgesetz begründeten Verwaltungsaufgab en der 
Verwaltungsapparat erweitert wurde. 
Ich möchte zunächst auf d ie personellen Sparmaßnah
men der Landesregierung eingehen. In voller Uber
clnstimmung mit dem Landtag hat die Landesregie
rung in diesem Jahre nicht nur keine Personalver
mehrung, sondern einen wt'sentlichen Abbau des Stel
lenbestandes vorgenommen - es handelt sich um 
288 Planstellen -, gewiß als erster Schritt zu ·einem 
fühlbaren Abbau des Personalbestandes im s taatlichen 
Bereich. Auch der Mann auf der Straße hat Verständ
nis dafür, dessen bin ich sicher. 

Enttäuscht hat mich allerdings die Reaktion einiger 
Exponenten des Berufsstandes, auch wenn sie noch so 
sehr im Namen aller zu sprechen vorgaben. Das viel 
Lerufene Treueverhältnis zwischen Staat und Beam
ten ist sicherlich nicht einseitig auszulegen. Ich gehöre 
nicht zu den Leuten, die ein m äßig besoldetes Beam
tentum für die beste Stütze des Staates ansehen, aber 
sicherlich zu denjenigen, die von einer ausreichend 
besoldeten Beamtenschaft den Einsatz der ganzen 
Kraft für diesen Staat verlangen. 

(Beifall bei der CDU.) 

E.s bleibt mir daher völlig unerfindlich, daß im Zu
sammenhang mit den von der Landesregierung be
schlossenen Sparmaßnahmen von Rückwirkungen auf 
das Beamtenrecht gesprochen wird. Das Recht ist völ
lig unangetastet, die Pflicht harrt der Erfüllung. I<:h 
l.Jin durch meine persönliche Erfahrung aus einer bald 
fünfzigjährigen Beamtenlaufbahn, die mit meine r Er
nennung zum Refe l'endar im Juli 1911 begann, gewiß, 
daß sich das Gros unserer Beamtenschaft aus einer 
selbstverständlichen Haltung heraus dieser Einsicht 
nicht verschließt und wie in der Vergangenheit sich in 
dieser Phase der Entwicklung erneut bewähren wird. 
Diese Überlegungen sollten auch nicht außer acht ge
lassen werden, wenn man dem Problem der Arbeits
zeitve1·kürzung sowohl im allgemeinen als auch speziell 
im öffentlichen Dienst zu Leibe rückt . Aber darauf 
möchte ich aus wohlverständlichen Gründen gerade am 
heutigen Tage nicht näher eingehen. 
All das, was ich bisher gescigt habe, sind gewisser
maßen Anmerkungen, die sich bei einer Betrachtung 
des Einzelplans des Ministerpräsidenten entw~der 
direkt oder aus dem Sachzusammenhang heraus auf
drängen. Dieser Sachzusammenhang führt mich dazu, 
nunmehr das Land in seinem politischen Gewicht und 
in seinem politischen Gesicht im Gefüge der Bundes
länder zu betrachten und in seiner Rolle als Glied
staat der Bundesrepublik hinzustellen. 
In der letzten Zeit geht ein merkwürdiger föderalisti 
scher Frühling durch die Bundesrepublik. 

(Abg. Korbach: Seh r richtig~ 

Man ist versucht, lyrisch zu werden; denn von diesem 
Frühling werden sogar jene erfaßt, die bis vor weni
gen Wochen in den Ländern weiter nichts sehen woll
ten als qualifizierte Verwaltungseinheiten, abt•r kei
neswegs mit der Qualität von Staaten ausgestattete 
Gebietskörperschaften. 

(Beifall bei d er CDU.) 

Man hat auch hier im Landtag Bek enntnisse zum Fö
deralismus gehört, die uns geradezu die Herzen höher 
rchlagen ließen, 

(Heiterkeit im Hause.) 

wenn wir nicht gewohnt wären, aus derselben Richtung 
immer den zentralistischen Einheitston zu vernehmen. 
Nun, meine Damen und Herren, auch bei uns ist jen e 
Freude vorhanden, die nach dem bekannten Bibelwort 
über jeden Sünder herrscht, der Buße tut. Wir lassen 
uns aber gerne überzeugen, weil wir sie an ihren 
Früchten sicherlich erkennen werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU.) 

r.ber Spaß beiseite! Es geht um das Verhältnis zwi
~chen Bund und Ländern, wie es sich in der Verfas
sungswirklichkeit nach nahezu neunjähriger grundge
setzlicher Praxis herausgebildet hat. Wenn man den 
Zeitungen glauben soll, so ist der Krieg zwischen Bun
desstaat und Gliedstaaten mitten im Gange. Ganz so 
schlimm, meine Damen und Herren, is t es nicht. Daß 
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wir 1ms <iber in einer ernsten Bewiihrung;;probe de.s 
I'ii<leralismus befinden, ist sicher. Meine politischen 
Freunde und ich haben von eh und je den Föderalis
n.u~ als politisches Prinzip anerkannt und aus staats
politischen Erwägungen den g!iedstaatlichen Aufbau 
rler Bunde:-irepublik bejaht und gefördert. Der Herr 
Mini~krpr8.~ictent hat im vergangenen Jahr erst dar
g0Jegt, daß der bei uns geschichtlich verwurzelte Föde
ralismus mit dem ihm zugrunde liegenden Subsidiari
t.;it~prinzip die stärkste Sicherung unserer staatsbür
gt·rlichen ~reiheit und das einzige Heilmittel gegen 
den ohnehm vorhandenen Trend zum nivellierenden 
Zt>ntralismus darstellt. Diese Dinge sind oft genug 
berausge:stellt worden, mit aller Leidenschaft aber 
<1uch mit geradezu wissenschaft.Hcher Dedukti~n aus 
dem Bereich der geschichtlichen und politischen Er
'ahrungcn. Ich glaube aber, daß gerade wir, ct. h. die 
Bevölkerung von Rheinland-Pfalz, auf Grund ihrer 
Ub<:>r zehnjährigen Erfahrung eines Bundeslandes alle 
'.'l'ranlassung haben, den Foderalismus zu bejah~n. 

(Ahg. Westenberger: Sehr gut!) 

l'ür die Verfolgung unserer Landesinteressen kommt 
rs ja letztlich nicht auf die Größe des Landes an, son
dern allein und ausschließlich auf die Intensität, die 
Energie und die Ausdauer, mit der diese Interessen 
vertreten werden. Darin, meine Damen und Herren, 
~ehen wir den wahren Wert eines aktiven und mo
dernen Föderalismus: im Eintreten für die berechtig
len Interes:;en eines Kreises, einer Landsc:hafi oder 
i•irwr Bevölkr->rungsgruppe gegenüber dem immer wie
der h~rvodrntenden Übergewicht der Zentralgewalten. 
Man soll ::lm't1 r:li<" Zentralgewalten nicht überfordern. 
C\licht nur die räumliche Entfernung, sondern auch die 
Dürre der sogenannten Aktenlage Ldngt es zwangs
liiufig mit sich, daß alle Imponderabilien nicht zum 
Tragen kommen, erst recht nicht dann, wenn es gilt, 
~<ill7. diffiziie Probieme a n der Peripherie eines Landes 
:•u bdtandeln und zu entscheiden. In diesen ents.chei
drnd«"n Fragen kann keine staatliche Mittelinstanz 
•.•ine politisch substantiierte Landesregierung ersetzen. 
Hier bedarf es der Unabh~ingigkeit einer dem Bund 
gegenüber selbständigen Gebietskörperschaft, um die 
~;chwächeren; aber deshalb noch lange nicht geringer
wcrtigen Interessen der kleinen Bereiche zu wahren 
ur.d zu vertreten. So wie ich Sie, meine Herren von 
der Opposition, kenne, ist das noch die Seite des 
Föderalismus:, der Sie am ehesten Geschmack abge
winnen können, und bei Licht gesehen, entspringt die 
Aktivierung des föderalistischen Gedankengutes der
art handgreiflichen Erwägungen, über deren Zustande
kommen wir sicherlich Ihnen nicht gram sind. Aus 
dieser Auffassung von ein€'m aktiven. an den moder
nen Geg€'benheiten ausgerichteten Föderalismus hei-
<JUS, hat sich die Landesregiening, wie wir ihr dank
bar bestätigen, für verpftich tet gehalten, bei den ver
schiedenartigen Interessen, gleichgültig ob es sich um 
Gesetzgebung, Verwaltung oder Vertragsabschluß des 
Bundes handelt. die interesscn unseres L i:u1.de.s und 
seiner Bevölkerung zu vertreten - sicherlich nicht im
mer in Übereinstimmung mit der Interessenlage des 
Bundes. Die Landesregierung hat sich aber nicht nur 
dann, wenn unsere eigenen Interessen angesprochen 
waren, zum Föderalismus bekannt; sie hat das auch 
g:€'tan, wenn keine unmittelbaren Landesbelange zu 
vertreten waren, wenn es aber galt, die Belange der 
Länder schlechthin zu wahren. 
L"nser Land hat - das möchte ich feststellen - aus dem 
11reußisch<m Kulturbesitz z. B. keine n ennenswerten 
Gegenstände in Verwahrung. 
Trotzdem ist die Landesregierung im Bundesrat für 
die Erhebung der Organklage eingetreten, denn hier 

i<mg es um die klare Festlegung der Kompet€'nzen, 
deren Flüssigwerden die Grundlagen der föderalisti
schen Ordnung ins Wanken bringt!n müßte „, ein€' Auf
fassung, für die noch am allerehesten der Herr Buu
despräsident selbst VerstRndnis ge:r.eigt. hat1 
Ich kann nicht den ganzen Komplex der Beziehungen 
zwischen Bund und Ländern, die jetzt in dier Diskus
sion sind, abstecken. Es ist ja kein Geheimnis, daß 1ie 
Länder langsam Kostgänger beim Bund l.u werden 
drohen. Der Bund wird durch die Anziehungskraft 
~eines größeren Etats immer at.tr;.kt.iver tm<l dringt 
kraft seiner finanziellen Potenz immer mehr in den 
sachlichen und organisatorischen Bereich der Länder 
ein:.· Das ist e'lne 'Unbestreitbare Tatsache.1 Was sich 
hier v:oIIzi~ht, ist eine ~leichende Kompetenzauswei
tung mit Hilfe finanziell€'r AufwendungP.n; ! aber Auf
wendungen, die letzten Endes nur deswegen vom 
Bund aufgebracht werdf'n können, weil !heutzutage 
zwischen Verv11altungsverantwortung und Finanzver
antwortung zwischen Bund und Ländern ein Mißver-
hältnis entstanden ist. · 
D_ie s~.tuation wir~ so.:hlagartig dadurch betep.chtet, daß 
die Länder z. 1'.I· im vergangenen Jahr zul Finanzie
rung des IngemeurschulwPsens, aber auch rzur Förde
rung der 'W'issensdlaft und der Fm·schur\g Verwal
tungsabkommen mit dem Bund schließen mußten um 
damit zur Finanz.ierung ihi:e.t• ureigensten' Aufg~ben 
Mittel aus dem Bundes€'ta! zu erha~ten, di~ nach der 
grundsätzlichen Zuständigkeitsregel in defi. Bundes
haushalt nicht hineingehören. Diese Ve!"IA!'altung:<ah
kommen mögen im Augenblick zur Bewältigung der 
dringend~n ~ufg~bcn notwe~dig und rea~i.sfüch ge
wesen s~m. Sie s.inP. aber .z.weifellQs nur ein Notbehelf 

·w;1i;J:, m®t~. ~tli:~Jzt werden durch eine klafe Verstär
kung· der :Fi.nanzkrart der Llincter, die sieo wieder in 
die Ug~· ~~rset?-f;1 ftl:te1

AUfgaben aus eigenet Kraft und 
nicht aus ministerialbi:irokrntisch maninulierten Haus
haltsansätzen des BundeR zu flnanzier~n. Dieser Ent
wicklung wird nkhl dadurch vorgebeugt, d~ß man aus 
der Finanzschwäche der Länder heraus echte Le.ndes
aufgaben auf den Bund überträgt - in dieses Kapitel 
gehart' z. :S.' aUch dfo ErriChtung eines Buttdeskultus
ministeriums -, sondern allein dadurch, d~ß eine der 
Aufgabenverteilung entsprechende Verteilulhg de[' Ein-
nahmequellen erfolgt. 1 

. 1 

Damit habe ich zugleich auch das In diesem Jahr ent-
standene Defizit unseres Landeshaushalts angesproch{'n, 
das sicb.erlich ntcht entstanden wäre, wenn die Länder 
durch die Bundesgesetzgebung nicht über['dch bel-aden 

. WO;t'qif!~ w;#rJ;eP,. ,o;1it sc;>ltj:i.~q. Last<'n, die i~sbesondere 
als typische Kl'iegs~olgelasten ganz eindeutig in die 
Finanzverwaltung und -verantwortung des Bundes 
hineingehören. 

(Sehr gut! und Beifall bei den Rcgierung$parteien.) 

Es kqonte nicht ausbleiben, daß fast alle B~ndesländer 
gleichmäßig unter dieser Last stöhnen, wie. sich das ja 
auch in einem Haushalt.sdefi.zit in ~iner 'ßeachtlichcn 
Zahl von Ländern ausdrückt. Unter diesen tiefindet sich 
z.B. heute auch dcu; zu den reichen Ländern gehörende 
Land Baden-Württemberg, dessen Defizit von vorläu
fig 83 Millionen DM noch erklecklich über ~dem unsri
gen liegt. 

(Hört, hörtl be.i der CDU.) , 

Lassen S!e mich noch eln typisches Beispiei hierzu aus 
meiner eigenen dienstlichen Tätigkeit zitieren. Die 
Verzinsung der Ausgleichsforderungen obliegt den 
Ländern seit der Währun~sumstellung, aliso seit der 
GeburtsstundP dieser Forderungen. Sie stammen dem
nach. aus einer Zeit, als der Bund noch nit:h,t exis tierte. 
ln keinem der verschiedenen überleitungsgß~etzc wur-
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den sie den Ländern abgenommen. Mit dem Gesetz 
über die Tilgung der Ausgleichsforderur;igen vom 
14. Juni 1956 ist zur Vßrzinsung noch die Tilgung ge
ll'eten. Daß es sich um eine Kriegsfolgenlast handelt, 
die gemäß Artikel 120 des Grundgesetzes dem Bund 
zur Last fallen müßte, ist seitens des Landes Bayern 
in einer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht 
überzeugend dargelegt worden. Die Größenordnung 
dieser Belastung mögen Sie daraus ersehen, daß die 
jlihrlichen Aufwendungen für die Tilgung und Ver
zinsung sich au! 420 Millionen DM belaufen, und da
von entfallen, wie Sle aus unserer Haushaltsvorlage 
auch ersehen können, auf Rheinland-Pfalz etwa 3v 
Millionen DM. Ich will diese ganze Frage nicht ver
tiefen; wir werden uns darüber im Laufe der Etat
beratung noch eingehender unterhalten müssen. Ich 
mußte sie aber wenigstens ansprechen, da sich im 
gegenwärtigen Zeitpunkt die Länder um eine Korrek
tur dieser Fehlentwicklung bemühen, über die der 
Bundesgesetzgeber hoffentlich die nötige Einsicht auf
bringt. Wir fühlen uns jedenfalls verpflichtet, diesen 
moralischen und zweifellos auch rechtlich fundierten 
Anspruch zu unterstreichen, womit wir zweifellos eine 
Aufgabe erfüllen, die auch diesem Landesparlament 
obliegt. Ich möchte wünschen, daß den vereinten Be
mühungen der Ministerpräsidenten Erfolg beschiede.a 
sein wird. 
Es bleiben mir schließlich noch einige Detailfragen, 
äie unsere Bevölkerung sehr beschäftigen, auch wenn 
sie von noch so regionaler Bedeutung sind. Sie wis5en, 
daß sich die Landesreg.ierung sehr intensiv der Aus
nahmetarife in der Siegerländer Eisenerzindustrie an
genommen hat, denen duC'ch die Entscheidung der 
Hohen Behörde der Abbau droht; eine Maßnahme, die 
nicht ohne große Auswirkung für die ganze Wirt
t.chafts- und Sozialstruktur des Siegerländer Raumes, 
insbesondere für den Kreis Altenkirchen, bleiben wird. 

. (Sehr wahr! bei der CDU.) 

Es bleibt nur noch der Weg der Klage, über deren 
sachliche Berechtigung bei mir allerdings keinerlei 
Zweifel besteht, so daß ich nur hoffen und wünschen 
kann, daß Bundes- und Landesregierung in ihren ge
meinsamen Bemtihungen die berechtigten Forderungen 
durchsetzen werden. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU.) 

Ich dar! ehrlich hinzufügen: Als die Frage der Errich
tung der Montan-Union aufkam, habe ich mir nicht 
vorgestellt, daß aus -den vielen Be~ründungsunter!agen, 
die wir damals bekommen haben, ein derartiges Ein
greifen in spezielle wirtschaftliche Angelegenheiten ei
nes Mitgliedsstaates erfolgen könnte. 
In diesem Zusammenhan·g stellt sich auch die Frage 
nach der Neuabgrenzung der sogenannten Sanierungs
gebiete, also jener Gebiete, die durch Förderungsmaß
nahmen in ihre!' Struktur so verbessert werden sollen, 
daß die bodenständigen Arbeitskräfte an Ort und 
Stelle verbleiben und nicht zur Landflucht getrieben 
werden. Zwei!ellos hat die Aogrenzung dieser Gebiete 
In der Vergangenheit nicht alle Faktoren in unserem 
Lande berücksichtigt. Ich weiß nicht, o9 die Bemühun
gen der Landesregierung in diesem Punkte Fort
~chritte gemacht haben; ich würde es begrüßen, wenn 
Sie, Herr Ministerpräsident, hierzu Stellung nehmen 
könnten. 
Aus der Fülle der Grenzlandprobleme möchte ich nu• 
die aktuelle Frage des deutsch-belgischen Ausgleichs 
aufgreifen, der ja mittlerweile seinen Abschluß in 
einem freilich noch nicht ratifizierten Vertrag gefunden 
hat. Für uns ist dabei lediglich von Interesse, ob dle 
mit der Rückgliederung der in Frage kommenden Ge-

bietsteile aufgetretenen wirtschaftlichen und kommu
nalpolitischen Schwierigkeiten behoben sind. Diese 
Frage ist insofern von Bedeutung, als wir doch alle 
hier in diesem Hause bestrebt sind, auch dle letzten 
noch nicht bereinigten Grenzlandangelegenheiten bald
möglichst einer unsere Grenzbevölkerung befriedigen
den Regelung zuzuführen, wie der Herr Ministerpräsi
dent anläßlich der Behandlung des deutsch-belgischen 
Vertrages im Bundesrat bereits ausgeführt und auch -
wie ich mit ~nugtuung feststelle - bei d ieser Gele
genheit auf die gleiche Problemstellung gegenüber 
Luxemburg und Frankreich hingewiesen hat -, Fälle, 
die gerade für Rheinland-Pfalz von besonderer Bedeu
tung sind. 
Meine Damen und Herren, damit bin ich am Schluß 
meiner Ausführungen. In ihrem Verlauf habe ich schon 
wiederholt dem Herrn Min isterpräsidenten Dank und 
Ane1·kennung aussprechen können. Dies möchte ich 
namens meiner Fraktion nochmals und generell für 
seine hingebungsvolle und erfolgreiche Tätigkeit tun, 
dabei den Dank auch auf die Mitglieder der Landes- . 
rcgierung und auf die Beamten und Angestellten der 
Staatskanzlei ausdehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir werden der Vorlage des Haushaltsplant!s Minister
präsident und Staatskanzlei in vollem Umfange zu
stimmen. 

(Starker Beifall bei den Regierungsp::irteien.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wallauer von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Wallauer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bel der jähr
lichen Etatberatung gibt es drei normale Höhepunkte: 
Die Einbringung des E tats durch den Finanzminister 
und die anschließende Diskussion, die Beratung des 
Etats des Herrn Ministerpräsidenten und die Schluß
abstim.mung. Das schließt nicht aus - und wir werden 
das in den nächsten Tagen ja erleben -, daß auch bd 
der Beratung der Einzelpläne hier und da die Dis
lwssion sich zu besonderen Höhepunkten steigert. 
Die einleitenden Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. 
Boden haben vorhin schon ein Beispiel dafür gegeben. 
Ich brauche mir seine Ausführungen nicht im einzel
nen zu eigen zu machen; ich kann allerdings S'agen, 
daß bei den vorangehenden Ausschuß-Beratungen auch 
uns gelegentlich gestört hat, wenn gesagt worden ist, 
daß die Mehrheit dieses Hauses - also die Koalition -
mit einer festen Marschroute in die Beratungen ge
kommen und daß sozusagen nichts mehr zu beraten 
gewesen sei. Davon kann w irklich keine Rede sein . 
Die diesjährigen Haushalt.sberatungen haben sich in 
einer Atmosphäre abgespielt, wie wir sie - ich bin ja 
erst seit 1955 AbgeoX"dneter in diesem Hause - auch 
in den letzten Jahren gehabt haben, und ich glaubt.!, 
sagen zu dür!en, daß die Opposition durchaus zu 
ihrem Recht gekommen ist. 
Bei der Beratung des Etats des Ministerpräsidenten 
steht die Gesamtpolitik der Landesregierung zur Aus
sprache. Dabei handelt es sich einmal um die Landes
politik im engeren Sinne, wie wir sie- h ier im Landtag 
betreiben, zum anderen um die Mitarbeit der Regierung 
im Bundesrat, der zwar ein Bundesorgan ist, in dem 
aber doch die Regierungen der Länder d ie Belange 
ihres eigenen Landes zur Debatt<! stellen und diejeni
gen Forderungen und Wünsche durchzusetzen ver
suchen, die für ihre LandespoHtik von Bedeutung sind. 
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kh will nicht nie gesamte Tätigkeit der Landesregie
rung im Bundesrat berühren. sondern ich will zunächst • 
mir zwei Dinge herausgreifen, die einerseits für unse1· 
Land von besonderer Bedeutung waren, und anderex·
~eits au( die Stellung des Bundesrates überhaupt ein 
Licht werfen. Auf das letztere ist Herr Dr. Boden, 
\•;ornuf irh gleidt 7.ll ::;pri;>chen kommen werde, schora 
€'lngegangen. · 

Wir haben mit Genugtuung die Mitwirkung der Lan
desn~giet'llng bei der Behandlung der 7. Durchfüh
l ungsverordnung zum Weingesetz vermerkt. Die För
den1ng des Weinbaues ist ja - das kann man sagen -
immer ein Gesamtanliegen dieses Hauses gewesen, 
und vielleicht sind wir kaum bei &nderen .Eo'ragen sv 
t•inhelliger Meinung bei allen Fraktionen gewesen wie 
l:ei <ler Förderung des Weinbaues und bei der Bera-
1 img von Notstandsmaßnahmen, wie sie ja so oft erfor
derlich waren. Ich darf jedenfalls der Landesregierung 
und insbesondere auch dem Herm Weinbauminister 
l•nser·en lw~01i<leren Dank und unsere Anerkennung 
au:-;spred i•'tt. 

(Beifall der Regierungspart€ien.) 

Der Herr Kollege Dr. Boden ist auf die Organklage 
i:ingegangen, die der Bundesrat gegen den Herrn Bun
despräsidenten angestrengt hat. kh glaube, micll. seinen 
Ausführungen im wesentlichen anschließen zu können. 
Wir bedauern es allerdings, daß es dazu kommen 
mußte, verkennen aber auch andererseits nicht, daU 
eine verfas~ungsrechtliche Unklarheit bestanden hat 
lind daß diese Organklage - der ja nun auch noch eine 
Norm.-nkontrollklage einiger Länder zur Seite getre
'en i~t - der Ausräumung dieser Unklarheit dienen 
kann. 

~>.: ist erfreulich gewesen, riaß der Herr Bundesprä
~idcnt vom Penönlichen he'!' dieser Sache nicht mehr 
Gewicht bei,gelegt hal, als sich aus ihr selbsl er-
1!.<tb. Daher kann man auch sagen, dall diese ursprüng-
1 ich etwa~ unangenehme und die Autorität unsere;i 
St;.;abobe!'h~tiptes berührende Angelegenheit ~ichel'lich 
m1. SchFirfe und Bedeutung in persönlicher Hinsi('ht 
vel'loren hat. 

Wenn m~m die Frage dei; Fi>deralismus an sich an-
3prechen soll, dann fühlen wir uns durch die Aus
führungen des Herrn Kollegen Dr. Boden, daß ein 
föderalistischer Frühling plötzlich. in der Bundesrepu
blik ausi;:ebrochen sei. jedenfalls nicht getroffen. kh 
verkenne nicht, d11ß dte liberalen Parteien der Ver
>;angenheit gelegentlich unitariBChe Anwandlungen 
!!.l'Zl!igt haben, beispielsweise als damals die Weimarer 
Verfassung geschaffen wurde, wo seitens der dama
ligen Deut~chen Demokratischen Partei, bei Herrn 
Preuß, eine stärkere unita1iscl1e Färbung vorgelegen 
hat als das bei anderen Parteien der Nationalver
sammlung oder des späteren Reichstages der Fall 
wa!'. Icll glaube aber, eS" liegt im deutschen Charakter 
und in der Sicht des Deutschen doch allgemein - wenn 
cter Herr Ko11ege Schmidt das des ö:fteren auch für 
:-kh in Anspruch genommen hat, dann habe kh ihm 
das ge.idi>uht - daß ein maßvoller Föderalismus, der 
weniger vom Grundsi:it7.lichen als vom Praktischen 
ausgeht, durchaus uns allen gemäß sein kann. Des
wegen haben wir nichts ~egen die 'föderalistische Glie
derung der Bundesrepublik. Wir sind der Meinung, 
daß dieser Föderalismus auch durch einen ver
nünftigen Aufbau unseres Staatslebens in allen seinen 
Funkt.ioni>n [>€sonders gesichert werden sollte, so daß 
kr·ine Reibungsflächen verbleiben, die entstanden sind 
durch die Art des Aufbaues seit 1945 und die bei ein.er 
vernünftigen Anstrengung sich sehr wohl ~seitigen 
ließen. 

Von einem Krieg zwischen dem Bund und 1den Glied
staaten halten auch wir nichts. Wir haben es insofern 
bedauert, daß es z.u diesem Beschluß des B!undestages 
gekommen ist, .der dem Bundesrat die genügende V!.!1·
tretung in dem Europapal"lament versagen müßte. Wir 
hofien doch, daß in dieser F1·age noch eine Regelung 
gefunden werden kann, die also die Vertretung des 
Bundesrates dort nicht vollkommen ausschließt. 

(Abg, Schuler: S€'hr gut!) 

Ich will au! die Erörterungen, die heute ~es öfteren 
gepflogen werden, ob der Bundesrat üb~rhaupt in 
seiner Funktion anders gestaltet werden. soll, nicht 
ii;n eii;i.z.eluen t;iin,gehen. Ich halte derartige ,Erörterun
gen auch zur Zeit für nicht am Platze. Der, Bundesrat 
als Organ, glaube ich, hat sich bisher bewährt. Ge
l·ade in ,der Friihzeit einer Verfassung soll man die 
Entwicklung erst einmal abwmten. Ich erinnere auC'h 
daran, daß. in ,den Konferenzen der Ministf rpr{isi<len
ten, der lnnenminister, Finanzminister u!lld Kultus
minister durchaus schon Dinge geschaffen v.1orden sind, 
die den föderalistischen Char<ikter der BundesrepuLlik 
zuln Ausdruck bringen. Was ::mf diesen Rlonferen;r;en 
beschJ.ossen wird, sind ja freiwillige Vere~nbarungen 
der Länder untereinander. Man kann hier 1J11cht sagen, 
daß es sich um einen unitarischen Ersatz h:8ndelt .. Je
dem Lande lst eile Möglichkeit gegeben, sei~erseits aus 
:;;einen eigenen Bedürfnissen dazu beizutrngien, so daß 
diew Konforen,zen durchaus eine gesunde ; Ergiinzung 
de1· Tätigkeit des BundesrnteH darstellen. l 
Wenn ich z.ux· Landespolitik jm engeren Sinne komme, 
dann wm ich auf drei Gesetze Bezug nehmen, die wir 
im vergangenen Jahre geschaffen haben: :das Besol
dungS'gesetz, das Privatschul.,gesetz und daJs Sparkas-
sengesetz. ; 
Zum ,Besoldungsgesetz glaube ich feststellen zu kön
nen, daß eine Beruhigung auf der ganzen! Linie ein
getreten ist. V..'ir wollen hoffen, daß diese f3eruhigung 
auc-O. ,a.i;ihililt. Das, ;was. der Herr Kollege Dr1 Boden ge

. ~.l~.:l;!'!~.„9.~F. ~"\~.~11:?:?5 j.n der Beamt.ensch~ft, übet· die 
HaHUM„ .i:l.~ .:ecamtensci;la.!t •. !iie an sich 4nabhängig 
sein. ,jl(lllte von Schwankungen des Wirtscl:taftslebens, 
wie sie notwendig immer wieder eintrete,~, halte ich 
filr durchaus zutreffend. Ich kann dai;: !nur unler-
~treic:hen. · 
Zum Privatschulgesetz haben wir unsere 'Auffassung 
genügend deutlich immer wicd~r wm A~'>dntck ge
bracht. Icll ni.üchte nkht vi;,Ll'ehlen, auch htute wied~~r 
zu sagen, daß wir erwarten, die öffentlicqen Schulen 
um keinen Deut niedriger auszustatten als die Pri
vat.i:K:hulen nunmehr ausgestattet wen:len können. 
Ich habe eJgentlkh bedauert, daß unser : Antrag im 
Haushalts- und Finanz-ausschuß bezüglich der Zu
schüsÄe, die für die entgehenden SchulgeI4er gegeben 
wt!'rden, .nicht angenommen worden ist. ' 
Ein Wort zum Sparkassenges~tz, das gleir.hzeHig die 
Cberleitung sein wird zu dem, was ich dann zu sagen 
habe. Als uns vor etwa einem Jahr die Vorlage i;:e
macht wurde, standen wir diesem Gesetz skeptisch 
gegenüber. Das· haben wir .zum Ausdru~ gebrac.:ht 
und gezögert, die Beratung des Gesetzes, damals so 
vorzunehmen, wie sie von unserem Koalitionspartner, 
aus dessen Reihen das Gesetz ja wohl gelj:ommen ist, 
gewünscht war. Wir sind froh darüber, daU wir das 
damals so gemacht haben. Denn zweifellos ist die Zeit 
der Eiru.€lbet'atung, die sich über Monate' hinaus er
slreckt hat, diesem Gesetz nur zugute '.gekommen. 
Damals wurden von uns die wirtschaftlicben Bed~n
k~n ausgesprochen. Gerade wir in dem: nördlichen 
Landesteil standen und stehen auch heute, noch unter 
dem Eindruck der starken wirtschaftliditln Verf\ech-
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tung mit dem nördlichen Teil der früheren Rheinpro
vinz. Wir glaubten damals, daß -die Tätigkeit der Rhei
rtischen Girozentrale in Düsseldorf - bei uns hieß sie 
immer nur die Landesbank - durchaus segensreich 
gewesen ist. Wenn ich nun heute noch von einem 
damals unausgesprochenen Bedenken Kenntnis gebe, 
dann ist es das, daß wir bei diesem Gesetz wie auch 
bei anderen Gesetzen doch immer wieder das Gefühl 
haben, daß sie einer weiteren Konsolidierung des Lan
des, die an sich berechtigt ist, dienen sollen, bevor 
dieses Land rechtlich, verfassungsmäßig - ich will mic.h 
noch deutlicher ausdrücken - nach dem Grundgesetz 
genügend fundiert ist. 
Damit komme ich zu einer Frage, die der Herr Vor
redner allevdings nicht angeschnitten hat, dle ich aber 
glaube für unsere Fraktion doch anschneiden zu müs
sen, die Frage der Neugliederung der Länder, die un3 
ja immer wieder in den vergangenen Jahren beschäf
tigt hat. Es wäre kein Anlaß, in diesem Jahre auf di~ 
Neugliederung einzugehen, wenn die Politik der Bun
desregierung, die im Jahre 1955/56 mit der Verabschie
dung des Neugliederungsgesetzes ihren Anfang ge
nommen hat, die mit der Durchführung der Volks
begehren in der Pfalz, Rheinhesi;en, Nassau, Koblenz 
tind Trier fortgesetzt worden ist, ihren Foltgang ge
nommen hlitte. Wenn ich hier die Bundesregierung an
spreche, dann spreche ich zugleich auch aie Landes
regierung an, und zwar deswegen, weil wir in diesen 
Jahren das Gefühl nicht losgeworden sind, daß - im 
Gcgcnsat;i: etwa zu Baden-Württemberg - die Landes
regierung dieser Frage zum mindesten passiv, wenn 
nicht al.ilehnend gegenübergestanden hat. Das, mein~ 
Damen und HetTen, glauben wir, ist doch mit der 
Regelung, die das Grundgesetz in seinem Artikel 29 
getroffen hat, nicht vereinbar gewesen und ist auch 
jdzt nicht vereinbar. Das Grundgesetz schreibt ein-
dcuti~ vor. daß die ~.reuglieder:Jng eine Pf!ic...~t des 
Bundes ist. Wenn .dieser Artikel auf Veranlassun,;: 
der Franzosen zunächst von den Besatzungsmächten 
fünf Jahre lang suspendiert war, so hätte nach unse
rer Meinung nach Aufhebung dieser Suspendierung 
alles getan werden müssen, um ihn nunmehr be
fichleunigt wirksam werden zu lassen. Statt des3en 
mi.is::;en wir erleben, daß der Herr Bundesinnenmini
ster in der Fragestunde des Bundestages im Dezem
ber 1957 auf eine Anfrage des CDU-Abgeordneten 
Dr. Werber die eindeutige Antwort gegeben hat, daß 
die Bundesregierung nicht beabsichtige, bis zum 5. Mai 
Hl58 ein Bundesgesetz über die materielle Neugliede
rung vorzulegen. Warum glaubt die Bundesregierung 
dies nicht tun zu müssen? 

(Abg, We.sicnberger: Wegen der Ostzone offenbar!) 
- kh komme gleich auf diesen Einwand. Man beruft 
sich zunächst darauf, daß es eine Sollvor:;chrift sei, 
wonach die Neugliederung innerhalb von drei Jahren 
durchgeführt wcI'dcn so 11 e. Aber was heißt hier 
Sollvorschrift? Eine Sollvorschrift liegt vor - das gibt 
e~ auch im öffentlichen Recht, nicht nur im bürger
lichen Recht -, wenn, sagen wir einmal, in einem 
Beamtengesetz bestimmt wäre, daß der Beamte bei 
seiner Einweisung in eine Planstelle or;ier bei seiner 
Ernennung auch eine Urkunde ausgehändigt bekom
men solle, wenn eine solche Regelung getroffen ist in 
dem Sinne. daß das nicht unbedingt notwendig ist. 
Dann ist die Beamtenernennung nicht nichtig oder 
ungültig, sondern es fehlt ihr nur das, was man ord
nungsmäßig dazurechnet. Das bedeutet „soll" und 
nicht „muß". Die Schöpfer des Grundgesetzes haben 
sich doch sicherlich nicht gedacht als sie sagten, die 
Neugliederung soll innerhalb von drei Jahren beendet 
sein, daß man sich auf eine solche Vorschrift berufen 
werde, wenn sie durch einen außerordentlichen Um-

stand, wie es geschehen ist, nunmehr fünf Jahre ver
zögert worden ist. Dann konnte doch die Folge nur 
die sein, daß jetzt dem nunmehr ausführbaren Gesetz 
die Realisierung wirklich auf dem Fuße folgen soll. 
Die Bundesregierung beruft sich darau.f - wir habcrt 
das auch aus dem Munde des Herrn Ministerpräsiden·· 
ten immer wieder gehört -, daß wir die Wiederver
einigung abwarten sollten. Meine Damen und Herren! 
In unserer ersten Erklärung im Jahre 1955 hat unser 
Fraktionssprecher zu dieser Frage eindeutig gesagt: 

Auch wir wünschen, daß die Wiedervereinigung 
nach Möglichkeit der Neugliederung vorangehen 
soll. 

Damals konnte man der Auffassung sein - vor der 
Genfer Konferenz, vor den Ereignissen in Ungarn, in 
der Zeit, wo die Koexistenzsituation behern;cltend zu 
sein schien -, daß sehr wohl abgewartet werden könne. 
Wir haben also gewissermaßen eine Respekt!rist für 
die Neugliederung gewährt. Es ist aber doch so, dal3 
die Verhältnisse sich inzwischen eindeutig zugespitzt 
haben, nicht daß irgend jemand von uns in diesem 
Hause oder an irgendeinem deutschen Parlament das 
Anliegen der Wiedervereinigung nicht als Erstes und 
Teuerstes betrachten würde. Aber es ist doch so daß 
die Realisierung der Wiedervereinigung - ich br~uctH! 
nur auf den Artikel zu verweisen, den am Samstag die 
Frankfurter Zeitung gebracht hat, in dem es hieß, daß 
mit oder ohne Erörterung des Friedensvertrages auf der 
kommenden Gipfelkonferenz die Frage der Wiederver -
einigung zur Zeit nicht akut sei - noch in weiter Ferne 
liegt. Wenn es so steht, dann kann man ein anderes 
Anliegen, das unser Grundgesetz in dieser c:indeutigen 
'E'orm uns vorschreibt, nicht davon abh~ngig machen, 
daß außenpolitisch irgendeine Situation eintritt, die 
wir zwar alle wünschen, abet' im Moment nicht er
;>:wingen körmen. 
Meine Damen und Herren! Das Argument der Wieder
\'ereinigung konnte schon deshalb niemals durchschla
gen, weil das Grundgesetz selbst ja ganz eindeutiJ!, 
das Gegenteil sagt; dort heißt es, daß die Neuglied:!
rung auf daS' Gebiet der Bundesrepublik beschränkt 
ist und daß künftige Neugliederungen, die später er
folgen müssen, wenn andere Gebietsteil€ hinzutreten, 
an neue Fristen gebunden sind. 
Meine Damen und Herren! Wir werden doch im Ern.:;t 
nicht sagen können, daß es für die Wiedervereinigung 
eine Rolle spielt, ob nun Koblenz in einem Land 
Rheinland-Pfalz Bezirkshauptstadt ist oder ob dieses 
Koblenz etwa in einem anders gestalteten Lande, sei 
es in Hessen plus Pfalz oder im Falle einer anderen 
Lösung, die das Luther-Gutachten aufzeigt, anderswo 
liegen wird. 

(Abg. Westenbei·ger; Für Fulda kann es schon 
erhebliche Bedeutung haben!) 

- Herr Kollege Westenberger! Für Fulda mögen Sie 
recht haben, aber was hat das schon auf sich, wenn es 
für Fulda örtlich eine Bedeutung hat - ich komme 
nachher noch auf diese Möglichkeit zu!'ück -, wo die 
Bundesregierung anscheinend jetzt sogar gewillt ist, 
diese rein örtlichen Probleme au[ eine ganz andere 
Weise zu regeln. Jedenfalls ist das Ergebnis meiner 
Betrachtung - das ist auch die Meinung meiner Frak
tion -, daß kein Anlaß besteht, in dieser Weise eine 
Bestimmung der Verfassung zu umgehen. 

Meine Damen und Herren von der CDU! kh möchte 
an Sie nur die Frage stellen, wären Sie vor einigen 
Jahren nicht außerordentlich empfindlich gewesen und 
wären Sie es nicht auch heute noch, wenn der Artikel 
29 unserer Landesverfassung - es liegt nahe, ihn zu 
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nennen - von uns nicht realisiert worden wiire, als Sie 
glauhtcm, auf das Elternred1t verweisen zu müssen, 
um damals ·in Rheinhesscn die Möglichkeil der Kon
J1 · ~:·:ietns:-whu le zu erreichen'! 

(Abg. Fuchs: Sehr gut!) 

Ich :;age ct~s ohne Po1emik. Ich weise nur darauf hin, 
dan hier doch eine gewisse Parallele in der Stellung 
d ieses Proolems - ich meine verfasswigs- und i;taats
l'tchtlich gesehen - besteht, die nicht übersehen wer
<i••n k;inn. 

(Abg. Westenberger: Spielt das Elternrecht 
bei der Wiedervereinigung eine Rolle?) 

Das spielt bei der Wiedervereinigung keine Rolle, 
Herr Kollege Westenbcrget', Das ist auch nicht de1· 
sprin.~ende Punkt meines Vergleiches. Ich glaube aber, 
Si e haben recht verslanden, was ich ebun sagen wollte. 
Bit.IP, verstPhPn f.iP, <laß wir unsererseits den Auf
.~drnh eines vom Grundgesetz geforderten Ver!ab.rens 
ni<'ht. «nt!1kennen können. 
kh will mm Schluß zu die~e1· Problemstellung noch 
folgendes sagen. Wäre es nicht gerade für einen ge
~unden I<'öderalismus, den Sie doch, wie Sie vorgeben, 
Vt!rtrelen, nicht das Gegebene, dieses nun zehn Jahre 
" lt gewordene „Kind" Rheinland-Pfalz endlich einer 
kräftigen Zugluft auszusetzen, wie es der Minister
präsident von Baden-Württemberg kürzlich für sein 
Land erklärt hat, daß man gerade die Unsicherheit 
beseiti~en solle, um endlich zu Ergebnissen zu kom
men, die ein reibungsloses Arbeiten auf dem Gebiete 
der Landei;gesetzgebung möglich machen? Bei jedem 
Landesgesetz, das wir beschUeßen - denken Sie an pas 
Sp::1rkas:-engesetz, an das Polizeiverwaltungsgesetz oder 
nuch an das zu vetabschiedende Gesetz über die frei
willige Gericllt.sbarkeit - müssen wir uns fragen: Hat 
das, was wir hier beschließen, denn einen Sinn; war
um erie<liRen wir nicht das Problern der Neugliederu...<g, 
warum schaffen wir nicht endlich hier freie Bahn? 
Nach neuesten Infotm11tirmen soll allerdings die Bun
desregierung jetzt etwas ganz anderes erwägen. Für 
den bishPr nie genannten Absatz 7 des Artikels 29, der 
für andel'e Änderungen des Bundesgebietes eine Rege
lung vorsieht - zum Beispiel - die Frage der rechts
rheinisd'1e>l Vororte von Main,;, oder die Behandlung 
von StädtP.n in Bayern und Baden-Württemberg, ich 
denke an die Stadt Neu-Ulm und die Stadt Wimpfen 
am Neckar -, i;o!I nun ein Verfahrensgesetz gemacht 
v:crden. Das ist anscheinend ein Zeichen dafür.-, daß 
man in Bonn doch etwas auf dem Gebiete unterneh
m<'n will, da man so nkht weilerLukommen scheint. 
Wie wollten Sie auch bei Ihrem bisher.-igen Stand
punkt die Frage der rechtsrheinischen Vororte von 
Mllin7. Hi:::1:-n? Ist diese Frage l.>isher auch nw· einen 
Schritt in diesen 10 Jahren ·weitergekommen? Sie ist 
nicht weitergekommen, meine Damen und Herren; es 
::-.cheint nunmehr allerdings die Absicht der Bundes
regierung zu sein, das zu machen. Vielleicht hören Sle 
s ich heute abeoo den Herrn Bundesinnenminister an, 
der üper den Hessischen Rundfunk über dieses Pro
bl('m sprechen wird. Im übrigen sind bereits Ausfün
rune:en ntwr ein Verfahrensgesetz vom Hessischen 
n.undfunk verbreitet worden. Das ist ßber alles kein 
Geheimni~. Der Bundesinnenminister hat Uber diese 
Fragen schon im Innenausschuß des Bundes tages be
reits vor einigen Wochen Pntsprechende Ausführun
gen gemacht. 
Ich will dieses ~biet ni<"ht verlassen, ohne noch ein
mal zu betonen, daß uns das Problem ein ernsthaf
te:; Anlie.E:en ist und daß w:r auch im Lande für den 
Fortgang des Verfahrens eintreten werden. aber nicht 
in dem Sinne, daß wir von der Fraktion oder von der 

Partei aus irgendeine bestimmte Meinung für die 
Neugliederung propagieren. Keine Frakti9n dieses 
Hauses. kann das. lch brauche nur auf die Situation 
im Regierungsbezirk Koblenz hinzuweisen. Der Herr 
Kollege Dr_ Habighon;t wohnt in Ahrweiler. Das Gut
achteri' des Luther-Au~~chu~ses hat !ür ihn 1 ~1ne ganz 
besondere IA<>ung parat; denn dort heißt e:;.: 

Der Kreis Ahrweiler gehöTt nach seiner ganzen 
Situation unter keinen Umständen naHt Rhein
lan3-Ptah:, er gehört nach Bonn. 

~ · "fierr ''I{otlege :R'abJgho1·st, Sie hätten also ' die beste 
Gelegenheit, w"'rm ~le In dPn T..<1n<lt.ag i"1 Düssel
dorl etnrilch.-ten, dort !hre Fähigkeiten als V~rsitl.ender 
des Haushalts- :und Finan:r.aus~chus~es zu ~ntfalten -

illPltet·k~it im Hause} 

und in einer weitaus fruchtbarenm Weise : anzub.rin
gcn als hier, weil Sie in diesem reichsten i Land der 
Bunde.srepublik ganz andere Mittel zur :Verfügung 
hätten als hier. 

(Abg. Habighorst; Sie wollen mir wohl ,einen 
guten Ab~ang verschaffen!) i 

kh, s~g'e das, ni'.i.r, um ni'nen die f,Rge ZU d~monstrie
rcn. Jetzt bringe ich Ihnen das Gegenbeispiel meines 
Heimatkreises Kreuznach. Denn hier sagt drs Luther
Gutachten genau das Gegenteil. Wir wissen alle, daß 
diese Fragen bisher nur theoretisch erört~rt worden 
sind. Auf die konkreten Dinge ist nie eilnge~angen 
worden. Ich muß beinahe sagen, daß es ein Vers iiumnis 
unserer Ländesregierung war, <laß sie d~escs Gut
achteq des .L.uther-Aus,schusses nicht in ein~r entspre
chenden Anzahl vDn l!::icemplaren den einzelnen Frakt
tionen ' zur Verfügung gestellt hat; denn dann hätte 
sich jede Fraktion einmal in die materiel1e1i Probleme 
der Ne~~erurtg vertiefen können. I , 

(Abg. Völker: Sehr gut!) : 

Daraus wäre zu ersehen gewesen, daß ~ z. B. die 
Stlldt.e Kreuznach, Birkenfeld, Simmern,: St. Goar 
usw„ \'lf~·:·~letJ,~MTr!er nach Nordrheint West!alen 
fiele, ~#· m#t tnitgehen kBnnten, weil .sie f->irlschart
lich und stammllch nach einer ganz anderem Seite hin 
orientiert sind_ Ich sage das nur, um folgendes dar
zutun: Keine Partei dieses Hauses - Sie ~onnten es 
auch nicht tun - hat sich tür eine bestimnhe Uisuni; 
eingesetzt. Es handelt sich also nicht datum: Auf-

. töslmg ' vöii""Rbeihland-'.Pfalz oder das Gegenteil, son
dern dfe Fragestellung war Wld bleibt, soll die Bestim
mung der Verfassung ausgeführt werden pder nicht. 

. .„ „ ·· (Abg. Völker; Sehr gut!} ' 

Idi verlasse dieses Gebiet und wende mid!l. nul' noch 
einigen Einzelfragen zu, die zum Teil melne Herre:i 
Vorredner schon berührt haben, Zum Etat. des Mini
sterpräsidenten gehört das Statistische Landesamt.. Wir 
haben in der Vergangenheit schon einiges darüber 
gesagt. Es .slnd aber der StaUsUken anscbelnend noch 
:lmmet zavfele.' Diese Statls1:iken haben aucli nicht im
mer den wirtscha!tlichen Effekt, den sie haben müß
ten, um die R;.osten zu reclltfer-Ugen, die ~in solches 
Amt nun einmal erfordert. Ich will hier1 nicht auf 
Einzelheiten eingehen, denn wir haben den Einzel
plan beraten. Dort sind die einzelnen Positioni:'ll. er
örtert word:en. Man sollte vielleicht die Flut von Sta
tistiken etwas eindämmen. Die Landesregierung hat 
das mit der Wohnungsstatistik bereits versucht. Sie 
o:wßte sJcb. ,,damals de.r .M~heit im Bund~rat fügen. 
Beute wirc1 das Ergebnls dieser Statisti!l tellweise 
ang~weüel( Wi.r emp!ehlen der Landesreg;ierung, auf 
diesexp. ~b~tl:: auch weiterhin Zurückhaltw?g zu üben. 
Wir begrüßen den Beschluß der Länderfina:nzmiriister, 
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keiner Statistik mehr zuzustimmen, bevor nicht ein 
Gutachten des Bundesbeauftragten Iill' Wirtschaftlich
keit in der Verwaltung vorliegt. 
Zur Frage der Verwaltungsgerichtsbal'keit hat der 
Herr Kollege Dr. Boden vieles gesagt, dem wir zu
stimmen können. Etwas skeptischer bin' ich allerdings 
bezilgllch des Ausmaßes, dag die Anwendung der Ge
neralklausel mit sich gebracht hat. Ich weiß nicht, ob 
man vielleicht die Dinge nicht so sehen muß, daß die 
Generalklausel zwar im ersten Jahrzehnt nach dem 
Kriege notwendig war, man aber nun vielleicht doch 
eines Tages zu dem Enumerationsprinzip zurückkehrt, 
wie es im preußischen Recht lange Jahrzehnte hin
durch erfolgreich gehandhabt worden ist. 

(Abg. Dr. Boden: Das ist durc.."1aus diskutabel!) 

Meine Damen und Herren! Sie haben kürzlich ein
stimmig - ich war hierbei nicht anwesend - den Be
~chluß gefaßt, um Ihrer Kritik geg~ ein Urteil un
seres höchsten Verwaltungsgerichts Ausdruck zu ge
ben, eine Gesetzesbestimmung zu ändern. Dieser Weg 
kann natürlich jeweils beschritten werden. Wenn ci

ubcr öfter beschritten Wit'd, dann bedeutete dies, daß 
die Autorität der Gerichte in Fn,ge gestellt würde. 
Wenn es sich natürlich um Maßnahmen handelt, die 
einen zu weitgehenden Eingriff in die Verwaltung be
deuten, dann sollte man sich grundsätzlich mit d-en 
Fragen beschäftigen, wobei ich allerdings nicht ver
kenne daß die Verwaltungsgerichtsbarkeit bei uns 
ver!as'sungsmäßig im Artikel 124 verankert ist. 
Im übl'igen haben wir in der Verwaltungsgerichtsbar
keit ein ganz kleines Stück der Verwaltungsreform 
erlebt, wofür wir Herrn Prof. Dr. Silsterhenn - dessen 
Thesen wir ja nicht immer billigen - einmal unsere 
Anerkennung aussprechen können. Es ist eine Kleinig
keit; sie kann aber noch fortgetretzt werden. E,r hat 
mit dem höchsten Verwaltungsgericht des Saarlandes 
vereinbart, daß nur eine Entscheidungssammlung , 
herausgegeben weroen soll. Ich frage mich, warum 
kann das nicht au! Hessen ausgedehnt werden, also auf 
die drei Länder, die doch räumlich zusammengehören. 
Es ist heute so, daß die Richter und die Gerichte unter 
der Flut der Entscheidungssammlungen zu ertrinken 
drohen. Die Herren Berufskollegen in diesem Hause 
werden mir recht geben, daß es für einen einzelnen 
heute fast unmöglich geworoen ist, alles das zu lesen, 
zumal die Länge der Urteile - was nicht immer zu bil
ligen ist - sehr zugenommen hat gegenüber den kurz 
formulierten Entscheidungen des früheren preußischen 
Oberverwaltungsgerichts und auch des Reichsgerichts. 
Ganz skeptisch waren die Worte meines Herrn Vor
redners zur Verwaltungsreform. Ich habe seinen 
Standpukt verstanden. Ich weiß aber nicht, ob man es 
bei dieser Resignation belassen soll, und ich meine, 
eine Möglichkeit der Verwaltungsreform besteht im
merhin. Man sollte keine großartigen Gutachten an
fertigen lassen, die dann doch wieder in der Ver
senkung verschwinden. 

(Abg. Dr. Boden: Ich habe doch gerade in dieser 
Frage an d1e Parlamentsinitiative appelliert!) 

E~~ ist möglich, daß ich diesen Satz nicht gehört habe. 
Ich hörte aber jedenfalls das andere, worauf ich auf
merksam gemacht habe. Natürlich die Parlaments
initiative! Und hier besteht wiederum ein Zusammen
hang mit der Neugliederung; denn Verwaltungsre!ot·m 
in diesem Lande sollte doch erst gemacht werden, 
wenn die Existenz endgültig gesichert ist. Aber man 
würde· bei genügender Vorbereitung seitens aller be
teiligten Ressorts sicherlich auch schon zu einer Zu
sammenlegung und Vereinfachung kommen können, 
wenn man eine neue Abgrenzung der Bezirke da und 

dort versuchte, wobei allerdings - das wird die schwie
rigste Frage sein - die Parteien dieses Hauses sich die 
Beschränkung auferlegen müßten, örtlichen Wünschen 
nicht stattzugeben. 
Ob so etwas möglich ist - in Baden-Württemberg sind 
ja wenig ermutigende Erfahrungen nach dieser Rich
tung gemacht worden -, das würde dann die Frage 
sein. 
Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen. Auch 
wir sprechen dem Herrn Ministerpräsidenten und den 
Angehörigen seiner engeren Verwaltung in der Staats
kanzlei und den zugeordneten Behörden unseren Dank 
und unsere Anerkennung aus. Ich darf namens meiner 
Fraktion erklären, daß wir dem Haushalt des Mini
sterpräsidenten zuzustimmen beabsichtigen. 

(Beifall bei der FDP.) 

PrNsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Wenn der 
Herr Kollege Dr. Boden mir gestern abcnd Gelegen
heit gegeben hätte, zu erfahren, daß er die ,A,bsicht 
habe, •Ln der heute erfahrenen Form und Art die 
Debatte zum HaJl.llShalt des Herrn Ministerpräsidenten 
zu eröffnen, hätte ich mir einige Zeit des Nachdenkens 
ersparen können; denn Sie W'isseri ja au<ll, Herr Kolle
ge Dr. Boden, daß, wenn man eine Stellungnahme vor
bereiten muß, der Auftakt oftmals schwieriger zu fin
den ist als Mitte •1.md Ende. In diesem Falle hätte ich 
mir also die Suche nach dem Auftakt wirklich erspa
ren können; 'ich hätte nur restzustellen braud!en, daß 
Sie anscheinend einen neuen Ton in dieses Haus hin
einbringen :möchten, einen neuen Ton, der auch - wie 
iich beobachtet habe - scheinbar sehr stark den Beifall 
des Herrn Ministerpräsidenten find€in wird. 

(Sehr gut! un<L Beifall der SPD. -
Abg, Dr. Boden: Sehr er!reuliich!) 

Wir haiben diese Dinge schon öfters in der letzten Zeit 
beobachten können, rund ich h~be kürzlich schon ein
mal Gelegenheit genommen, darauf hinzuweisen, daß 
amicheinend d-er Herr Mini"Sterpräsidoent d~n Wunsch 
hat, in diesem Hau9e die Opposition genauso behandeln 
zu können, wie der Herr Bundeskanzler dies in Bonn 
seit Jahren zu tun beliebt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU 'insoosondere, 
es wird allein von Ihnen abhängig sein, in welcher 
Form wir uns jetzt iund in Zukunft hier unterhalten 
werden. 

(sehr gut! und Beifall ~r SPD. -
Abg. Dr. Boden: Wer hat zuerst vcm Stil gesprcc..1len?) 

- Entsch:u1d:igen Sie, 'Wenn ich das feststelle, dann 
möchte ich gleich sagen: Sie werden uns hier nie in 
einem parlamentarischen Büßergewana. sehen. 

(Sehr gut! bei der SPD. -
Abg. Dr. Boden: Hat auch !reiner verlangt!) 

Wir werden hier unseren Auftrag, den wir von unseren 
Wählern bekommen haben, .sehr ernst wahrnehmen; 

(A'bg. Dr. ~ludin:g: Wir auch! - Abg. Schuler: 
Das ist selbstverständlich!) 

und die Fonn des Wahrn~ens, Art und Umfiang, 
müssen Sie uns, wenn Sie eine DemlOkratle wollen 
und die demokrati9Chen Spielregeln üben wollen, selbst 
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rSt.-hr gut! und BE-ifall <ler SPID, - A:bg. Dr. Boden; 
Es giln; ~in .e:ewi:&ses EtJWas, d!as zu wahren i·st. -

Abg. Kortmch·. Wir haben die.cielbe Freiheit!) 

weil wir ja, ;.;" glauben wir wenigstens beanspruchen 
zu dürfen, in diesem Hause mit 36 v. H. der Abgc
<Jl'dfü•len ve1·treten sind und weil diese Zahl allein aus
l'Pirh t, 11m c1if' unS' verfassungsmäßig garantierten 
nechll' als Opposition sichern zu können. 

iSl•hr dchtig! bei der SPD. - Ahlt Dr. Bod-en; 
Hat lhnen noch nie einer bestritten~) 

Pi<' H1>rf11E' und Pfii~hten -ei01H?r Opposition stehen oft 
im MittPlpunkt öffentlicher Kritik. Wir haben in die
~r·m T..an<lta~ von eh und ie die Gepflogenhe-it gehabt. 
i 1< Ibhm••n <ler id:urch Lanöesverfasisung .g<esetzien 
herht~ und Pflichten uns 2i1l bewegen, und \\'ir werden 
irot1. Ihrer einleitendf'n Ausführungen, Herr Kollege 
nr. Ho-den, VQll unserem <~rundsah: nicht abgehen, 
1.!ino;,-n konöitl"llkti V€-n Beitrag lieigben 7.:ll wo.llen m • all 
drcn ninp;<>n, dif' hi.Pr ~mR'tehen. 

1:\hg, .Dr. 13od~n; Würde ich nur begt'iißen!l 

Das hra~>Chtt'lt Sie nid1t neu ?fil begrüßen, sondern 
Sie hätten vie.!imeohr feststeiJen oolleon, Herr K-oUege 
Dr. Boden, <laß wir das bisher sLhon immer getan ha
ben. 

(Sehr gut.! •und Beifall bei der SRD. -
Ahg. Dr. Boden: .Da~ habe id1 Ja festgestellt; 

IP~cn .Sie m('in<" Rede nach, da•s .haibe 1iich zugegeben!) 

Und <ien Umf::mg der parlamentarischen Arbeit können 
Sie ja nk·ht für un~ be~Hmmen. 

(Abg. Dr. B.IJden: Nein„ h!llbe ich mir auch .ndcht 
angemaßt!) 

Da~ , wa~ wir <hier tun, ist ja nicht & s Ergebnis eines 
G n<l<l e-na kces Ihrerseit:'l, meine Herren; 

(Beifall bei der S:AD.) 

d enn <I;<~ , Will< w ir h'ier tun , ist das Erg~hnl.s par1'a
menLHrisch~r Rechte. Und w~nn Sie vielleicht so lei!Oe 
Pnklingen hef~, daß Sie unter Umständen auch die
sem Hause in der Freiheit der A;ussipraclie und der
gleichen Zügel ~mle.gen könnten -

(Abg, Korba<:h: Nie ·gesagt wor<len!} 

meinie Herren von der CDU, .seie.n Sie versichert, wenn 
es sein rnJuß, werden wir doie Geschäf1lsordnung bis 
:zum letzten pra.ktizieren, v:en.n Sie ~ln Wiederaufleben 
jener umfangreichen G€schäftsordnungsdebatten ·wün
scllen, die zu Beginn unserer parlMnenmrischen Arbeit 
üblich waren; Sie können at1Jch ein sobchcs Wied.erau.f
•leben die;er parlamentarischen Aus einandersetzungen 
unsererseits zu jecfor Zeit haben. 

(Se-hr rid1tigt und Beifall der 'SPD. -
(Abg. nr. Boden: Das konnten Sie auch .sagen 

ohne dies-e ominfü;e ELnleitung!) 

Jm i.ihri,gen, Herr Kollege Dr. Boden, möchte leh Thn~n 
>'.ngen - weil 5ie hi-er von t"iner Art politischer Buße 
der Sm~h1ldeIT1.okraten ~esrpI'nchcn ihaben -, 

fAbg. Dr. Boden: Auch falsch verstanden!) 

HI lwfino:lt> mim in dJ~ zu,8"1.mm<mhang lieber in 
der C.€,e ll :=;chaft der biblischm Sünder als der bib
h:-:<'hPn PharisäN. 

(Seht· gut! und sfarker ~if.aU der .SPD.) 

Jt:h möehte noch, bevor ich ;rium Etat des Minis terprä
~identen komme, einige Rernerkungen zu den Erklä
l'Ungen des Herrn Kollegen Dr. Boden machen. Ich bin 
Prstaunt, Herr Kollege Dr. Boden, d'a.ß Siie die Mei
mmg vertreten, Wir h;\tten un.~er.e /IXbeit ohne Ballast 

hier aufnehmen können, Tch gla'l1be. es gab ·kein Land 
der Deut~en Bundesrepublik, das so viel politisclle 
Last und so viel Verwallun15slast zu übernehmen hatte 
wi~ Rhf'inland-Pfalz. 

(Sehr richtig! und Sehr gut! bei der SPD.) 

Zun~kh.st die pofüiOC'he Lrust, ausgehen<!: vo~ d .en Ab
sicMen deT Bes:aizungsmächle! Wenn in diesen Tagen 
Jn &er Prc.:;:;.c von einem bestimrnt~n fr.11nd~~i~~h1•n C"rf'
DE1"ail ailil ro.ög.licherweise kommen.dem Mann in Frank
r~.ch wieder die Hede ist, dann erinnern wir uns je
ner Periode, in <ier wir di.e Last und dlie .&lrge hatten, 

I die .'\J?sichtci.Q. diese.s ~nerel;; und dieser fr~nzösischen 
j„ „ R-:;gie~~~g :.~J;nn.iw~~~rep. i 
j ~s,ehr gut! und Beifoll der SPD.) 
1 

1 

Ich glaube, man ist m.ir allzu lei•cht ·auich Jn diesem 
Rau·se iund seitOO$ des Herrn rvnnist.erprili>i~ent~n ge
neig~, <lie <J-kt.ive Anteilnahme <l<?r Sozial<lemo.kraten 
von IUt·~incr'äJl'.ld-P!alz. i·n diie-ser Pe1•lode de·utifhf'r Na-ch-
krie1gsg1'schichte zu vergc"~en. · 

(Abg. Dr. 1:falbLghor~1.: Nein, nein, da·tl< s1 imn~t ja nidlt[} 

Wi1• hatl.f>n ~ernerhin den Balla:o;t, Verwalt.u·hgsrsy:;teme 
dreier 'verschiedener Länder Schritt fÜr Schritt koor· 
d'i.riieren zu· mü56en, eine Koordinienmg, ~ie bis zur 
St\llndc noch nicht sbge.schlos.~-en i:::t.. Wir werden ver
mutlich auch Z\T. k~in€!n A;bsch1uß komm~, bl::: daß 
die Frag~, Von d""r der Herr K{)!lege Wallß1uer heute 
eingehend -~:;1ptoche-n hat, endgültig erledigt ist. 
Herr Kollege Dr. Boden, Sie haben hier •in einem Um
fang von der sogenannten iöderali:::tischen *ötterdäm
merunig g-esprodJ.en, der •mich in ·Ersta1unen versetzt 
hat. Wenn seitens der SoziaJldemokratm in .(ien letz.ten 
Monaten. ~ker dle Frage des cfödcralist~schen Sy
stems erörtert woroen ist, odani.'1. darf ich zun.ächs.t hier 
für uns im Landwg in Aru.;iprnch nehmen, daß wir in 
dieser ~„l'!age irri.-.'T"~r ·die gleic..he Halt:tJJP..g e!ngenom.men 
hnben, <l4e wir bis ?JUr Stunde einn-ehmen und die wir 
auch beizu~halten gedenken. Wir haben qier in die
sem Landtag Immer zu dem politischen Kireis in der 
Deutschen BunKiesrepublik gehört, d-er det Melnu•:1g 
war, ' daß ' eine ' gesunde föderalistische '.Gliederung 
Deut.i:chland~ -eine bessere und sicherere D~taillierung 
wnrl Wahm.-ahmun·g der öffenl:tl'ichen Aufga11>cn g1aran
tlert, als \\'enn wir einen rein~n Zentralis~us haben 
v.ret"C:Cii. Drese Hä~bung hat allevdings nie etwas ;:.u tu'l 
geha:bt mit d-e-r Frage der Neu@Hederung rnaclt Artikel 
i9 des Grurld'll,eo8etzes. 

(Abg. Dr. Boden: Aha!) 

Wir sind immer der Meinung gewesen, daß ein Föde
ralismus nur dann lebensfähig :::ein wird, wenn die 
staatliche Untergliederung Deutschlands " und der 
Deutschcu Bundesrepublik den Er!ordt>rnifi:en Rech
nung trägt, von denen der Artikel 29 m1sgnht. 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

Diese Erfotd0rtil:<l~e Ain<'I bii; zur Stunt'f P ni<'ht gc-cd1en .. 
und 410 sozialdemokratische Fruktion wirdi nicht auf
hören, eine Klärung der Neugliederung zu fordern, 
einfach weil die Situation des Landes dai> aus ver
sdüedenen Gründen täglich bedingt. Ich "'1"'rrie gleich 
noch darauf zu spr0chen kommen. Wc>nn alier 49 v. H. 
der Mi.tgliedi>r cfie!'.e!l Ifau~es Htith nach: den heu
tigen E1·klärungen des Herrn Knllegen W~llauer der 
Meinung sind, daß der Artikel 29 praktiziert werden 
muß, dann besteht keinerlei Anlaß für dlie Landes
re,gtet'ung, · dle' v'on einem 'l'eil dieser 49 v1 H. getra
gen wird, die Frage des Artike!R 29 so leijhtfe'rtig zu 
behundcln, wie das seit Jahren hier geschifht. 

(Sehr gut! und Beifall der SPD.~ 

. --·--·-------··-·-----··-·-·-------
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(Schmidt) 

Ich halte an sich nicht die Absicht, zu diesem Problem 
weiter Stellung zu nehmen. Ich möchte nur feststellen, 
daß auch wir Sozialdemokraten nach einer Lösung 
drängen, die die finanzielle und die wirtschaftliche 
Situation für unsere Bürger und für unsere Kommu
nen endgültig klären wird. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Länder haben nicht allein die Aufgabe, einen Verwal
tungsorganismus zu garantieren und zu ermöglichen, 
sondern der Verwaltungsorganismus der Länder muß 
darauf abge.stellt sein, den Bürgern die höchstmög
liche Wohlfahrt zu gestatten, die überhaupt erreichbar 
ist. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 

Wir glauben, daß die derzeitige Gliederung des deut
schen Bundesgebietes dieser Grundsatzforderung be
:-ondcr:; dann nicht gerecht wird, wenn man einen Ein-· 
l.;Jkk in unseren eigenen Landeshaushalt nimml Ich 
Jus in diesen Tagen einen Artikel unserer hiesigen 
Heimatzeitung, in dem gesagt wurde, daß hier im 
Lande Rheinland-Pfalz. eigentlich alles gut und wohl 
gestimmt sei. Regierung und Landtag bemühten sich, 
eine Steuerung ohne Risiko zu sichern, wir hätten 
unsere Beschlüsse bei den Haushaltsberatungen auf 
die Vermeidung jedes vermeidbaren Risikos abgestellt. 
Herr Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschus
ses, kh glaube, Sie wären noch glücklicher als ich - der 
ich zur Opposition zähle -, wenn dem so sein könnte. 
Abel' dem ist nicht so und kann nicht so sein, denn 
das Risiko, in dem wir im Lande Rheinland-Pfalz alle 
miteinnnd~r stehen, ist doch fast - -

(Abg. Matthes: Nur in Rheinland-Pfalz, 
Herr Kollege?) 

- cntsc..l-iu!digcn Sie, wir haben hier den Etat d~s Lan
des Rheinland-Pfalz zu diskutieren, und wenn Sie 
~agen: Nur in Rheinland-Pfalz, so ist es noch immer 
leichter, vor schwierigen Problemen zu stehen z. B. 
in einem Lande, In dem 15 DM Landesschulden 
auf den Kopf des Bürgers kommen, als in einem 
Lande, in dem 115 DM Landesschulden auf den Kopf 
der Bevölkerung entfallen, wie das bei uns der Fall 
if't. Wenn im Lande Nordrhein-Westfalen ein Zehntel 
Schuldenbelastung vom Staate her pro Kopf der Be
völkerung gegenüber uns besteht, dann wäre es schon 
reizvoll, die Frage zu diskutieren, ob man hier nicht 
eine andere Lösung findet, um auch den notleidenden 
Gebieten, die heute in einem eigenen Lande zusam
mengeschlossen sind, eine andere Basis zu geben. Ich 
will also nur Ihren Einwand zurückweisen, daß das 
bei allen Ländern so sei. Länder, die den Ausgleich 
untereinander zugunsten der finanzschwachen Länder 
&ufbringen müssen, werden in jedem Fall besser da
stehen als die anderen Länder, die nehmen müssen. 
Ich will also sagen, wir haiben hier giar keine Steue
rung ohne Risiko, sondern wir leben doch in dem 
Risiko, daß selbst das, was wir im Haushaltsplan ge
plant haben, n'icht einmal -erfüllbar sein wird, daß wir 
wieder in d!i~ H:aiushaltsplan Hof!n•ungen ei'Wek
kcn, von -denen wllr schon heute übe.raeugt sind, daß 
diese Ho!fnungen z.uan großen Teil nicht realisierbar 
scln werden. Die tatsächliche Situation, in der sich 
unsere Landespolitik Und unser Land befindet, ist also 
eine ganrL andere, als m-e in dem erwähnten Artikel 
dar.gestellt wuroe. Wie icll überhaupt das Gefühl habe, 
ooß weder in der Presse noch in der Öffentlichkeit 
jene Alarmsignale vel"IStanden wurden, die nicllt der 
L<lnd1.ag zunächst in der Form, sondern die Landesre
gierung durch zwei Beschlüsse ausgelöst hat. Der erste 
Beschluß war, in den nächsten V'ier Jahren Hl v. H. 

des gesamten Personalbestandes aibzubauen. Herr Kol
·lege Dr. Boden, alles, was Sie zur Frage der Verwal
tungsreform gega,gt haben, kann man weitgehend un
terstreichen; icll hoffe nur, daß der Herr Minister
präsident Ihnen gut zugehört hat; 

(Abg. Dr. Kluding: ·Der hört immer gut zu!) 

denn was Si.e in diesem Teil Ihrer Ausführun_~en 
gesagt haben, war in Wirklichkeit ein Sich-lustig
Machen über die Beschlüsse der Landesregierung. 

(Protestrufe bei der CDU. - Beifall bei der SPD.) 

Ich bin auch der Auffassung - wir als sozialdemokra
tische Fraktion waren hnmer dieser Auffassung -, 
daß diese ad-hoc-Beschlüsse der Landesregierung 
scllwer realisierbar sein werden; denn 10 v. H. Per
sonaleinsparung ilffi Laufe von vier Jahren bedeut-et 
pro Jahr zweieinhalb v. H. Das ist ohne echte Ver
waltungsreform nicht möglich. Da ich aber annehme, 
H!lrr Kollege Dr. Boden, daß Sie Ihre Rede .nicht ge
h~lten haben, ohne sie mit dem Landesvorsitzenden 
der CDU abzustimmen, weiß ich nicht, was nun ernst 
gemeint ist. Ist die Beschlußfassung der Landesregie
rung oder sind Ihre Ausführungen ernst gemeint? 

(Beifall bei dier SPD. - Abg. Dr. Boden: 
Das ist ja sehr wertvoll!) 

Wir sind auch der M~inung - und das lasse ich sogar 
für den Zusatzbeschluß des Haushalts- und F in anz
ausschusses gelten -, daß der Beschluß, im kommen
den Haushaltsjahr jede zweite Stelle nicht w ieder zu 
besetzen, keine Beschlußfassung ist, die sich aus dem 
Venva!tungsz.ustand ergibt, sondern ein.e Beschlußfas
sung, die sich aus dem Finanz.zustand ergibl. 

(Sehr ridltig! ~i der SPD.) 

Mein~ Damen und Herren, \v~··1~a. ~bec cL.~e solche Be
schlußfassung !WS d-em Finanz.zustand heraus getrof
fen werdei muß, dann soll man hier nicht noch von 
der Lebensfähigkeit des Landes reden. 

(Sehr richtig! unrl Beifall bei der SPD. -
Abg. Dr. Boden: Das mußte ja kommen!) 

Eine solche Besc.:hlußfassuag ist, wenn man nicht noch 
im gleichen Atemzuge grundsätzliche Konsequenzen 
daraus zieht, nämlich eine sehr, sehr gefährliche Sache, 
Ich habe mir auch gesagt, als diese Besclllüsse der 
Landesregierung bekannt wurden : Sind wir denn in 
den letzten Jahren bei der Bewilt.igung der Stellenpläne 
zu großzügig gewesen? Das ist. eine Frage, die sich 
jeder von uns vorlegen muß. Die Beantwortung die
ser Frage wäre unsererseits leicht. Wir haben, wie ich 
&ls bekannt voraussetzen darf, in den letztjährigen 
Etatsberatungen ständig vor der Politik der Illusionen 
bezüglich der personellen Dinge gewarnt. Wir haben 
als Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses 
und auch im Parlament unsererseits immer wieder 
gesagt, es kommt die Stunde, in der man auch seitens 
der Bediensteten der öffentlichen Hand erkennen wiro, 
daß die paradiesischen Zeiten von Rheinland-Pfalz in 
Wahrheit keine paradiesischen Zeiten waren, sondern 
nur ein Vorgriff auf die Aufgaben, die wir in Zukunft 
dann eben nicht mehr lösen können. 

Dlese Situation ist eingetreten. Wir als Sozialdemo
kraten haben allerdings der Landesregierung nicht die 
Möglichkeit gegeben durch unser Verhalte:t, sich viel
leicht im nächsten Jahr darauf berufen zu können, 
d ie Landesregierung hätte ja gerne Verwaltungsein
sparungen vorgenommen, aber die bösen Sozialdemo
kraten hätten sie daran gehindert. Nein, wir haben die 
Landes1·egierung bei den Haushaltsberatungen am 
Wickel genommen und habe11 gesagt: 10 v. H. in 4 
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Jahren. das macht im ersten Jahr 2'/! v. H. aus, denn 
.'i v. H. im zweiten Jaht' sind ganz unmöglich zu ver
kraften; bitte, macht uns Vorschläge, wie diese 2'1~ 
11. H. realisiert werden sollen. Wir haben versucht, das 
bei der ersten Haushaltsberatung beim Sozialministe
r: um zu exerzieren. Das Sozialministerium bekam den 
Auftrag, entsprechend den Beschlüssen der Landesregie
rung, un~ nun Vorschläge zu unterbreiten. Wir waren 
uns über das Ergebnis dieser Auftragsertellung von 
vornherein klar, und es hätte gar nicht des Proteste~ 
des Bctl'i~b;-;n.tes einer großen Verwaltung bedurft, 
um uns darauf aufmerksam zu machen; sonst möchte 
kh nämlich sagen, das war ja gar nicht vom Land
tag, sondern von der Regierung ausgegangen. Das 
Ergebnis war so, daß der Herr Sozialminister, von 
dem icli überzeugt bin, daß er die ernsthaftesten Un
teri<uchungen zu dieser Frage angestellt hat, uns dann 
b<!i der Wiederholung der Beratung seines Etats sagen 
mußte: Meine Damen 1md Herren, es geht nicht. Und 
der Vorschlag, den das So:r.ialministerium uns nach 
:":l'iner neuerlichen Revision der gesamten Stellen
pläne machen mußte, war die Feststellung, daß die 
Jo:rhöhungsanträge, die entgegen der Beschlußfassung 
der L~ndesregiemng zu allen Etats vorgelegen habe11, 
notwendig seien. Wir sind also bereits jetzt jm ersten 
,Jahr auf Grund dieser unsl,rer eingehenden und rn
t•~nsiven Mitarbeit in die Sackgasse geraten. 
Wer !.J.ei uns das Problem der Verwaltungsreform dis
kutii:.rt.. muß den Mut haben, zu sagen. daß eigentlich 
der Artikel 29 vorweg praktiziert wex·den müßte. 
Würde er praktiziert, so oder so, und würden wir dann 
nuf G!'und lioci1volitischer Entscheidungen im Bundes
tag erkennen, daß wir zusammenbleiben müssen, dann 
mül.lten wir -eben unser Haus für die Dauer cntspre
dwnd einri,·hten. Diese Dauereinrichtung unseres Hau
~e~ würde dimn Möglichkeiten geben. auf die wir 
:;chon immer hingewiellen haben. Wir sind nämlich der 
Meinung, daß dann ein kleines Land nicht die Groß
mannsi;udit zu pflegen hat und nicht so hm darf, als 
v.'enn e :; noch das große Land Preußen wäre, 

(Beifall bei der SPD.) 

J)ann hat ein kleines Land daraus die Konsequenzen 
zu ziehen und seine Verwaltungszüge ;i.uf die .Ver
wn!tungf'nl-i he abzustellen, die in diesem kleinen 
Land gegeben ist.. Das heißt - ich möchte es noch 
dnmal klar sagen -, dann ist das Problem der Mittel
instanz zur Diskussion zu stellen. Wir brauchen dann 
keine Mittelinstanzen mehr, wenn an sich doch pnik
tisdl alle:s bei der Mittelinstanz nur durchläuft; denn 
in Mainz ist der Ministerb~griff heute ungefähr der 
gleiche wie im alten Preußen der Regierungsratsbe
griff für die damalige Bevölkerung. Das wäre die ein
zige Möglichkeit, und ich sage Ihnen ganz offen, wenn 
die Frage des Artikels 29 praktiziert ist und es sollte 
~ich die Notwendigkeit des Zusammenbleibens erge
hen, werden wir Sozialdemokraten die Forderung nach 
einer echten Verwaltungsreform erheben. Herr Kollege 
Dr. Boden, die Verwaltungsreform ist also durchaus 
nicht so leicht zu nehmen, wie Sie meinen. 
Aber etwas anderes. Eine Verwaltungsreform ist aurh 
nur dann möglich, wenn wir in unserer öffentlichen 
Verwaltung wieder Entscheidungsfreudigkeit unod Ent
>.cheidungszuständigkeit dadurch heben, daß auch der 
kleinste Beamte das Gefühl hat: kh darf in meinem 
Aufgabenbereich selbständig und verantwortlich ent
scheiden. Die Entscheldungszuständigkeit ist auch nicht 
richtig gegliedert, wie wir beobachten köonen. Wenn 
irgendwo - um ein Beispiel zu nennen - die Frage der 
Aussiedlung eines Bauernhofes in einem Dorf an
steht, dann kreuzen 9 oder 10 Kommissionen - von 
jeder Dienststelle eine andere - auf diesem Bauernhof 

auf, so daß der Bauer zuletzt sagt: Rutscht mir deu 
Buckcl herunter, .so viele Autos auf meinem. Hof habe 
ich in meinem Lcbi;:n nicht gesehen, nur, weU ich eine 
Aussiedlwig meines Betriebes vornehmen möchte. Se
hen Sie, das ;i;ind doch alles Dinge, die mit d!lm System 
und mit der Gliederung zusammenhängen. 
Dann muß noch eine-s gesagt werden: · Ent.<ichei
dungsfreudigkcit ist auch nur zu heben, :wenn der 
einzelne öffentliche Bedienstete das Gefühl hat, al.s 
öffentlich Bediensteter auch dann als tragbar empfun
den zu werden, wenn s-eine Ent~cheidungt>n einmal 
nicht in die herrschende politische Anschauung hinein
p8ssen. Dieses Gefühl haben unsere öffentlichen B~
diensteten zur Zeit in diesem Lande leider •nicht. Wir 
Sozialdemokraten können am besten beoba~ten. wie 
sehr hf.er der Grundsatz praktiziert wird: ; Wes Brot 
ich lll.ois', des Lied ~eh ~ing'. 

1 
(Unruhe und Zurufe bei der CDU.) 

Sehen Si.e, m<E_?in-e Damen und Herren, da~ ist eine 
M'E!init.1111g, '~ doer wir at1ch !eslil>teUen, daß ;iie von 
der Landesregierung praktiziert wil'd. WenP, die De
mokriatde ein·en Sinn hiaben soll. dann müs...~ sich die 
politischen Kräfte bei den ötrentlicheri In~titutionen 
widcrspi~ln. Im Lande Rh~inland-Pfalz 'wiro hof
fentlich niemand behaupien '\'!Ollen, daß d·iel im Lande 
herrschenden .po]ltischoo Kräfte 3ich im Vetwallungs-
anteil widersplf!'geln. 1 

(Sehr giut! bei der SPD.) 
1 

Es h.etnscll.t nicht umsonst dr:rnfl~ da.~ höre Wort· 
M,an muß n1cht m1r zur rkhttgl!'n Parte! •gehören, man 
muß auch noch das richtl.e;e Gesan~ch habE-n, um in 
dieseom Lande etwas werden ztl könn-en. 

i 
(Lebhaft.er Beifall bei ider SPD - Unru1"e und 

Zurufe bei der CDU.) 

Ich sage das, was draußen gesiagt wird, meE'ne Damen 
·und Herren. Sie werden das vie1leichit; albw hren wol
len, a'ber kh gieobe dam'it nur das wieder, w draußen 
ru sngen üblich ·ge\llxm:lEn ist. 

(A!bg. Westen•berger: Sie verwechseln odns mit 
i . . ~<i.~ren IJ.iin.<t~m_,_ miit 1Hes...~en 7.Um Beiipiel!) 

Wir Söztaldenokr.aten koorn~n da'S A.Ucll ame :einem an-

~~~~:i~~~ .~:~~~d bc~b~chten. i 
~µ~. ;ßö~~: W~r haben kein Gesangbufh, Herr· 
Wes~q~er! - Abg. Dr. Neubauer: D~s glau
ben wfr gern! - Unruhe und weitere Zurufe.) 

Meine Dam€'ll und Herren, es 'kommt nicht :oorauf .an, 
ob man eine G<lo.sangbucil ihat, oond·ern es khmmt dar-
auf an - - ! 

' 1 

(Abg. Matthes: Ob mlan slng-en kann!) 

ob ~ qas Ges;~ngbuch richtig ver.steht. JSehen Sie, 
Sie konnen das selbst täglich aucll mit l>eoba-chten. 
Wir wissen, daß Entscheidungen auf der k~mmunalen 
Ebene bezüglich der Besetzung von Ämttrn in zu
nehmendem U'mfang von Mainz au.s dirigiert werden. 
Wir haben zur Zeit wieder ein solches Beispiel in der 
Diskussion, wo es sich um die Besetzung ellner Land
ratsstelle handelt. Die unteren Organe waren sich 
einig. Wenn von 29 Kreistag&abg-eordneten 14 zur SPD 
gehören und 15 zu drei anderen pol'ltischch Gruppen, 

, . • „ , . (Abg. Hertel: Hört, hört!) i 
dann haben die 14 den Landrat zu stellen;. Man war 
sieb auch über die Per8ot\ einig. Als ich den Sprecher 
der CDU-Gruppe anhörte und fragte, wie 1es komme, 
daß sie zurückziehe, kam die klare Antwo1'.t: weil wir 
Anweisung von Mainz haben. 
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(Hört-Hört-Rufe bei der SPD. - Abg. Bögler: 
Dasselbe ist in Kaiserslautern der Fall!) 

Wenn Sie, Herr Ministerpräsident, als verantwort
licher Mann für die Beamtenpolitik im Lande in dieser 
Form die Beamtenpolitik strangulieren, dann entzie
hen Sie dem demokratischen System wesentliche Ele
mente. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Denn in einer Demokratie sollten auch die staatstra
gendcn Oppositionskräfte in den öffentlichen Verwal
tungen ihren gebührenden Anteil haben. Nur wenn 
dieser gebührende Anteil frei und vorbehaltlos ge
sichert wird, dann hat der einzelne draußen das Ge
!ühl, entscheiden zu können, ohne nach Mainz schauen 
1.u müssen. 
Das ist die große Frage, die hier ebenfalls mit an
steht. 
Nun zu dem zweiten Beschluß der Landesregierung, 
10 v. H . der Sachausgaben einzusparen. Dieser Be
!ichluß führt zur Funktionsunfähigkeit der Verwal
tungsorgane. Als das Finanzministerium von sich aus 
in den letzten Wochen verfügte, daß die Sachausgaben 
aller Diensts tellen um ein Zehnte l gesperrt bleiben 
sollten, e rgab sich die groteske Situation, daß Polizei-
0rgane unseres Landes ihren Dienst im wesentlichen 
eins tellen mußten. Die Dienstbereitschaft beschränkte 
sich auf den Fußmarsch zur Unterkunft und dortiger 
,\nwcsenheit. Erst als es im Haushalts- und Finanz
ausschuß rcmmi-demml gab, wurde dieser Beschluß 
gelockert. 

(Ministerpräsident Dr. Altmeier: Vorher!) 

- J a, vorherl Ich rede ja von der Auswirkung der 
10 v . H „ Herr Ministerpräsident. Wir w issen, daß bei 
einer Reihe anderer Verwaltungen, vor a llem im 
cHentlichcn . Gesundheitsdienst, se it Monaten der Zu
i;tand einer Verwaltungsbeschränkung gegeben ist. 
Man sagt seitens der Landesregierung, dies komme 
dahe r, w eil die Leute draußen n icht richtig einzutei
len vermöge n. 
Wenn Sie Beamte in Ihren Körperschaften h aben, die 
so schlecht einteilen können, dann gehören sie nicht 
ouf die Funktionsstelle. Alle die Leute ha ben doch in 
keinem Falle für die Bürger Erkennbares zuviel ge
tan, sondern Sie verlangen von ihnen, daß sie weni
ger tun sollen, als man draußen glaubt auf Grund 
eigener Erkenntnis von Notwendigkeiten tun zu müs
sen. Solche BeschlUsse wie dieser von der zehnprozen
tigen Einsparung, aus dem Finanziellen erklärlich, 
beweisen klar und deutlich, daß man nicht von Risiko
los igkeit in diesem Lande reden kann. 
Dcishalb haben wir bei all den Haushaltsberatungen 
und bei der Stellungnahme zu den politischen Proble
men uns von der ernsten Frage tragen lassen: Was 
wird, wenn die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch
lands noch einigermaßen stärker eine krisenhafte 
Tendenz zeigen sollte, wie sie zur Zeit nicht nur in 
Deutschland, sondern über Deutschland h inaus er
kennbar ist? Dann wird, das sage ich dem Herrn 
Ministerpräsidenten und Ihnen, meine Damen und Her
ren von der CDU, die Frage nach einer vernünftigen 
deutschen Länderreform viel s tärker zur Debatte ste
hen und viel schneller, als Sie glauben! 

(Beifall bei der SPD.) 

rm übrigen zu dem Teil nodl eine Bemerkung. Der 
Herr K ollege Dr. Boden hätte seine Erklärungen 
in erster Linie n ach Bonn richten müssen. Denn wenn 
der Föderalismus bedroht ist, dann ist er nicht durch 
die Forderung nach P raktizierung des Artikels 29 be-

- - - - - - --- ··- ··-·-- --··· . . 

droht, sondern durch die Praxis der Bundesregierung 
bzw. des Bundeska m:lers. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Denn die Bundesregierung und der Bundeskanzler 
bemühen sich seit Jahren, den Föderalismus in Deutsch
land politisch zu korrumpieren, daß ein gesunder Föde
ralismus ein!ach nicht mehr existent sein kann. Das 
.geht noch so weit, daß der Bundeskanzler seine Finanz
.zusagen von der Zusammensetzung der Länderregie
rungen abhängig macht. 

(Abg. Bögler: Jawohl! Siehe Schleswig-Holstdn!) 

Das geht auch so weit, meine Damen und Herren, daß 
in der Bundesreg ierung nur so viel Föderalismus noch 
gewollt und gebilligt wird, als die Länder dra ußen 
bereit sind, die Bundespolitik zu kopieren und zu un
terstützen. 
Es ist eine tragisch-komische Entwicklung, daß die 
Kräfte, die zunächst glaubten, den Föderalismus am 
stärksten entwickeln zu müssen, heute seine entschie
denste n Gegner geworden sind. Man braucht nur noch 
in Bonn das Bundeskultusministerium zu installieren, 
dann werden wir, glaube ich, auch in dieser l etzten 
Säule das Ende eines echten Länderwirkens erleben. 

(Abg. Hanz: Wir waren und s<ind immer dagege-n!) 

- Ob Sie dagegen •&ind, das ist uninteressant. Es ist 
nur noch interessant in Bonn, ob der Herr Bundes
kanzler dalür .ist. 

(Sehr gut! und. Beifall bei d er SPD.) 

Der Herr Bunde&k anzler könnte dafür sein, weil ihm 
gewisse kulturpolitische Entwicklungen in einzelnen 
Ländern nidrt ganz isympathisch sind. Die Disk!uission 
zur Errichtung eines Bundeskultusministeriums ist 
doch von der Seite her aufgekommen. Wir wissen 
nicht, wie sie 'beendet wird. Aber wie weit diese Ent
wicklung ·bereits gegangen lst, dazu ein anderes Bei
spiel. Ich las in e ine r politisch sehr ernst z;u nehmen
den großen deutschen Ta.ges:reitung vor einigen Tagen 
einen Kurzartikel, der .sich mit der Fra ge <k!r land
rntLi.chen Verwaltung in Niedersachsen beschäftigte. In 
dieser großen deutsclien Tageszeitung wurde am Ende 
der Betrachtu.n.g die Forderung auf.gestellt, daß der 
Bund nun, um die VerwaltA.mgseinheiUichkeit auf der 
la-ndrätHchen Ebene xu sf.chern, sehr sChnell ein Bun
desrahmengesetz schaffen müßte für eine einheitliche 
landrä Uiche Verwaltungskonstruktion im deutschen 
Bunde. Das bra ucht man nur ooch zu tun! Ich !rage · 
Was bleibt dann am Ende aller Dinge? Dann kann man 
sagen, die zweite Säule, die Verwaltungsausführung 
=d -kontrolle bleibt nur noch für die Länderparla
mente . Wenn wir als sozialdemokrutische Opposition 
ge1·ade der Verwalwngskontrolle unsere besondere 
Au.fm.erksamkeit w idmen, dann erleben wir seitens 
der Landesregierung immer wieder ein etwas ungnä
diges Behandeln dieser Opposition. 
Ich möchte heute klar uind eindeutig sagen, d<lß wir 
SICOOn - leider, leider - dEm E indruck gewonnen haben , 
daß der Herr Min isterpräsident n icht mehr das Gefühl 
h.at, Ministerpräsident für LOO v. H. unserer Landes
bürger zu siein, sonde rn nur tür 51 v. H. ! 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ~bt Leute, die isagen, das komme davon, wenn man 
zu ~e im Amte sei. 

(Heiterkeit ;bei der SPD. - Abg. Korbach: Haben 
Sie Ambitionen, Herr Schmidt?) 

Es gibt ja seitens der herrschenden Partei ·heute die 
Vor.stellllll& Opposätion muß .se in, sie muß nur •lmmer 
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von den Gleichen geübt werden; Regierungspartei muß 
:;ein, ~ie m1.1ß mir immer von den jetzt Herrschenden 
~cstellt wertden. 

(Abg. Dr. Kludin.g: .J).a;s cmsclleidet die Mehrlheit!) 

Wir sind der Meiming, daß in <ter Dem.okrat.ie es kein~ 
Schicksal!;bestimmung geben kann und wird, wo heute 
Opposition und morgen Regierung :Sein wird. 

(Abg. Simonis: Nein, das tS1agt das Volk!) 

Im verspreche Ihnen al:s Sozialdemokrarb, <iaß wir alles 
<l:1r<tnH!'l?.en ~r<:len. um einen WechlSel in diesem 
°R"ffiPrung!i'1'i1J~<100 in Riheinland-P!alz :zru eneicru::;. 

(Widerspr-uch und Zwischenrufe bCtl deT CDU. 
Zuruf bei der CDU: Auf in den Wahlkampf'.) 

Ich v~rspreche Ihnen abe,r heute schon, daß wir als 
&:zialdem<lkraten die Grundsätze der Demokratie in 
<lel' Verwaltungsstrukt~ir und ·in unserem Ver<haH.en 
gegenüber der zukünftigen Opposition als ~arte1 dann 
andE>rs pflegen werden, wie wir es 7'ur Zeit erleben. 

(Abg. Matthes: Davon bin ich überzeugt! -
Abg. Hülser: Das fürchte ich auch! - Heiter-

keit bei der CDU.) 

:'-Jun. Herr Kollege MaUhes, d.amit komme ich zu einet 
l<>t:wm Grundsatzfrage in diesen Dingen: Demokrati1! 
bt nkht teilbar. Demokratie ist als System ZJ.l wollen 
oder nicht 7Jt~ woHen Wfü man sie aJ.s. Systemi, dann 
darf man i:id1 nicht in die Gefahren:z.one der Demo
kr<ilur bt:~t!l.>tn, •in der die deutsche Bunde>republik 
i:;idi. seit ein~gen .Jahren befindet, 

(Widerspruch und Zurufe lM.>i der CDU.) 

auch die Landespolitik ·in Rheinla·n.d-Pfalz. Donn so 
viel Bywntinismus wie in <liesem Lande ist .nur er
k!i-irlich, wenn man lfich in dieser Gefahremwne be
f indet. 

(Ht>hr gut! und Beifall bei der S8D.) 

Lai:sm Sie mich zium &hl<uß noch eine letzte !<'rage 
behandeln. Der Herr ·Minlsrterpräsident hat i.n seiner 
f,1!l:emchaft ali; Lande.wonitizender der CDU 11md da
mit auch aLs Ministerprä"idont i:n den Jetz.ten Jahren 
bei -Oen WahlaUJSeina-nderset.zungen sehr oft wn den 
<..-'lristlichen Verpflichtungen ~rochen. Sie wissen, 
claß wir Sozialdemokraten ~eit "langem danach drän
gen, <lie Kir<.:he und dias Chri.stenl!um aus den politi
s<:hen Au.sein.anderse-tzungen heraus2ll.Lführen, nicht 
\vcil wir das aus parteit.a:kti:s<."11en Interessen erwägen, 

(Zurufe bei der CDU: Nur!) 

- Wer da sagt „:nur" hat keine Ahnung von d-en .be
wegenden Kräften in der Sozialdemokratie! -

(Abg. B~u~r: Der kann <llUS seiner eigenen 
Haut nicht raus!) 

sondern wir bemühen uns darum, weil wir in Anbe
tracht der gesamten weltpoliti&chen Situation jedem 
Menschen die Mij.gtichkeit geben wollen, sidi. mit den 
lt'tzten und höchsten Din~ frei a.useinanidensetzen 
:.:u können. 

(Abig. Dr. Neuiba.uer: Wir aQlch! Das hiat d!amJt 
nichts :z:1.1 tunl) 

Wenn Sie das so tun. Herr Kollege, dann sollte.n 
politische Parteien mit s~lch weltnahen Absichten das 
auch praktizieren. 

(Abg. Simonis: Alter Zopf!) 

~;; gibt ein Problem, zu dem auch die Landesregierung 
•;<.>rpnichtet ist, und das in cUesem Zusammenhang zur 
l:rörterung s teht, das der besonders akuten Remili
tci1·isi€1·ung in Rheinland-Pfalz, dann das Problem der 

außenpolitischen Unterstützung der Bunde$regierung 
<lurcli unsere Lundesregierung, besonders ; aber das 
der ßemW.t~risieni.og. Wenn Herr Strauß /;eine Ab
sichten verwirklichen kann, hier in der Bundesrepu
blik Raketenbasen ein.zurichten, dann werden wir 
mehr als d~n t.tns gebührenden Anteil davon :zu erwar
ten haben. Es ist leider so, daß, wenn politisdle Grup
pen :zu dieser Entwicklung ihre .l::losorgnis ,zum Au.s
druck bringen, man sie sof'm·l verdächtigt ·und sagt: 
ja, irgendwie sei das do1.:h bolschewistenfreuhdhch und 
d~~. man b.abe keinen Verteidigungswillen, und 
am Ende steht sogar die Anrufung des Cht·L-;lenlums 
als Rechtfertigung !ür die Rüs tungs politi k. ' 

Meine Damen und Heuen! Wir sollten u,ns in der 
Bundesrepublik und auch hier im Hause darhn ge
wöhnen, wenn solche Fragen angesprochen werden, 
<!en Ernst der Überlegungen bei jedem Manne voraus-
zusetzen, der von d en Dingen spricht. ' 

(Abg. Dt'. Neubauct·: Das haben wir auch gemad1t!) 

Der Ernst der Überlegungen als Vorauss~tzung ist 
nämlich die crste christlkhe Verpflichtung, die sich 
f.ür einen Politiker ergibt. 

(Ahg. Dr. Nf!ub1wer: Bittf' unterstellen Sie uns 
das aber auch!) 

·· Wir unL~r:;tcllcn es Ihnen auch, Herr Koll~_get Meine 
Fraktion hat nie in diesem Hause die Ern~th<Jfligkeit 
der Überlegungen bestritten. · 

1 

r~s dreht sich um die Frage des S ys tems, um die Fn1ge 
de.'i ·Wie, Ob und Wann. Wenn wir also in d ieser F1·age 
eine andere Haltung einnehmen, dann de~halb, weil 
w ir der Meinung sind, daß die Bevölkerung v-0n Rhein-

l · hmd-P.falz sich heute schon in einem täglicll. wachsen
! den Gefahrenzustand befindet, dem die öf(entlichen 

Einrichtung<'n unse.rei; Landes nicht im igeringstim 
Rechnung 1:ragen, WRhrs<>hflinlkh auch nkhtJ nechnung 
tragen k<innen. 

·Meine D~men und H-errcn! Darüber ~ind wir uns doch 
wohl klat·, da.u, wenn es im Zuge der inte.-nationalcn 
Spannungen heute oder morgen oder übermorgen zu 
einer Auseinandersetzung mit oder ohne atomare Be
waffnung der Bundcsrepul>lik käme, wir : in diesem 
Raum wahrscheinlich zuerst &:hläge unvorstellbarer 
Art erhielten. 

· "i· "· · rll't<.H- „ .,..,~",;., -n · · "ß l d '" . . • .„ .11. 1„ „~„.~51'i. y:w-.~G+-: ,~as we~ n eman ·il 

denen die ganze Bevölkerung schutzlos 1 ausgesetzt 
wäre. Wir haben in dil.'!sem Haui;e seit Jahren auf 
diesen Zustund hingewiesen. Wir haben ~eit .Jahren 
darauf gedrängt. man möge doch neben oiler Aufrü
stung· der B'ündesrepubllk die Frage des zivi len B cvöl
kcrung$$ChUtzcs mindestens gleichrangig 'behandeln. 
Aber bis zur Stunde ist diese gleichrangige Behand
lung nicht erreicht. Wir haben die !-'rage der at<lmart:n 
Aufrüstung Deutschlands Im Zusammenhang mit der 
Wiedervetetntgung gesehen. Wenn Sie, Herr Kollege 
\ll(!Sten~rger, dem Sprecher der FDP stär~dig Zur.u!e 
mnchten ,;N~ugliederung erst nach der Wiedervereini
gung~. c4u:ul sage ich, die derzeitige Politi~ der deut
schen Bundesregierung baut mindPs!:ens bis ·zui· Stunde 
keine· Wege, die zu einer baldigen Lösung der Wie
dervereinigung .führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im G'egentell ! 

(Abg. Hülser: Wer zeigt solche Wege?) 

Nur eine Feststellung dazu! Ich will nur : ausführen, 
was die englische Zeitung „Timesu vor einjgen Mona-

,. ten. gtsclirltbep hat: . . .· · 
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Man muß sich in der internationalen Politik dar
über klarwerden, daß eine Aufrüstung des deut
schen Bundesheeres mit atomaren Waffen das Pro
blem der Wiedervereinigung endgültig löst im Sinne 
der Nicht-Wiedervereinigung. 

(Abg. Simonis: Die „Times" weiß auch nicht alles!) 

- Sie ist das Organ der englischen Regierung, Herr 
Kollege. Und wenn ein Organ der engliscllen Regie
rung derartige Festellungen trifft, sollte man sich in 
Deutschland wenigstens allen Ernstes über die Pro
blematik dieser Dinge unterhalten dürfen, ohne ver
dächtigt zu werden! 

(Sehr gutl bei der SPD. - Zuruf von der CDU: 
Das tun wir auch!) 

HinsichUich der Unterstützung der Politik der Bundes
regierung mag es vielleicht der Herr Ministerpräsident 
zur Stunde leicht finden, zu sagen: Ich will auch gar 
nicht die Verantwortung dafür abgenommen haben. -
Wir werden ihm die Verantwortung nicht abnehmen. 
Ich hoffe, daß Ihnen, meine Damen und Herren, die 
ernste Stunde der Verantwortlichkeit für diese Dinge 
erspart bleibt; denn dann würde sie auch uns erspart 
!.>leiben. Wenn wir Sozialdemokraten in dieser Frage 
nun den Wunsch haben, daß unsere Landesregierung 
in Anbetracht der besonderen Situation unseres Landes 
nicht noch ins Feuer l>li\st, sondern daß sie feuerhem
mend wirkt, dann wären wir ihi· für die Erfüllung 
d ieses Wunsches dankbar. 

(Abg. Dt·. Kluding: Von uns bläst niemand 
ins Feuer!) 

Aber zut' Stunde, wo sie noch ins Feuer bläst, müs,;cn 
wir unsere Besorgnis zum Ausdruck bringen, daß am 
Ende dieser Ent,wicklung, die jetzt eingeleitet wird, 
n icht nur eine Spaltung Deutschlands auf die Dauer, 
sond~m au<.:h die Gefährdung unserer ganzen Zivili
sation steht, die dann untergehen wird, ob wir unser 
Christentum nun mehr oder weniger vorher betont 
haben! 

(Widerspruch bei der CDU.) 

Dus i~t doch die Situation. D·~shalb haben wir Sozial
demokraten - und das möchte ich allen Ernstes zum 
Scii!uU vortragen - an die Landesregierung den 
Wunsch, das Problem, ob die Länderfinanzministet· 
audi in der Europnischcn Versammlung vertreten sind, 
nicht als entscht:!idend anzusehen. Dazu eine Bemer
kung, meine Damen und Herren! Ich halte das gar 
nicht für so entscheidend. 

(Abg. Sassenroth: Seh1· richtig!) 

Ich weiß nicht, wie die Länderminister In diesen par
lamentarischen Organismus passen sollen. Ich wünschte 
vielmehr, daß man sich seitens der Länderminister -
ich weiß, das sage ich auch gegen sozialdemokratische 
Ministerpräsidenten - stärker auf die r'unktionen be
schränkt, die das Grundgesetz dem Bundesrat zuge
wiesen hat. Man sollte sich überlegen, wie ~lie inner
parteiliche Wirkung der Länder im Rahmen dieses ge
samten Bundesorganismus aktiviert werden kann. Das 
wäre ein viel dankbarere Aufgabe als das Drängen 
nach Mandatssitzen in der Europäischen Versammlung, 
Ich weiß nicht, wie sich die Herren dort eingruppieren 
wollen; entweder sie gruppieren sich in ihren Fral<tio
ncn ein, dann sind sie weiter nichts als parlamen
tarisch nicht kontrollierte Abgeordnete, oder, wenn sie 
sich nicht eingruppieren, dann werden sie in dieser 
Körperschaft ein Fremdorgan sein, das nicht weiß, wo 
es hingehört. Das ist nicht das Wichtigste. Wichtig 
wäre für uns, wenn unsere Landesregierung mit 
ihrer Politik mit Rücksicht auf die besondere 
Situation, in der wir uns in Rheinland-Pfalz zur Zeit 

befinden, aus echter, ich möchte sagen auch christ
licher Verantwortung die Problematik der deutschen 
Politik sähe und versuchen würde, gerade um der Ent
wicklung zum Frieden dienlich zu sein, auch in Bonn 
Ihre bundespolitischen Aufgaben im Dienst am Frie
den und nich t im Dienst an einer atomaren Bc\varr
n ung zu el"füllen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. IIertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es i!:;t nicht 
gut denkbar, den Haushalt des Ministerprüsidenten 
und der Staatskanzlei zu behandeln, ohne auch die 
Aufgaben anzusprechen und die Zustände zu beleuch
ten, für deren Behebung neben der Staal,,;kanzlei ver
schiedene Ministerien zuständig sind. Ich nehmc des
halb d·ie Besprechung dieses Haushalts als die gegebene 
Gelegenheit, um auf die zunehmenden Spannungen in 
den einzelnen Bezirken des Landes Rheinland-Pfalz hin
zuweisen, d ie mit S tationierungskräiten seit Jahren 
überbelegt sind. Dabei will ich davon absehen, e ine 
fruchtlose Polemik Platz greiien zu lassen, sondern will 
bemüht sein, lediglich Tatsachen festzu stellen. Es ist 
bekannt, daß die Ausschreitungen alliierter Soldaten 
zeitweise eine bedrohliche Zahl erreichen. Eine pfäl
zische Zeitung hat eine Statistik geführt über die im 
Raume Kaiserslautern, Sembach, Ramstcin und Land
stuhl im Ablauf eines Jahres vorgt'kommcm•n Ereig
nisse dieser Art. Dabei ist es gleichgültig, ob es sich um 
Angriffe auf Taxifahrer, zahlreiche Angriffe aur Zivil
personen; insbesondere Frauen, ob es sich um die Nie
derschlagung des Kaplans in Ramstein handelt - alles 
Dinge, die dazu angetan sind, in der Bevölkerung das 
Gefühl mangelnder Sicherheit aufkommen zu lassen. 
Fast alle diese Untaten - wenn ich sie :so nennen darf 
- haben in übermäßigem Alkoholgenuß ihren Aus
g::mgspunkt. Es ist deshalb über Maßnahmen n<ich;:u
denken, die geeignet sind, diese stündige Quelle fort
bestehender Gefahren etwas zu unterbinden. 
In diesem Zusammenhang wurde es nngcnehm auf
genommen, daß der Het-r Innenminister versichert hat, 
auf dem Wege über die Gesetzesinitiative de.\' Bun
desrates um eine dementsprechende Änderung des 
Gaststättengesetzes bemüht zu sein, damit das über
handnehmen von Wirtschaften und Bars, die steigende 
Möglichkeit des Ausschenkens von Alkohol vielleicht 
etwas eingedärrunt werden kann. Ich erhebe keine 
einseitigen Anklagen. Es ist bekannt, daß die Tl'Uppcn
kommandeure durchgt•eifen nach dem Vorliegen einer 
entsprechenden Tat. Auch d ie amerikanische Militär
justiz verhängt zuweilen drakonische Slrafcn~ alles 
das aber kommt erst hinterher und hai bis jetzt noch 
keine erzieherische Wirkung gezeigt. 
Ganz anderer Art ist ein heikles Problem, clos auch 
in diesem Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben 
darf, nämlich die Tatsache, daß die Folgen dner 
Handlung nach einem Naturgesetz zum gegebenen Zeit
punkt immer wiedei" zur Stellungnahme zwingen. Das 
ist die Sicherung des Unterhal ts für die zahlreichen 
unehelichen Kinder, die in diesen Gebieten eine sehr 
sichtbare Ersc.11.einung im öffentlichen Leben werden. 
Ich spreche diese Tatsache deswegen an, weil die 
Hechtslage überaus verworren ist. Nach amcrikani
i:chen Gesetzen ist ein Soldat nur der Muttct· gegen
über unterhaltspflichtig, die amerikanische Staatsan
gehörige ist. Und das ist doch in der Regel nicht der 
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Fall. W'-'r kann es in der wemfrohen Pfalz jemandem 
lt1r Pflimt. machen, in der sid1 oft ergebenden außer
l~"wm.nlichf'n Situation auch noch über- diese Dinge 
11:1d1711rlPnl\Pn' 

J.;indgt>ridds<lin~ktor Niemeier vom Bunde::i,iu~Uzmini
:·hTium isl Suezialist auf di·~sem Gebiete. Er hat in 
.-,n,..1· Konri•n;nz in K<-li:'oerslautern zum Aus<ll'uck ge
l:,1 :whl. rla B von hunde1·t :schwebenden .FällJ'n bis jetzt .„ i• ·r z11~1m~t ... n d,..,. un1..;rb;i I ti::fordernden !vlutter ent
:;t:rliPrlen wor·den seien. Bedauerlich ist, daß o.ft 
\>i<'illP G('m<>in~en für eine ~roße Zahl solcher Fälle 
('in~nri11ge11 mü!isen. Bei der J\nspannung der kam
;:, nmtlPn Finam:Jrrn:e ist eine Häufung solcher Ver
nil idrnin~t'tl rlmm angetan. noch stärkere Spannungen 
!1.;·rv( ~t·~url! !'en. 
r('h rl;;rf Pin i~„ I•'e~tl'tPll1 mgf,n und Wünsche speziell 
; , 11 di.- S1;,;iisk<inr.lei richten. Es dreht sich um die 
,~ ···hrunp; <ier TnlPJ'PSS<>n de1· GemPinrlt>n 1mrl zahl
~·PidH'r P.rivatpPrf'nnen, die davon betroffen werden, 
f cld<:>r. WfürlPr octcr 5onstige Dmge herz~ebell. kh 
\'. ill ml<'h rl<ih<>i kein<>!<Wegs mit der hochpolitischen 
!- ra~<· befai-~en, ob diese Militäranlagen einen Sinn 
J„,1.,·n. E~ h»steil\ ;iber die Vf"rpflkhtung, darauf hin
:'1Pv<'i:-<en, daU der Bund Rysternatü;1.:h Grundbesitz 
h.itw1••rl, ohwohl nach Art d<~r Benützung der Grund
.';1 üd«" im /:w;ammcnh:ing mit <iPr technischen Ent
'.\ il'klt1ng. die ot'tmals die Benützung ln fünf oder 
' ·' hn .Jahl'"n hinfällig mach<'n k<1nn, nucb einP Nut
Z·.oll~~l!.t"hilhr und die Helass1m~ der Grundi:,tücke im 
h1?,•·11111m rlPr hi~hf'rig~ RE•i>it7.er rlurchattR d<"nkoar 

r, J<;f a1wh f~t./'.U~t.~·11Pn, d;:il~ <°i<"r Staatswald keines
\'. •·g" in d''"l M:-11\P bP;mF;prudlt wird bei militärfschP.n 
,\ nlag1·n. wif' rl:is oftmal s hei P r ivatwald odPr GP
n'<·ind•'W•ilil der !<'all l~t. Wf'nn mnn den Pr0:rPntsatz 
(·:miiteit, in weicltl"ltl Omfang gemeindliche und pri
v:it<· Wfüdt'r· fü i· M1litfirmaßn::ihmen bennspruchtvver
dcn, und den Prozent.qtz damit vergleicht, mit dem 
d1~r riesi!!.•' Staat;;wal<i hnt Opfer bringen müssen, 
d:Hm k11nn tn<·in das Unrecht, das gegenüber den Gc
meindt•n H>.1f diesem Gt>biet entstanden ist, sehr leicht 
fP~t~t1?1l0n. Bs muß die Forrlerung Prhoben werden. 
(~;1ß. Wf'nn Wr-ildbesitz in ir~endeiner Fol'm p,eopfert 
', \· r>rdC'n muf\, rlann dC'r Sta a1svmld im gleichen Maße, 
rninrlt>s1.t'n~ im gl€'ichen Pr{'>zents;:itz, sich an diesen 
C:.pf Prn beteiligt. [n ciieser Wegnahme privaten Eigen-
1 ums lie~t auc+i eine Verhöhnunp, der Tradition und 
t ·itw Bt>i:witeS<"hiebun~ der Ar'htung vor dem privaten 
F.i~c-iüum. die doch letzten Endes der Anfangspunkt 
<in ganzc:n Rechtsverhältnis~e darstel!t, in denen wir 
!('be-n. 

Es i·st sehr be-dauerii-ch und wirkt wie eine Ironie, daß 
in dem AugerubHrk, •in dem bedeutsame Bunda;.werte 
df' r Intlu„<ifrie Z'l.Jgets<'hachert weroen - auch viom St.an>d
pu n kt au~. <liaf\ es sich um die Repri·1rati'!l'!eri_mg drehen 
wfü·de -, große Flächen von Grundbesitz, ohne daß Not
wendi.gkeit dafür 'besteht, vom Bund auf. dem Wege 
der Enteignung a.n si.ch genommen werden. Besonders 
traur-ig ist, daß dieses - ~ idl so sagen darf -
weggenomm~ne VeM'lögen, das oftmai.s über sechs, 
acht Generationen in der Familie 'gehegt. mepflegt und 
vE>rrnehrt ·wurde, nachher durch den Bund noch sdili
big abgegolten wird. 1Die Aoust.ahL'Uil.g der dul'Ch die 
zu:<t.ändiire!!. lnsianr.en ;rn'E!rkannten Entschädigungen 
er fhtu·t oft eine OOdauerlidloe Ve~ögerung. Ich bin lei
der gezw1N11..~en, ddese l''eststellung 2lU machw, obvrohl 
der Herr Finanzmlinister in der Beantworrung einer 
von mir .gestellten Kleine'!'l Anfrage vemichert oder ali 
selbstwrst.ändHch li€Zeiclmet hat, daß nach d€m Vor
l'i~-.,gen eines Urteils odoer eines Vergleiches, der zu-

stcmde ·gekommen ist, .cHe Sache schnellsitens ab~g-0l
ten v.~. OflJI:ola1:; sind bei der verzögerten Aru;~h
l'U.tl.li!'. des ~ttra:g-es für die lnstandretzungs!f.osten für 
besi::hl.;.ign.ahmt gewesene Wohnwigen. die Harusbesitzer 
"".nötigt, bei der Sparkas.se hochverz..im;Uch€' Zwischen
kredite aufzunehmen, ·damit sie dlie a[1Jllen Handwer
ker nlrllt ebenso lange hänge11!laissen mi.i.sseh. ·wie die 
zti:~f~~·ii~~li~ '~le Hausbe~ltzer rnlit de~ A11i:;;r~~h
l'UJ:l.ll: · d1ii: .. :n~n~ · ztlstehki:i.de:i, Entschädigungeh. 

. '- .. ... . ' • . . . 1 

Alles das sind :unangenehme Di·nige, E.;; handelt s·ich 
doch um Bun:desmittel, 80 daß die Verzög-erung der 
A\JJSZählUJll:g dioch nicht a'lil eine etwaige schlechte Kais
aen.1aJil:l des .Land.es zurückzuführen wäre. ~'/ir wful,
i9Chen, daß . die I..:lndesregierung dieser Eniw lcklung 
entgegentritt; es gilt insbesondere, dafür ::iJU sorgen, 
d~ß die An1Ai'end.ung der bestehen.den Bundes.gesietze, 
die ja filr die Erfa.sisung von Grundstücken; usw. ge
schaffen worden sind, mit etwas Einfühlung ;.in d-ie j€
wei!ige Siti.~afüm 'l!nd mit der Nachsicht e.rfoLgt, d'1e 
c!er Staal.sbürger etWarten darf. Der Bürgeir imuß Si
cl1e,;.-:~it rlt:>fi,j.r habc,n daß er Und seine Gem~· inde An-

• 1lH1•1u1~111 ~11~1':rnnm]jnh~·Tih1':!!,l.t;~' •1'111," "" "• 
r,pru "· 'l'µr ·~9riP-"al~ g~ iund ·weitherzige Be ückS'ichti-
gung Wi.ben, auch dort, wo m.atet-iell voll '~egründete 
IntereSISen m.a.0.gebund sind. lnsbesondere rt1:Uss~n die 
Bü1·ger i.m Lande RJ1einlan<l-Pfalz, die vo:n solchen 
Maßnahmen betroffen werden, immer wieder das 
Gefühl ttnd das Bewußtsein haben, daß es· sich hier 

. um ein,Opfer hane!-elt, das genau genommeni von allen 
Bürgern der Deutschen Bundesrepulllik gebracht wer
den müßte, so daß auch aus diesem Gesichtspunkt 
heraus eine nachsichtige und gerechte En}scheidung 
in jedem Falle eine SeJbi;tverständlichkeit K~in müßte. 

(Beifall .bei der SPD.) 

Prlisldenl Wolte-rci: 1 

Das Worl hat Herr Abgeordneter Korbach von der 
l:'rak~i.-on der CDU, 

Abg. KorbaclJ.: 

Herr I'1·äsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Otto Schmidt hat· bei seiner 
Rede zum Einzelplan der Staatskanzlei eine1 Fülle von 
Prob!emim angeschnitten und eine Reihe von Fragen 
im den Herrn Ministerpräsidenten gestellt, die dieser 
sicherlich nachher noch im einzelnen hi>antworien 
dürfte. Aber der Herr Kollege Sdlmidt hat darüber 
hinaus: auch diese Fragen unmittelbar an l -die CDU 
gerichtet. und sein Anspruch auf padamentarische Gc
reclttigkeit macht es erforderlich, daß ihm die CDU 
diese Antwort nicht schuldig bleibt. 

l\·!eine sehr ver·ehrten Damen und Herren! 1 Der Herr 
Kollege Schmidt liega11n zunikh:;L seine Bcmerkuni;en 

· mit den A:tfl!=ti.lhrungen unseres FraktionsvdrsitzendE'n 
Dr. Boaen und stellte dabei fest, daß die ~DU, nach 
dm Auitfnhtttngen von Herrn Dr. Boden zu urteilen, 
irgendeine parlamentarische Eintngung der Opposition 
in die-sem Hause vorgenommen hlitte oder' beabsich
tige. Ich glaube, Herr Kollege Schmidt, wenn man die 
Rede von Herm Dr. Boden verfolgt hat, wenn man 
vor allen Dingen den Sinn genau erfaßt hat, gehl die~e 
Feststellung ins Leere. Was Herr Dr. Ilod"n wollte, 
war ein:fad:i -die Tatsache, daß so, wie es Xhr parla
mentarlsehes Recht ist, die Regierung zu beurteilen, 
die Regterung anzugreifen oder Ihre Meinung zu sa
gen, die CDU oder ande'.re Parteien für sich das
selbe parlamootarische Recht in Anspruch nehmen, 
diese Kritik oder diese Beurteilung gegenüoor der hier 
im Hause sitz.enden Opposition vorzunehmen. 

1 

- .: -. -~ ~.- ~<$~~- ;-lc::l:lug! und Beif!lll der CDU,) 
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Meine Damen und Herren, dazu kam außerdem noch 
der äußere Anlaß, daß, wie Herr Dr. Boden ja ein
gangs zitierte, die „Freiheit" in einer Form einen An
griff gestartet hatte, der einfach von unserer Seite 
nicht unbeantwortet bleiben konnte. kh glaube also, daß 
es völlig !ehl am Platze ist, aus dieser Sicht herau.> 
irgendwelche nicht parlamentarisch üblichen Machtan
sprüche herzuleiten, sondern es war das unbedingt 
notwendige El'fordcrnis der parlamentarischen Diskus
sion, hier Stellung zu nehmen und das in aller Deut
lichkl'it zu sagen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Ich glaube, dc:r Hinweis auf die Geschäftsordnung und 
die Absicht, vielleicht in Zukunft etwas stärker von 
den Möglichkeiten der Geschäftsol'dnung Gebrauch zu 
machen,- ist hier nicht be~onders in Anrechnung zu 
bringen und scheint mir auch keineswegs notwendig 
zu sein. 
Nun, Herr Kollege Schmidt, noch etwas zu den spe
ziellen Ausführungen, die auch im Zusammenhang mit 
der Rede von Herrn Dr. Boden standen, über die 
Frage des Föderalismus. Sie haben - und das nehmen 
wir ihnen gerne ab - hier bekannt, daß rheinland
pfälzische SPD-Mitglieder immer auf der Grundlage 
des Föderalismus gestanden hätten und einen födera
tiven Sta:it.;aufbau befürworten würden. Wenn aber 
Herr Dr. Boden hier fest.stellte, daß er sich im übrigen 
darüber freue, daß ein gewisser Auftrieb durch den 
deutschen BHitterwald und insbesondere durch die SPD 
insgesamt zum Föderalismus hin. ginge, glaube ich, war 
das bei all den vorangegangenen und den bisherigen 
Stellungnahmen der Bundespartei der SPD durchaus 
verständlich. Herr Kollege Schmidt, ich nehme es immer 
sehr ernst damit, das Schrüttum nicht nur der eigenen 
Partei, sondern nach Möglichkeit auch das anderer 
Parteien sorgfältigst au!zube·wahren, weil man nur bei 
genauem Studium auch dieses Schrifttums sich eine 
wirklich objektive Beurteilung des anderen auch er
lauben dar.f. kh darf bei dieser Gelegenheit sagen, daß 
die SPD damals beim Parteitag 1946 in Hannover noch 
klar - ich betone: die Bundes-SPD - folgendes heraus
gcslcllt hat; ich darf es ihnen gerade vorlesen: 

Wir haben eine konstruktive Idee, wie aus den 
heutigen Zui:tünden heraus Deutschland wieder ein
mal werden soll. Daß wir diese konstruktive Idee 
nac.h 1918 nicht hatten und nicht durchzuführen 
vcrstand<'n, dus ist die Schuld aller deutscher poli
tischer Parteien einschließlich der Soz.i.aldemokra
tischen Partei. 

- Jetzt kommt's -: 
Auch heute findet man überall bis tief in die Kreise 
det' Sozialdemokratie noch so eine reaktionäre fö
deralis tische Einstellung. Wir müssen jetzt doch 
sehen, was kann jetzt aus Deutschland werden, 
wie kann Deutschland werden. 

- Dann kommt nac.11 eine ganze Reihe von „l\.ußerungen, 
wie etwa: 

Vom Föderalismus is t es nur ein kleiner Schritt 
zum Partikularismus ... 

(Allg. Bögler: Wer hat denn das gesagt? - Abg. 
Schmidt: Wann ist das geschrieben? Wie alt ist 
das? - Abg. Völker: 1946!) 

- Ja, ja, rldttig. Es war die Rede in Hannover! 

(Widerspruch und Unruhe bei der SPD. - Abg. 
Völker: Was macht denn das Ahlener Programm 

der CDU? Sollen wir das mal vorlesen?) 

- Herr Kollege, es liegt eine FL!lle von weiteren Schrif
ten seitens der SPD zum Föderalismus vor. Ich glaube, 

das hat auch der Herr Kollege Schmidt eben angedeu
tet, daß es diese Tendenz gäbe; es wird auch von 
Ihnen nicllt bestl'itten. Und wenn nunmehr - das ist 
ja der Ausgangspunkt - Ihr Länderreforent, l-forr Mi
nister a. D. Dr. Menzel, in Kiel und anderswo diesen 
Föderalismus für die SPD als allgemein verbindlich 
erklärt, .so löst das verständlicl1erweise bei uns eine 
Freude aus, die hier zu unterbreiten Herr Dr. Boden 
heut~ morgen einfach nicht versäumen wollte. 

(Sehr richtig! und Beifall der CDU. - Abg. 
Beckenbach: Freude bringt man anders zum 
Ausdruck, Herr Kollege Korbach! - Abg. Bögler: 
Wenn Sie sich freuen, kriege ich Zahnweh!) 

Meine Damen und Herren! Auc:h d<1S Problem der 
Lände rneugiiederung hat heute morg~n wieder eine 
sc~hr große Rolle gespielt; man knnn !ust !:lagen, es 
kehrt mit einer gewissen Regelmäßigkeit alljährlich 
beim Einzelplan der Staatskanzlei wieder. Abn• diese 
Regelmäßigkeit, glaube ich, bringt uns fast zu1· Ent
bthrlichkeit dieses Pl'ublems. Da es <1bcr heute vor
mittag hier angeschnitten wu1·de, lassen Sie mich auch 
meinerseits eine kurze Stellungnahme dazu beziehen. 
Meine Damen und Herren! Es stimmt doch einfach gar 
nicht, wenn man feststellt, daß bisher im Rahmen des 
Artikels 29 und in der Frage der Ländemeugliederung 
von sei tcn der Bundesregierung noch nichts ge~chehen 
sei. Bereits vor der Souveränität, womit die Ingang
setzung des Artikels 29 überhaupt erst müglich war, 
hat der Luther-Ausschuß seine große Informations
reise vorgenommen und seine Ergebnisse in dem 
Ihnen allen bekannten Luther-Gutachten festgelegt. 
Und wenn Sie zu lesen belieben - ich glaube, es ist 
Seite 95 -, dann kommen Sie hier ztt folgender Fest
stellung aus dem Luther-Gutachten : 

Zwischen der Bevölkerung des Saargebietes und 
der benachbarten Gebiete von Rheinland-Pfalz be
steht eine enge stammesmäßige und landsmann
-schaftliche Verbundenheit. Die Beziehungen zwi
schen dem heutigen Saargebiet und dem angren
zenden Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz waren 
in allen Bereichen, vor allem der Landwirtschaft, 
der Wirtschaft und des Verkehrs, einheitlich und 
organisch gewachsen und sind durch die jetzige 
Grenzziehung willkürlich zerschnitten. Sowohl die 
stark überwiegend landwirtschaftlichen Grenzkreise 
Kusel, Birkenfeld, Trier-Land und Saarburg sind 
durch die Zerstörung des natürlichen Austausch
verhältnisse zur benachbarten Saar aufs schwerste 
beeinträchtigl 

Nun kommt der entscheidende Absatz 62. 

Aus diesen Tatbeständen können vom Ausschuß im 
Augenblick keine konkreten Folgerungen für die 
Neugliederung gezogen werden, da das Saargebiet 
in diese nicht einbezogen werden kann. 

Sehen Sie, meine Damen un.d Herren, damals mußte 
der Luthe·r-Au~schuß zu diesen Ergebnissen kommen. 
Bereits ein Jahr später war durch die p olitische Ent
wicklung die damalige Feststellung überholt.. Und so 
wie die.9e politische Eniwicklung vor sich ~.gangen ist 
und wie sie - so hoffen wir doch alle - auch in Zu
kunft in den anderen großen nation'llen Anliegen vor 
sich gehen kann - meine Damen und Herren, gerade 
das ist ja der Ausgangspunkt, daß nicht nur der Herr 
Ministerpräsident. rondern auch andere Leute, z. B. der 
BundesinlJ'lenminis ter, zu der Feststellung kommen, daß 
es eine Rangordnung der Werte geben muß un<l daß 
v.'ir aus den verschiedensten Rücksichten heraus mit 
dieser Länderneugliederung bis nach der Wiederverei
nigung warten, sie dann allerdings auch sofort in An
griff nehmen wollen. 
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MPinP. Drnm<:>n und Herren! Wenn wir eine wirklich 
sachl ich~ und objektive BeurteHung dieses Tiatbestan
cl• " vorn'f"hmen w:>J.l>P.n , dann müssen wir .'\ms doch 
<='J1H1rnl :wrückerinn.ern. Ich aLaube. wir können m•s 
«nch ein(ach nicht nur darauf ooi,.chränken, daß wir die 
im nruC'k vorHegenden Protokolle des Parlamentari
~11·~11 He11e-. oder die in Kur.z:ras~ung vorliegenden .Pro
tokoll~ der doa7.u gehörigen Ausscl:uüsse s tudieren, son
dPrn wir mü::sen den .~nz.ei1 Kompl~x zu erforschen 
verH1d1<'n, wie er in diem da.maligen Borm z,ur .Diskus
sion .anst~md. 
Ich darf'. Sie <tußerdem daran cdnncrn, d aß diese Frage 
lwr<>its ihrP Erwähnun.g in dem !)i.>kum t>n t Nr. 2 an die 
Mini stN·pr;;~identen im Rahmen der Londoner Emp
fehlungen fand. und daß et; gerade unser Minister
prii:•i'l<>nt "vm· - und ihm an dieser Stelle heute noch 
eimml\ zu danken, findet, glaube ich, den Beifall des 
ganzen Hauses - , der damals ausführte, daß es den 
Uinderd1efs einfach unmöglich wäre, unter dem Druck 
dc>1· Rc:<atzungsmiichte noch c.:inmal etwas zu tun, was 
~ie ja gerade in Zukunft einmal revidieren wolllt:!n. 
Un<l d.:ima gin~ der gan.:e Fragenkomplex vre:iter zum 
P;.irJiiment;u·iS'Chen Rat. Er mußte sich d a mit ausein
r.nöerl'll!t;i;en, Es g.atlJ hier <li(! verschieden.ste..'l. Kdifte. 
Di\'.' e inen mP. int.en, n<un J'(Ut. wir m;üssen di.~ Ül <lel' 
Wc:>l111c1rer J'.<>it l;teckenge.blielbene l:teicli.srefonn fort
setzPn und über die damaligen Anfänge hinaus - aud1 
da:< vnn Ihne-n Gewün~t.e. Herr Kollege Scharuidt -
:~u einer vernün(t1i gien Lösung in der Länderneuglied~-
111·1'~ k01mmen. Es gab andere, die &1glen, wenn schon 
di<· T rägt'!' des Bundesgrundgesetzes die Länder slrld 
und <iiese I..iinder ja -. nichit nur Rheinland-Pfalz, soo
d ern f-<1,;t .üte anderen - kraift Besatz~pmch ge
i.,; k!oet wurden, d ann können wir d:i,s nicht m.1.f alle 
Ewigkeit hier in der Trä.ger.scllaft belassen, sondern 
miis,.;en in die~em Grundge:;elz nunmehr ein Ventil 

:=wh :.1ffe11 , um zu einer späteren Neu.gliederun.g und Re
form kommen zu können. 
;:.)tc' wi:>M!n. eio kam die Susp„ndiel'ung des Artike ls 29. 
Die festgelegten Fristen wal·en damals außerordent
lich wich1ig, weil man sich sagte: Noch stehen auch 
dw Länct<>r an einer innen·n verwaltungsrechllichen 
füil widdun11;i>laufbahn. die nicht aHzu weit getriebcrl 
Wel'den kann, sondern wLt· müssen dann i:chon mög
Lich~t sdmell 7.U dieser Reform kommen. 
Jl·Ieini> Oamen und Herren, wir wollen doch zu keiner 
51.unde vt:rges,.;cn, daU es der l:'olitik der Bundesregie
run!{ ~elang, durch die Wiederherste-11ung der Souve
t ;;uität überhaupt die Ingangsetzung des Artike:ls 29 
iu ermöglichen, damit wir un~ heute in dieser F orm 
cl;.riiber unterhalten können. 

<ßeifall hei {j(!r CDU.) 

Ich ~hmbe, meine Damen u11d Herren, wir dürfen bei 
wil'klic:h .sachlicher Würdigung dieses Problems an 
eini~i:n T<1tbestiinden nicht vorbeigehen. Die Länder
nit.wkkhm.11; ist weitergegangen. Auch wir hier in 
unsl:'rem Lande haben eine sehr ordentliche und von 
allen !-)eit~,n begrüßte innere Konsolidierung zu ver
;Ticht1o>11. Andm·P. Länder auch. Keiner von un;: weiU, 
zu w<'lcl1Pr innerl'.'n Struktur Gesam1dcuL"Chlands eine 
g.:mein;:mne Natic>n<1lversammlung - oder welche vcr
fai-sun ggebende Institution dafür man einmal einsetzen 
1:;ag - kommen wirr!, abm· ohne Beachtung dieser 
~samtkonstruktion wird wiederum das vom Grund
~cfetz geforderte und vernünft.i.ge Länderneugliede
rungt<gei-elz nicht zu ermöglichen sein. Meine Damen 
und Herren, auch an diese Tatsache müssen wir den
lwn. 
Aber noch ein weiteres. Die Entwicklung der v er
gangc'ncn .Tahre h at einfach gezeigt, daß man bei Vor-

lage e.lne$ Gesetzes an dem TatbC!ililnd, wa:$ nun mit 
l\.led<lenbutg, Vorpommern, was mit dem V:öllig her
ausger:jssene:+ Eichsfcld, was nun m it Thüirtngen in 
de1: F.t;~ge ~l:l Hessen, Elchsfeld zu Niedersacrhsen ein
.n:al g~schehen soll. Es gab h ie l· in unser~m Lande 
em bekannter Pressedienst, der neulich ~ie Frage 
auf"'.ai;f, was nun ~it den ehemals preußi~chen Ge
~ieten . westpch der Elbe und hoHentlich elµmal öst
hch der Elbe geschehen soll. Sie, Herr Kollegp Schmidt, 
J:Sp1:achen von den großen Ländern. Alle di~e Dinge 
stenen daun doch mitten in der Diskussio~. und ich 
tn-Ocb.te j e tzt docb. mit aller Leidenschaft elnmal fol
ge:ndes sagen: Wer sich hinstellt - Sie habep. es nicht 
g~ta~ -.1 '\y~:r: .sich aber h irutcnt und diese Lpndemeu
E:.icd::i:ung nur als eine n Akt der Aufteilung ;und Weg

. vcrtcLiun.g d:e8 _Landes Rheinland-Pfalz sieht, meine 
Damen und Herren, d er verhält 8ich verfasfungswid-
1·ig, weil er den Artikel 29 des Grundgesqtzcs nicht 
beachtet und nicht verstanden hat und auch nicht 
; ene ve1·steht, die aus de1· Entwicklung d~r Verfas
l>Ungswirkli<:,hcldt herau~, sich ech t au!' d~n Boden 
<-incr vernünftigen Reform stt:-llcn und die~c Reform 
0inmaI anstreben wollen. : 

. (Lebhidter Beifall bei der CDU. - Abg. aügier: 
i 1 Wann werden wir wegen Landesverrat angeklagt?) 

- Ach, Herr Kollege Bögler, ich habe doch !ausdrück
lich g~alt, der Herr Kollege Schmidt habe ~was Der
artl.ge,s. nicht aw,qgefüb.rt. Infolgedessen ist j~e Unter
steUung des I.andes·~err~ts u~ögli~h. wf· müssen 
uns doch einmal saclüLch uber diese Diruge u terhalten, 
w.i'e sie slcll. entwickelt ha'be<n. Melne 1Dam1€'11 und Her
ren, es glbt - und das ist das Schlimme )>ei dieser 

· Frwgc '- zunächst n.ur ausgesproche'!le Ge!bi,t.sinter~
~ten; die ei.nfacli. von dem Tatbestand atts~chen: Der 
Gruoogeseb.ar tlkel M ist dann erfüllt, werun ich das 

· Land Rhei!lltaruJ,-P1alz a.ufilöse. Der Min.istef1.>r'..i~idenl 
Zinn gehi So.g'<lr oo weit, <iiat1 er die Geschiqi:'k in det· 
Rir.htung verfälscht , daß er .sagt, d·ie na);sauischen 
Kreise gehören mit •2ltl Hessen, ob<w'ohl der Volksstaat 
Hoess~· d!lffltl!ll:s etwM völlig anderes war, 1t.mq -er meint, 
damit :·sei der ·ArUkel 29 realisiert. kh will! doch nur 
einmal in aller Deutlicltkeit sagen - und i '.11 g1aube, 
wir !l.Qdt:r1 dai-u1 a uch eine Ubereinsttmmu g In die
sem l:tause -, diaß ·wir un.s :au.f d·le G ge dieses 
At1:1k!:>ls ·oo, wie er ooma'ls fonnuliert vnuxie durchaus 
stellen· rollten, daß wir aber von daher ei.n vernünf
tige Reform wrUnschen, weil d ie d a mals <StE'qcP.ngeblie
bene :R~chsreform dt'T Webmarer Zeit durchaills einer 
l''ortseb?.11u1ig bedarf. Das allein ver.<iuchte icH eben mit 
·dem ·!Zitat der ilhr~Uebenen /Gebiete : Preußens 
~eh .und ö.stlich der EFbe dal"ZU.Stellen. 

Nun, meine ~ verehrten ·Damen u nd Herren, hat 
sich dt>r HE'rr K<lllege &hmidt über diese Zusaimmen
hänge hinweg mit der Frage des armen Landes be
schäiftiig:t, Und er hat OOOOi •'lU~gieführt, daß die Län
dergliederung, also die Praktizierung des Artikels 29, 
VO'l'l'IUS'!!eiZ'lm.ig aJUch W.r eine ~li.lnfbige Verwaltungs
reform, für •el!ne vemünitige finanzielle S icherung - so 
ha>ben Sie wortwörtlich ·gesagt - de r Bevölk!enung sei. 
Joch ,glaube, Herr Kollege Schmidt, auch da gehen Sie 
etwas an -den gan;z nii<:hbemen Tatsachen vövbei. E in
mal ist ~estellt 'WIOrden - und .ich glaube, ~s wir<i 
im Vel:'laiufe dieser Woche noch seht· -Oft festgestellt 
werden müssen - , daß der augenblickliche Etatzugfand, 
~ie aug-enblllekllche Fin:arn11.'1ltuaticm. eine ~mtstitua-
tlon <1e-r Länder überha•upt L~t, · 

(Abg. l\ta:tthe:; : Sehr riebt ig !) 

Wld daß es nun auf der Baisis der Länder ru einei· 
~ten Reg~luug mit dem Bund kommen ~uß. Wenn 
ich kürzlich den Artikel von Bun~e-sm~nistiljr Or„ von 
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Merkatz über Wesen und Sinn des Föderalismus rich
tig verstanden habe, dann gehört das ja auch eigentlich 
zu dem dyruamischen Prinzip des FöderaHsmus 
schlechthin, indem nämlich nlcht nur eine Auseinan
dersetzung der Parteien im Bundestag in politischer 
Riclllu•ng stä.ndi.g erfolgt;, oondern auch :ziur Praktizie
rung d-es Föderalismus die Polarität vom Lan.d zum 
Bund gegetben sein muß, damit ·Gliedstaaten ,und Bund 
in diesem Verhältnis übel'hia.upt bestehen urud die Le
bendigkeit praktizieren können. kh glaube auch, das 
ist ein Zustand, der im Augenblick durch di:e verschie
de116ten Entwicldungen gekommen ist und der mm
mehr in dem VerhältnLs Länder - aloo n:icht oor Rhein
land- Pfalz, sondoern ich sage Länder - 2um Bund kom
men soll. Ich glaul:le, Herr· Kollege Schmidt, das, was 
Sie viell'e icht ausmerzen oder ausgleichen wollen -
bitte, seien wir urus doch darüber einmal ein!g -, be
kommen wir nicht durch Anlegung des Lineals, indem 
wir nun d'ie Länder.grenzen mathematisch .abgrenzen 
t.i1d etwa sagen: da.mit ist ihre wirtschaftliche, .finan
ziE:!le unid politii.che Lebensfähi1gkeit gegeben; denn 
dann müßte man ernsthaft fragen, wo sollten wir denn 
Bayern oder wo sollen wir Schleswig-Holstein hintun? 
Im übrigen müs,.scn wir doch unter allen Umständen 
in der Relation die Aufgaben der größeren und der 
kleineren Llinder i:.ehen. Herr Kolle~ Schmidt, Sie 
wissen es genauso gut wie ich, und ich d arf auch 
Herrn Dr. Boden ansprechen: Wie war es denn in dem 
großen Land Preußen. d!as Sie in Ihrer Rede erwähn
kn? War es denn da nicht so, daß die jetzt zu Rhein
ln.nd-P!alz gehörenden Regierungsb~irke Koble-nz -
Trier damals nicht gerade gesegnet waren - aus welchen 
G~ii.nd>en, mag C'inma1 d\3JhLngestellt bleiben -, aber 
immerhin war es doch der Landesregierung von Rhein
la11d-P!alz vorbehalten und es ist ihr d afür zu d anken, 
eaß ein .ganz ungeheurer Nachholbedarf in diesen sehr 
~-·hwierigen Höheng.:ibleten von unserem Land abge
deckt wurde, 

(Beifall obei der CDU.) 

weil man sich einfach aus der Enge die.ses Lande!> 
heraus klar war darüber, daß .hier eine Priorität vor
hig; und wir als Politiker sind verpflichte t, sie zu 
ocl1len und d-ie Grundvoraussetzungen für dlie Lebens
.fühlgkcit dieser Bevölkerung .zu schaffen. Das war 
früher nicht möglich. Das widerlegt aber auch die 
Tlwse: Je großer das Land, desto besser <!;ie Finanzen. 
lm Gegenteil, Herr Kollege Schmidt, ich möchte mei
nen, wenn es einmal ·zu irgendwelchen Krisenzustän
den kommen sollte - was ,G-Ott verhüten ·möge -., dann 
bin ich der Meinung, daß dieses gut strukturierte, mit
tc:l~tän.dL<ch .ausgerichtete Land Rheinland-Pfal!i. und 
andere solche Länder besser in der Lage sind, der
artige Schwierigkeiten aufzufangen, als jene indu
strialisierten Ballungsräume. 

(Beifall bei der CDU.) 

It:h gl:JJUbe, meine sehr V1erehrten Damt!n und Herren, 
ich muß dann auch noch einige andere Dinge heraus
greifen, die sehr stark an die Adresse der CDU ge
richtet waren. kh <.!arf mich aiber vorweg au.f einen 
P :-esseartikel beziehen, der in der „Allgemeinen Zei
tung" stand und einen Ausspmch unseres Kollegen 
Hcrtel wi.edergrbt - ZvveLbrucken, den 16. März, es 
war wohl im Zusammenhang mit dem pfälzischen 
SPD-Parteitag - und der unter der Überschrift er
schien „Traurige Schili;che in Rheinland-Pfalz". Etwas 
Ahnliches, hinsichtlich der Personalpolitik, wurde eben 
von dem Herrn Kollegen Schmidt schon .angeschnitten. 
Wogeg<m -ich mlich ganz besonders wehren muß, Lst fol
gender Absatz: 
Die Personalpo11tik in Rheinland-Pfaloz stimme alle 
Demokraten nachdenklich; viel.fach genüge die Zugehö-

ri.gk-eit ZUX' Christlich-Demokratischen Un~on - und 
jetzt kommt es - oder zur Jungen Union , um nicht aus
reichende Leistungen des Beweiibers zu kompensieren. 
Die aiber bei der Besetzung von La.ndr.at..:;posten ange
wandten Methoden bezeichnete Hert~I als traurige 
Schliche .und Ü'berrumperung d~ Rechts. 
Ich gla:ube, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
so 2eht es n icht. 

(Abg. Fuchs: Was meinen Sie, was auf 
Ihren Parteitagen gesagt wird!) 

- Herr Kollege Fuchs, entschuldigen Sie bitte, ich 
greife hier keinen Diskussionsbeitrag irgendeines Spre
chers heraus, sondern eine expressiv-verbis-Feststel
lung - ich nehme an, es war in einer Pressekon!erem. 
hinterher - des Herrn Kollegen Hertel speziell zu 
dieser Frage, und ich muß mich schon nicht nur na
mens der CDU, sondern auch der Jungen Union ganz 
entschieden dagegen wehren, daß solche Praktiken Let 
uns geübt werden. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU .) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir hab1::11 
es docll einfach nicht notwendig, mangelnde Qualifi
kation dl,lrch irgendeine Organisationszugehörigkeit 
kompensieren zu müssen. Gerade wir von der Jungen 
Union haben immer ganz entscheidenden Wert darauf 
gelegt, daß, wenn jemand verwandt werden soll , er 
an erster Stelle d ie fachliche Qualifikation besitzen 
muß. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, wir wehren uns natürlic'h 
- und sie wahrscheinlich auch - mit Recht dagegen, 
das jemand deswegen, w e i 1 er Mitglied der Jungen 
Union ist, im Kreise von vielleicht neutralen Bewer
bern nicht zum Zuge kommen sollte. Ich. glaube, dar
über sollte hier absolute Einigkeit bestehen. 
Im Zusammenhang mit dieser Beleuchtung der gesam
ten personellen Dinge ist ja auch eben das Wort vom 
Gesangbuch gefallen, und ein Zwischen rufer glaubte 
feststellen zur müssen - der Zwischenruf kam von der 
SPD - : Wir haben keip. Gesangbuch. 

(Abg: Böglcr; Für solche Zwecke nicht, nein!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wollte 
nur feststellen: Wir haben eins! Wir sind sehr froh 
darüber, daß wir ein Gesangbuch haben! 

(Beifall bei der CDU: - Abg. Kuhn: Ich habe 
auch eins! - Abg. Bögler: Das ist die alte Tour!) 

Und ich darf dabei feststellen, daß ja gerade die Tat
sache dieses Gesangbuches die Grundlage jener christ
lichen ethischen Werte darstellt, von deren Basis aus 
wir die Politik der Christlich-Demokratischen Union 
betreiben und gestalten. 

(Starker Beifall bei der CDU.) 

~r Herr Kollege Schmidt hat in seinem Schlußwort 
festgestellt, die Zeit sei sehr ernst. Darin stimme ich 
ihm zu. Er hat darüber hinaus festgestellt, daß, weil 
d ie ze:t so ernst sei, man nicht Christentum, Klrch~ 
und Politik vermischen sollte. Meine Damen und Her
ren, wir haben es in der Vergangenheit sehr oft 
gesagt, aber weil es hier angesprochen w urde, bedarf 
es der nochmaligen Feststellung. Die CDU ist keine 
Kirche; Sie brauchen sie in!olgEdessen als solche a uch 
nicht anzusprechen. Sie ist a uch kein verlängerter Arm 
der ~irche, sondern die CDU ist die Zusammenfassung 
von Christen beider christlichen Konfessionen zur ge
meinsamen Aktion in der Politik unter Zugrunde
legung des christlichen Sittengesetzes und unter B<.'
e1chtung christlicher Werte, die wir anerkennen. 
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(ßravo-R•.if~ und starkez- Beifall bei der CDU. 
- Abg, Dr. Boden : Ausgezeichnet!) 

Darauf, meine sehr verehrten Damen und Hcrrren -
d<imit keine fa ls1.:hen Rücksclhüsse kommen - erheben 
w :1· k<-in~n Aus·sc.tlli~·ßl ichkeitsanspruch. Das haben 
wi r wiede1·hol t he1ont und sa~en es erneut auch h eute 
W i('rl<'1' \Vir sind aber der Memung, nachdem die deul
:-che i'arlament;;gesctlichte bereits längst vor 1870 die 
T:"itigkPit und Praxis von Christen in der Politik 
k: .nnti> - zum groUcn Nachteil des d eu tschen Volkes 
danials nul' in getrennten Gruppen - , war es das groß~ 
E1·l0bn is und dt'r groBe Vorteil für die deutsche Inn<:u
politik nach l!l45. daß es dann möglich wurde, d iu 
( 'llriFtc>n bc>id<:'r Konfe~sionen für eine solche Arbe it 
:·11 ~t-WilllWil. 

(St ;n·ker HeifAll bei der CDU. - Zurute bei der 
:->PP. - A b g. BCiglP.r: DP.shalb Konfessionsschule!) 

Mc>ine UamC'n und H erren von der Oppo:;it.ion, wenn 
1111111 - wi~ Sie das doch auc.'1. immer wieder herau,;
~kllen - e inen wirklich unangenehmen UDid durch die 
Tnigik dff Ge;;.chichte gekommenen Schnitt überwin
cl••n soll - wir werdt>n ihn nie theologisch überwinden, 
und d ai- isl. <iuch nicht Aufgahe der CDU -. dann sollte 
inan d it-;;t- Kräfte zusammenführen, und ich meine, 
d. mn snllti> es auch Sie froh stimmen, daß wir diese 
Gc>mein~amkf'i{. gefunden haben; und icb. darf Ihnen 
mit rll'mf'.P lben ErnsL wie ihn eben der Herr Kollege 
S1•hmi<lt fiir ~eine Fn1ktion beiont hat, e rklären, daß 
wi r auch 11.it· d ie F.ukunft gewillt sind. diese Gemein
~·;;mkci t zu ht,halten und in unserer Politik weiter 
fort:>:Us<:;>IJ.en. 

i8tarker BeiCa!I bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluß, 
will aber noch zu <ien Schlußausführungen des Kolle
~!!n Sc.11midt Stellung nehmen, hin!:!ic...'1.Uie..l-i der _A.ußen
und Verteidigungspolitik, die er am Ende angespro
chen hatte. Auch bei Ihnen, Herr Kollege Schmidt, 
klang mehr o<ier weniger durch, daß die SPD sich it'l 
einem mutie:en Eintreten für dE'.n Frieden befände und 
<ii~ Politik der CDU den Frieden gefäbrde, nicht nur 
ch•n l'' r ieden, i;ondern auch dit! wohl a ls unser aller 
Anliegen bezeichnete Wiedervereinigung unseres Va
terlandes. 

kh glaube, Herr Kollege Schmidt., wenn Sie schon in 
diesen wenigen Stät.zPn das ,hierhin~stellt haben, 
dann muß ich auch von meiner warte a us ein klären
des Wort dar.u sprechen. Sehen Sie, die Remilitarisie
rung - ein selw schlechtes Schlagwort, es wird heute 
in d(•r Öffentlichk eit auch nicht mehr verwandt; wir 
\'.'ollen un ~ einigen aut das Wort „Vet1e i<iigung" -
hat einen 8ehr langen Entwicklungsweg. Es ist keines
\'.'Cg~ ~o. als ob nun die SPD innerhalb ihrer Reihen 
nkht ern:-:1hH!'t über die Dinge diskutiere. Sie disku
ti<:>rt nid1t nur. sondern ein doch immerhin beachtlicher 
Kreis <ler SPD kam zur Vorlage des sogenannten 
Wchrl'(utachtens, das sich der Auffassung der CDU und 
damil der Bundesregierung sehr stark näher1.e. ln dLe
»cm GutachtE:'n wird festgestellt, daß 12 d eutsche Di~ 
vb;i01wn unbedingt erforderlich seien, um e inen Üiber
!· ,;:,L'.hun~~angriff de.r in 0Rteuropa stehenden Verbänd.e 
dPr Snwjetarmee und der .Satellitenstaaten abz.uwehren, 
<·in sowjet i1<cher Vorsto1j übe r die Grenze der Bundes
l'~publik unbedingt \•et·hirulcrt werden muß und um 
de>11 F.insAtz von Atomwaffen des Westens gegen ein 
be;.;etztes Wesideut1<chland a uswsclüießen, - i.n einigen 
.Jahr!'n Atommunitfon a uch für konventionelle Ge
::chüt.7.e und Granatwi:r!er zut· Verfügung ::;tehen wird, 
und eine wirkungsvolle Bodenluftabwehr - Sie haben 
<>l'x'n den Lufü;chulz gefordert - mit Raketen olmt: 

Atomkop! praktisch ni<:ht mehr mög lich ist. . Sie wet'
den da~ Gutachten wahrscheinlich selber kep.nen. 

(Abg. Bögler: Es ist ein privales G11t.Rdit»l\ eines 
einzelnen' .Mann~s. Das weiß ich b~sscr ats S ie!) 

- Ich i;agc, es Ist n lch1 das GutHchlt>n der SPD. Es war 
nicht d&s Gutachte-n e1nes C'lnzclnen Mannes.· 

(Ab~. Bögler: Doch, doch!) 

Das hat der Kollege Eder und der Kolleg~ Schmirlt 
in ver·schiedenen Ausführungen bestritten. :Allet· im
merhin: Es wird sich in nerhalb der SPD qlamit be
schäftigt. 

(Ab!!. Bögler: Das i~t richtig!) 
1 

Wir- werden abw.:irtcn müssen, wckhc Haltung d ie 
SPD auf ihl'em .Sh11tg1u·t„r PHtejt;i.u; w die;;;cn F l'fü!cn 
t'innehtnen wird. 1 

,• ' 
(Ahg. Bcekl'nbat·h : 'Rloß ;iiu welch~m Zweck!> 

Aber, m e ine Damen und Herren, die Dinge jso da r-.l.u
stclle~ al~ . qb . unsere Politik eine Gefähldung d~5 
Friedens bedeuten würde, das ist eine Un~erstellung 
im innenpoltischcn Raume der parteiliche~ Ausein
andersetzung, d ie wir alleine der F airneß wegen n icht 
tun sol!ten. Lassen Sie mi<:h das noch einmal in alle1· 
DcuUichk~il .s~eu. Wenn wfr lUls heule hier und an
de1·swo Uber . die Frage der Nike-Abwcht·h~sen, über 
die Fragen der praktischRten und modern~ten Aus
rüstung unserer Verteidigungstruppe n, über :die .r'rage 

i . d,er .~n$.oHr;Ueruqg der NA'J,'O und ~Ue d*se Dinge 
! unterhalten müssen, dann ist das doch nich~ Ursache. 

sontlern Ergebnis einer Weltentwicklung, d i:e wir bei 
Gott nicht zu verantworten haben. ; 

(Beifall bei der CDU.) 
1 

Die Ursachen liegen dort, wo eine soh:he P,olitik bi::-
gann. Erllmern wir uns doch noch einmalj der Zah
len allein in der mitteldeutschen Zone, da~ dort 122 
sO"iiiiJeWicne'"Olvfiii'ö'ncn"'$teheri;· 120 000 Ma ,J nationale 

· · V'o1k~f'me~;·:·: " 7'!!"t1~D"' ''l\lrärin' allgemeine ~lkspol ize1, 
70 000 .l.\fä'~} 'dteti.z- und Transportpoli?:ei 1:!fd 110 000 
'.Betrl'e'6s'leil.mptgrupi)en'. Hier liegen doch ~ie eigent
lichen Ur·sachen, mit d en en wir uns auseinander!';P.t
z.en mw::ien und zu einem Ergebnis kommtn wollen, 
wenn \\·ir d ie Sichtl'heit unseres Volkes ernj;t nehmen 
wollen. ' 

' 1 

„ . ~~bg •.. ~c~enbadi : So hat man auch ;rnn 
' ' . · argumentiert!) 1 

' ' ' 1 
- Herr Kollege :Sedtenbach, wir identifiziere~ uns k ei
neswegs - das haben wir auch n icht notwe ndig und 
dafür fühlen wir uns auch v iel zu integer - ·mit Krät
ten, die meinetv.'1?gen damals so argume4tiert und 
dann in eine ~atastrophe geschlittert sind. Wir haben 
ja de$b.alb heute. die Dinge auszubaden. ~ier liegen 
auch 'rlöCh' g~wf!We' Ursachen, die keineswegSi 7.U unter
schätzen s lnd. 

Ich darl mich hier vielleicht au.f eine seh[ wichtige 
Stellungnahme. in der wohl anerkannten •und ihrer 
Objektivität wegen seht• geachteten evangeli~chcn Wo
c;:hen~{tsi:f\~!!t „Chris t :und Welt" beziehen. *ie wissen, 
daß lä: ~. il,'!: Baden-Württemberg am Heuchelbcrg 
solche Dinge diskutiert wurden. ~Christ ~nd Welt" 
kommt 7,u folgeni!Pr 'P'eq1stellung: 

Es begann µlit der Gründung ein;,:r Sch~ tzgemein
scha!t H.euchelbe1·g. Gründer waren dre~ Personen, 
die übci-raschend schnell von auswärts 1 einen ge
;w~gten u~~t~pnslfi1er heranzuholen vprmochten, 
~~~~„„~~~„„:lr.!?.!i!?;.„ .~':l.flg~ . d~r Deutsche.11 des ver
stoi:berier.i. ehemaligen Reichskanzlers vv irlh. Den 
Bauern in den Heuchelberg-Dörfern und'. den Heil-. ' 
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bronnern hatte man zuerst noch gesagt: Auch wir 
sind für die Verteidigung, aber man solle sie doch 
irgendwo anders hinbauen als gerade auf den Heu
chelbcrg. Heiliger Sankt Florian, verschone mein 
Haus, zünd' andere an. Nun schlug sie um in einen 
Protest gegen Raketen, Atombomben und ähnliche 
furchtbare Dinge überhaupt. 

Hier kommt, meine Damen und Herren, eine sehr 
wichtige Feststellung der evangelischen Wochenzeit
schl'ift, die wir allen Ernstes beachten wollen: 

Es ist o!!enbar ein Kinderspiel, allen im Bundes
tag vertrete(len Parteien, Gewerkschaften, Bauern
bünden und Bürgervereinigungen -dazu über Nacht 
- die Massen.führung zu entwinden. Eine Handvoll 
versierter Demagogen vermag aus der allgemeinen 
Atom- und Raketenfurcht im Nu eine Massen
bewegung au!zupeitschen, die jedes noch so ver
nünftige und einleuchtende Gegenargument er
drückt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das soll
ten wir doch sehr ernst nehmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

kh warne <lavor, 

(Abg, Bögler: Gehören die Göttinger Professoren 
auch dazu? - Abg. Beckenbach: Da kann man 

nichts dagegen sagen!) 

ich glaube lhnen sogar, daß Sie sich nicht beteiligen 
werden, in eine Atomangst hineinzugeraten oder in 
eine Angstpsycho~ hineinzutreiben, damit Sie nachher 
einfach nicht mehr . glauben können, daß der Krieg 
auch anders zu verhindern sei als lediglich durch 
Nachgeben, Kompromisse und durch eine allgemeine 
Kapitulation. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wenn einmal eine solche Haltung das Volk erfassen 
soll, dann ist das erreicht, was vom Osten seit langem 
als die sogenannte Aufweidlo!!ensive gegen uns unter
nommc-n wird. 

(Lebhafter BeiCaU bei der CDU. - Abg. Becken-
bach: Also wieder Kompromiß!) 

Deswegen mein Appell an das Haus, unter voller 
Würdigung und mit vollem Ernst, wie das der Herr 
Kollege Schmidt gesagt hat, daß man über diese Dinge 
sprechen muß und der Bundestag das in den nächsten 
Tagen auch tun wird, wir uns aber dagegen wehren 
sollen, daß durch eine Massenpsychose eine Angst er
zeugt wird, die dem Volk jeglichen Glauben an Siche
rtongsmöglichkeiten nimmt. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Beckenbach: Genau 
wie der Bolschewistenschreck! - Weitere Zwi-

schenrufe bei der SPD.) 

- Entschuldigen Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD. Ich kann immer nur einen verstehen. 
Ich wollte damit besonders dem Herrn Kollegen 
Sdlmidt sagen: Die Frage der Wiedervereinigung 
Deutschlands ist, glaube ich, das gemeinsame Anliegen. 
Die Ft·age der Erhaltung des Friedens ist auch das 
gemeinsame Anliegen. Auch die CDU hat Anspruch dar
aut, daß sie unter dem vollen Druck ihres Gewissens 
und unter der vollen Verantwortung gegenüber unserem 
Volk die Lage prüft, um alles zu unternehmen - das 
ist einzig und allein Sinn der von Ihnen eben heraus
gestellten Politik -, diesen Frieden für unser Volk zu 
erhalten. Wenn Sie in diesem Zusammenhang den 
Herrn Ministerpräsidenten in seiner Eigenschaft als 
Mitglied des Bundesrates angesprochen haben, dann 

" muß ich namens meiner F["aktion dem Herrn Minister-

--··--····· --· - ------ -

präsidenten sagen: Um des Friedens und der Sicher
heit des Volkes willen muß diese Ihre Politik im Bun
desrat ausgerichtet sein, wobei wir hoffen und wün
schen, daß es Ihrer Arbeit unter Mitwirkung der 
anderen Länder in der Bundesrepublik gelingen möge, 
das nächste Jahr und die Zukunft für unser Volk 
glücklich zu gestalten. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prlsldent Wolters: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Dauber von der Frak
tion der SPD. 

Frau Abg. Dauber: 

Ren- Präsident! Meine Damen und Herren ! In den 
bald 7 Jahr.en, in denen ich im Landtage Rhein
land-Pfalz tätig bin, habe ich es immer vermieden, 
im Parlament eine Diskussion über die religiöse Ver
antwortung des einzelnen mit zu entfachen. Ich habe 
mich nie daran beteiligt. Ich hätte genug Gelegenheit 
gehabt, dies z. B. bei der Beratung des Schulgesetzes 
z.u tun. Das hätte ich schon bei der Begründung des 
Entwurfes durch den Herrn Kollegen Drathen tun 
können. Er sagte damals: 

Das Recht der Eltern, allein über ihre Kinder zu 
bestimmen, ist höchste irdische AutoriUit. 

Meine Damen und Herren! In diesem Augenblick habe 
ich damals den Zwischenruf: „Siehe Remilitarisierung" 
gemacht. Ich komme nur darauf zurück, weil der Kol
lege Korbach dieses Wort gebraucht hat. Warum habe 
ich diesen Einwur! gebracht? Weil ich in diesem Mo
ment mich au! dem Bahnhof in Kaiserslaute rn stehen 
sah im August 1941, als ich Abschied nehmen mußte 
von· meinem Jungen, während mein Mann im Süd
osten marschierte. Keine Macht der Welt hätte mir 
damals das Recht gegeben, allein über mein Kind zu 
bestimmen und es zurückzuhalten. 
Sehen Sie, das ist das, was gerade uns Frauen in den 
Knochen steckt. Das ist keine Angst- oder Massen
psychose, die hier erzeugt werden soll und wird nach . 
Ihr~r Auffassung, Herr Kollege Korbach. Das ist die 
innere Verantwortung denen gegenüber, die heu te noch 
leben und denen wir nicht ein gleich es Schicksal be
schert haben möchten. Wir sind der Au!fassung: Macht 
an sidl und Macht um ihrer selbst willen ist nach 
Jakob Burkhardt zugleich das Böse, Wir wollen der 
Menschheit dienen, denn Dienst bringt Zufriedenheit 
4nd damit Friede! 

(Zuruf bei der CDU: Wir auch!) 

Es ist doch kein Wort im deutschen Spruchgebrauch 
gegenwärtig und seit Jahren so mißbraucht worden 
als das Wort „christlich". 

(Sehr gut! bei der SPD. - Zuru! bei der CDU: 
Von Ihnen!) 

Wir sollten nicht soviel christlich reden, sondern christ
lich handeln! 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig! - Beifall bei 
der SPD.) 

Es wäre das beste für uns, wenn die Kirche frei von 
staatlicher Bindung und der Staat frei von kirchlicher 
Bevormundung wäre. Dann sähe es anders aus. 

(Widerspruch bei der CDU. - Beifall bei der SPD.) 

Prisident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Ich lidllage dem Hause vor, 
daß wir in die Mittagpause eintreten und heute nach
mittag um 14.15 Uhr die Sitzung wieder beginnen. -
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Dal-i Hau~ i~t damit einvere:tanden. Die Sitzung ist 
un terbro~·hen. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.45 Uhr. 

\\ ,l'dcrbeginn der Sit7.ung: 14.2() Uhr. 

Präi<idc-nt Wolters: 

Das Wort. hat Herr Mini~terpr:isirl(>nt Dr. Altmeier. 

Ministt>rpräsldl'nt Dr. h. e. Altmeier: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! 
Aus dt>tn Bericht des Haushalts- und 1''inanzausschus
ses und ;:ius den Bemerkungen, die heute vormittag 
hier im Verlaufe der Debat1e gemacht \VUrden, darf 
ich zunäch.st zu meiner Genugtuung entnehmen und 
f C'stst ellen, -daß die finanzielle Gestaltung ·des Etats 
dl's Ministerpräsidenten un-0 der Staatskanzlei wegen 
LiJ11:-1· bcwuf.lt forte4'setzten 8p.al:'Samkeit Zustimmung 
und Anerkennung gefunden hat, wie ich auch danken 
möchte für die anerkennenden Worte, die an die Be
amten der Staatskoanzlei gerichtet worden sind. Ich 
möchte gleich zu Anfang melner Ausführungen diesen 
Dank ebenfRlls hekunden und ihn an die gesamte 
Beamten-, Angestellten- und Arbeiterschaft in den 
Ministerien und in den Betneben draußen jm Lande 
weiteq.(ebcn. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zunächst auf 
<'inige Fragen eingehen, die die Staatskanzlei und die 
ihr unterstellten Dienststellen betreffen, und di.e heute 
vormittag hier angeklungen sind. Herr Aibgeoroneter 
Dr. Boden hat zur Landesplanung Stellung genommen. 
E1· hin die Notwendigkeit einer organischen Fortent-· 
wid<lung betont. lch stimme damit überein. Durch die 
politische und wirtschaftliche Fortentwicklung unseres 
Gehietes wie auch die inzwischen ergangenen Bundes
und Landes11eset.ze gE.'ht der Aufgabenbereich der Lan
ck·splanung he-ute wesentJich über die damalige Be-
bnuungs- und Wirtschaftsplanung hinaus. Sie erfor
<:lcrt die Entwicklung übergeordne~r und zusammcn
fa ;;sender Programme für eme den wirtschaftlichen, 
~<'7.ialen und kulturellen Erfordernissen entsprechende 
Raumordnung. 
kh ~;irf hier Prwiihnen die Planungen der Geschäft;,;
h<>rt>iC'he ciPT ~taatli<'hP.n Verwaltung - die sogenannte 
FaC'hplanung also - sowie die Planungen der Selbst
' •.•rw;itt1mg!'korperschaften, die unter raumordneri
!'<'h<>n <:'..esichl ,;punkten aufeinander abgestimmt sind. 
Die Tätigk<:"it unserer Landesplanung ist daher vor
wiP.iwnct vN·so1·~ender, beratender und koordinierender 
Natur. Daraus folgt siL'herlich, daß ihr Wirken in der 
0ifent1Jchkeit weniger bekannt ist. Die Landesplanung 
wirkt+! im vergangenen Jahr bei allen raumbedeut
samen MaHnahmen mit: bei den Projekten für Vertei
cli,,;ung und Verkehr, bei den Siedlungen. Versorgungs
anlagen und bei den M~ißm1hmen der Landeskultur. 
Von 12 im Haushaltsplan 1957 vorgesehenen regiona
n..ilen H;iumordnungsplänen konnten bisher 8 zum Ab
:-:d1lut3 gebracht werden. V-0n 13 begonnl;!nen Kreis
beschreibungen lie!ilen 6 manuskriptfertig vor; ge
druckt s ind die Kreisbeschreibungen Kreuznach, Lud
wigsh::ifen und Bingen. Von rlen rund 80 vorgesehenen 
Karten des deutschen Planungsatlas!;e-S, Band Hhein
!;.ind-Pfal:>:, s ind 12 Rlii.tter hi•reits veröffentliC'ht. wlih
n~nd weitere 8 Blätti!r im Druck sind. 
Meine Damen und Herren. ei< ist klar, daß die Landes
planung nicht Immer an den Grenzen der Länder halt 
mad1t!n kann. Sie gr-eift ganz von selbst au! das Gebiet 
<h~r Nachbarländer übel:' und stößt auch auf Berüh-

rungen mit den Raumo1·dnungsaur~abcn des Bunde-s. 
Desl:w.lb haben Bundesregierung und die Länder ubcr 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung 
das Verwaltungs~bkommen vom 16. Dezember 1957 
geschlossen. Dieses Verwaltung::Hibkommcn Bund-Län
der steht die gemeinschaftliche Erörterung vc.m Raum
ordnungsfragen vor, und zwar von allen, die mehrere 
Liinder oder das Bundesgebiet als Gan7.es berührf'n. 
In die.sem Abkommen verpflichten sich Bund und Län
der ,gteicherm.aßen, bei ihren Planungen den 'Erforder
nissen der Raumordnung Rechnung zu tnigen und alle 
org~nisatorischen und rech11i<'h<'n Maßnahmen an?.U
stx:eben,. dde zur l!:tfüllung der Raumordnung$au!gaben 
erforde;tlici:\ .S~n4- 1 

Ich darf hier abschließend sagen, daß siC'h darau,; di~ 
Notwendigkeit ergibt, unsere det'1:eitigen Flestimm11n
gen in der Landesverfügung über die Zusammenar()f:'Lt 
aller Aufbauplanungen von 10. Juli 1947, die bisher 
d:ie Gundlage der Arbeit der Landesplanung! bildeten, 
zu' überholen und zu ergänzen. Es darf angefügt wer
den, daß wir einen neuen Erlaß planen über iAufgabcn 
und Organisation der Lande!'lplanung, wobei die Bil
dung eines Landesplanungsbeirates mit beratender und 
anreg<!nder Funktion erwogen wird . 1 
Es ist heut.e vormittag die Frage der Abgre~zung der 
Sanierungsgebiete gestreift wo.rden. Sie wis~n, meine 
Damen und Herren, daß der Bund seit m ehrt'L't>ll Jah
ren in · den sogenannten Sanierungsgebieten : regionale 
Förderungsprogramme durch.führt, und zwal' mit dem 
Ziel, das bestehende MißverhiUtnis 7.\vlscheti vorhan
dener "'Arbeitskapa.z.ttät und den gegebenen; Arbeits
möglichkeiten zu beseitigen; mit anderen Worten, um 
die strukturellen Vorausset?.Ungen ;.o,u schaf~en, cJ;it'Tlit. 
die Arbeitskräfte bodenständig bleiben könqen. Diese 
Maßnahmen kamen in tm!'f'rem Lande im wesentlichen 
unseren Grenz.gebieten - vor allem der R.ot1n 7.one -
im Laufe der vergangenen Jahre zugute. Sie •Umfaßten 
Förden.mgsmaCln~hmen auf rlem wlrtsd\aftlichen Ge
biet; ich tic nne hier die Verstärkung der voi:handt-nen 
Betriebskapazitäten und die Ansiedlung neuer Unter
nehmen. Desgleicht'n dienten diese Maßnahmen der 
Verbesserung der Agrarstruktur, angefa~gen vom 
Wirtschaftswegebau bis zur Förderung der ~m Gange 
befindlichen Umlegung. 
Die Bundesregierung bereitet, wie wir wisse~, zur Zeit 
eine Neuabgrenzung dieser Förderungsgebiete, vor. Da
bei hat sich die Landesregierung bemüht, bisher nocll 
nicht berücksichtigte Kreise in das Förderungspro
gramm .einbezogen zu sehen. kh darf sagt'n, '. daß diese 
überprfü\.1ngsaktion zwar noch nicht abge>1chlossen 
ist, aber P8 rnßt sich auf Grund unserer Bespl-echungen 
schon heute· so viel sagen, duß eine größere An7.ahl 
von Länd- und Stadtkre1sen im Rechnungsjahr 1958 in 
die regionalen Förderungsmaßnahm~n e!nbeiogen wird 
und daß sich aller Vorau~sicht nach darttntet auch der 
Obe~t~aldkreis befindet. · 

' 1 

(Bravo.rufe und B~.t:all bei den Regieri;mgs-: 
pa1·t..eien,) I 

Meine i riami!'n und Herren, im ühri gen wird ~er Grenz
landaussdmß dieses Hohen Hau<:f'~ ~legC'nHeit haben, 
das aufzustellende Sanierungsprogramm für il953 dem
nächst zu diskutieren und mit dem vorge:;ehencn Lan
desmailnahmen in Einklang zu bringen. 
Ich möchte ifl diesem Zusammenhang ~in kt.lrzes Wort 
über die Bereinigung der in unserem Lande :besonders 
dringenden Grenzfragen sagen. Es handelt bich dabei 
nicht i'lur um die Auswirkungen der sogen~nnten ge
ringfügigen Grenzberichtigungen auf Grund: der Lon
doner Empfehlungen aus de-m Jahre 1949, :;nndern Vl'r 

allem auch um den beschlagnahmten grenznahen 
Grundbesitz in Belg!En, I.ux:embmg und Frankreich. 
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Die Sequestration des grenznahen Grundbesitzes be
ruht, wie Sie wissen, auf dem alliierten Reparations
abkommcn vom 14. Januar 1946. In diesem Abkom
men haben sich die Signatarmächte verpflichtet, das 
gesamte in ihrem Gebiet - in ihrer damaligen Besat
zungszone - gelegene deutsche Eigentum, also auch den 
Grundbesitz der deutschen Grenzbauern, für Repara
tionszwecke sicherz.ustellen und zu liquidieren. Trotz 
dieser für uns nachteiligen Rechtslage ist es im Laufe 
der vergangenen Jahre gelungen, über die Rückgabe 
dieses deut.:>r.:hen Grundbesitzes im Ausland zu ver
handeln. Das jüngste Beispiel dafür ist der deutsch
bclgische Ausgleich, bei dem erreicht werden konnte, 
daß nach Nordrhein-Westfalen die größten Gebiete 
und nach Rheinland-Pfalz aber auch der rheinland
pfi-i.lzische Grenzort Hf;?mmeres damit V·lieder in die 
Bundesrepublik zurückkehren. 
Im IIinbLick auf die zur Zeit schwebenden deutsc:h
luxemburgischen Verhandlungen habe ich noch in den 
letzten Tagen dem Bundesaußenminister unseren Stand
punkt erneut eingehend dargelegt und bei ihm durch
gesetzt, daß die Landesregierung in der offiziellen Ver
handlungsdelegation und in den gebildeten Unterkom
missionen vertreten ist. 
Dadurch haben wir sichergestellt, daß wir jede Phase 
der Entwicklung kennen, rechtz.eitig unsere Auffas
sungen darlegen und so die Interessen unserer Grenz
bewohner vertreten können. 
Meine Damen und Herren! Das Ziel ist dabei die Rück
~abe des grenznahen Grundbesitzes, damit unsere 
Bauern wieder über ihren Besitz auf der anderen Seite 
verfügen können. Das erfordert einen gerechten Aus
gleich zwischen Luxemburg und Deutschlan<l, der nicht 
nur die materiellen Schäden der Vergangenheit be
trifft, sondern der auch alle und letzte Trübungen be
seitigen soll, die in den Jahren der Diktatur b€i un
seren luxemburgischen Nachbarn .zu unserem schmerz
lichen Bedauern eingetreten waren. Es gilt hier die 
gute Zusammenarbeit, die sich im Ablauf der letzten 
Jahre mit Luxemburg herausgebildet hat, fortzuset
zen in wirtschaftlichen Projekten, insbesondere in der 
im 'Gange befindlichen gemeinsamen Nutzung der Was
serkraft unserer Grenzflüsse. Ich glaube, hier eröffnen 
sich hof!nungsvolle Zukunftsmöglichkeiten in gutnach
barlicher und zugleich auch in europäischer Sicht. Das
selbe Verhandlungsziel schwebt uns hinsichtlich des 
grenznahen Grundbesitzes in Frankreich vor. Ich cit!nke 
hier ganz besonders an jene Probleme, die in den 
pfälzischen P:renzkreisen aufgetaucht sind und die 
r.ach einer letzten, friedlichen und baldigen Regelung 
rufen. 

(Bravorufe und Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch gleich zu 
~'inigen Fragen Stellung nehmen, die der Herr- Abge
ordnete Hertel heute votmittag angeschnitten hat. Er 
hat die Frage au!gcwor!en, ob bei der Inanspn.irh
nahme von Gelände für Verteldigungsaufgaben nicht 
auf den Erwerb verzichtet werden könnte, und er hat 
dabei an die Adresse des Bundes - so habe ich ihn 
verstanden - den Vorwurf gerichtet, Grundeigentum 
gewissermaßen z.u hamstern. Ich möchte in Erwiderung 
auf diese Frage darauf hinweisen, daß das Land
beschaffungsgesetz in seiner ganzen Anlage zunächst 
einmal davon ausgeht, daß in jedem Fall die mildeste 
l"orm der Inanspruchnahme gewählt werden muß, 
wenn es mit dem Verteidigungszweck vereinba1· ist. 
Selbstverständlich ist die Inanspruchnahme gegen eine 
Nutzungsentschädigung sicherlich in jedem Falle dem 
Kauf vorz.uzichen. 

_________ „_ -------· --- - ---· -

(Abg. Völker: Herr Ministerpräsident, es wird 
doch jetzt schon anders verfahren von der 

Landesregierung!} 
Das schreibt das Gesetz. ausdrücklich vor. Ich habe 
das letzte Mal schon gesagt, daß wir unterscheiden 
müssen zwischen der Wirkung, die zunächst einmal die 
Verlängerung darstellt, damit das neue Verfahren nach 
dem Landbeschaflungsgesetz überhaupt in Gang kom
men kann. Auch rangiert bei der Inanspruchnahme 
jede Art von öffentlichem Grundeigentum vor dem 
privaten Eigentum. Das ist gesetzlich !estgelegt, Das 
private Eigentum soll erst in letzter Linie in Anspruch 
genommen werden. 
Bezüglich des von dem Herrn Kollegen Hertel ange
sprochenen Staatswaldes möchte ich mich' auf die Nen
nung toigender Zahlen beschränken. Wir verfügen in 
unserem Lande über 27 v. H. Staatswald, 54 v. H. Kör
perschafts-, also Gemeindewald, und über 19 v. H. Pri
vatwald. Bei der Inanspruchnahme der Waldungen iür 
militärische Zwecke wurden bisher in Anspruch ge
nommen: 6,6 v. H. vom Staatswald, 1,3 v. H. vom Ge
meindewald und nur 1/t v. H. vom Privatwald. Dabei 
ist immerhin zu beachten, daß der Gemeindewald über 
50 v. H. des Gesamtbestande-s ausmacht. Ich wollte dies 
gleich sagen, damit der Eindruck beseitigt wird, als 
ob das Land Belastungen aus Verteidigungsaufgaben 
allzu leicht auf die Gemeinden abwälzen wollte. 
Lassen Sie mich nun dem Verhältnis Bund-Länder zu
wenden und dabei über die anstehenden aktuellen 
Fragen hinaus - sie sind heute vormittag hier in aller 
Breite behandelt worden - bis zum Grundsätzlichen 
vorstoßen, weil, so meine ich, damit das Fundament 
unserer bundesstaatlichen Ordnung berührt wird. Ich 
möchte dabei sehr wohl auf der einen Seite 
unterscheiden zwischen der Wahrnehmung reiner 
Länderinteressen, wie sie beispielsweise in vielen 
Fragen, die die Bundespolitik niu.,_t berühren> durch 
die Konferenz der Ministerpräsidenten und die 
Konferenzen der Fachminister ausgeübt werden, 
und auf der anderen Seite der Mitwirkung der 
Länder im Bundesrat bei der Gesetzgebung und 
der Verwaltung des Bundes auf Grund des Ar
tikels 50 des Grundgesetzes. Ich möchte hinzufügen, 
daß es oft genug beides in der Praxi~ gibt. Ich :.!r'in
nere z. B. an die derzeitige Auseinan<lersetzung z.wi
schen Bundestag und Bundesrat, weil letzterer das 
Verlangen, in der Europäischen VeI"Sammlung vertre
ten zu .sein, erhoben hat. Der Bundestag hatte dies 
abgelehnt. Die Bundesregierung sah in ihrer Gest:>tzcs
vorlage die Vertretung des Bundesrats voc Hier darf 
ich Ihnen, Herr Abgeordneter Scllmidt, sagen, daß ich 
in dieser Forderung doch etwas mehr sehe, als dies 
aus Ihren Ausführungen heute vormittag herausklan~. 
Es ist keine Nebensächlichkeit, sondern eine große po
litische und wirtschaftliche Frage, die hier angcspro
chen wird. Hier werden in der Tat weitestgehend 
Länderinteressen angesprochen, weil die von den Or
ganen der Europäisc..~en Gemeinschaft zu regelnrlen 
Fragen auf das tiefste auch in die Zuständigkeiten 
und die Verwaltung der Länder unmittelbar eingreifen 
werden, wie ich dies am Beispiel der Siegerländer 
Montanindustrie, der Moselkanalisierung und des 
rheinland-pfälzischen Weinbaues bereits in der Presse 
und damit in der Öffentlichkeit nachgewiesen habe. 
Das möchte ich auch deshalb hier anführen, weil der 
Herr Kollege Dr. Boden heute vormittag das Beispiei 
der Siegerländer Montanindustrie auch berührt hat, 
und mir heute nachmittag eine Mitteilung der Bundes
regierung zugegangen ist, wonach sie bereits den Bt!
schluß gefaßt hat, Klage gegen die Entscheidung der 
Montanunion in Sachen Siegerland zu erheben. 

(Beifall bei der CDU.) 
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.Sie hat damit dem drin.11:cnden Verlangen entsprochen, 
dus wir an ihre Adresse gericht.et hatten. 

Ich sage also. daß hier sowohl die Interessen der Län
der weitgehend berührt und <1ngesprochen werden als 
auch zugleich die Funktion des Bundesrates, weil er 
ge~et~gebendes Organ der Bundesrepublik ist und weil 
sein~ R'"chte durch die Vertdge und die Wirksamkeit 
de>s neuen Parlamentes wesentlich beschränkt werden 
können. Es ist daher wahrlich kein Sturm im Wassel'.'
glas, wenn Bundesrat. und Länder - und zwar .in vol
ler Einmütigkeit aller Länder - nachdrücklich die Vel"
tretung in <iel" Europäischen Versammlung fordern und 
sie nicht bereit sind, sich vom Bundestag in das :zweite 
Glied verbannen zu lassen. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr gut!) 

M"'ine Damen und Herren! D<!shalb haben es die Län
<l.erchef,;; begrüßt, daß ihnen der Bundeskanzler am 
\'c'n~~ngenen Freitag <l.ie positive Erklärung abgegeben 
h~1, daB die Bundesregierung hinter ihrer Vorlage 
:;h·ht. worin 6 Vert.ret€'r des Bundesrates neben 
:rn de, Bundest:ilges in der neuen Europäischen Ver
~;1mmlung vorgesehen sind, und daß sie auf eine bal
cti>{e Vernbschiedung im Bundestag drängen wird. 

lch will :ihPr auf den Ausgangspunkt zurückkommen. 
r:s geht k€'inesweg.s um die Aus'>Yeitung VO'l1 Länder
kompetenzen, wie es, so meine ich, in der Diskussion 
mit der O!'L'entlichkeit leider hier und dort immer 
wie<lL·r b!:'hauplet wird. Es geht heute vielmehr allen 
Em~1es um die Erhaltung der Eigenstaatlichkeit der 
u;nder. Ich meine, das ist weder Rechthaberei noch 
Überheblichkeit, &Jndem die garuie Verfassungswirk
lichkeit, wie ~ie der G€setzgcber gewollt hat: ohne 
G!ted~1:iAten kein Bundes~t;ia1. Deshalb ist es anderer
~cit,; hPileibe kein Unglück, oder - wie es hier schon 
cinnrnl an die Wand gemalt wird - auch wirklich keine 
Zu·fallser~cheinun.g, wenn ::li<h Bund und Länder in 
konkreten Fragen auseinandersetzen oder gar erhitzen, 
'Nie wir di>~ iw.,.ift;>ll"S im L:ii.ufe der letzten Wochen 
un<l M"nat-P. an verschiP.<iernm Fragen und Problemen 
erlebten. Das ist vielmehr ein Beweis für die Lebens
kraft der Bundesrepublik, in der sich die Bundes
orgnne in echten Ausein11n<ifm;;et7.ungen um :i:weck
mäßige und beste U)sungen der staatlichen Gemein
~chaft mühen. Ich möchte noch weitergehen und sagen, 
daß es g-cradezu schlecht um o.ie demokratische Staats
form bei uns in der Bundesrepublik bestellt wäre. 
w••nn es ~olche Au~eirnmdersetzungen zwischen Bund 
llltd Limdern nicht mehr gäbe. Wir wollen doch ein
nrnl fragen: Wann hat. es dann diese Auseinander
~etrnngl;'n nicht mehr ger:f'h('n? Doch nur damals in 
dm zwülf .fahren der Unfreiheit nicht, als alles von 
eine1· Kommandost~lle diktiert wurde. 

(Sehr richtigt bei der CDU.) 

SnlRnge wir uns in aller Offenheit und Freiheit Aus
••inandPrl'etznngen 7.wii:;chen Bund und Ländern ge
"tat.tr.n können, solange wird auch die demokratische 
Freiheit in der Bundesrepublik bestehen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Freilich. meine Damen und Herren. kommt es auch 
d11h,..i ;rnf <lie Form di~er Auseinandersetzungen oder 
il\If den politischen Stil, von dem heute vormittag ver-
1<düedentlich die Rede war, an. Konkret gesagt, die 
Liinder setzen skh zur Zeit mit dem Bund über die 
Verteilung der Einnahmen auseinander. Diese Aus
(·inanderseLwn~en vollziehen sich nicht im parteipoli
ti~chen, sondern im i;taatspolitischen R:ium. Diese im 
demokratischen Staatsleben selbstverständliche Er
k<·nntnil' ist auch - das möchte i<:h mit Nachdruck be
tonen - für die Mitglieder der Landesregierung von 

Rheinland-P!.a.J.z ausschließlich maßgebend. Man sollte 
daher ihr gutes Wollen nkht unb~rechiigterweil'e in 
Zweifel setzen, wie es der Spred1~1· der SPD~Fraktion 
in ~ei:-'''"ers'tE!n "'rräu:ShaUSberahmg im Janu~r dieses 
J<lbres. ;getai;i. hat,. wo .er die Behauptung a~fstellte -
ich habe das im Stenographi:;chen Beridtt nad1gelesen -, 
daß die bereclltigle Forderung auf eine gereChte Mit
telverteilung vielleicht nui· deshalb von deii Lande~
regierung ohne Härte vorgetragen würde, wei~ „partei
politische Erwägungen offomichLlich vor Landesinter-
essen Vorrang bckommt:!n sollen". ; 
Meine Damen und Herren1 Das sind Unterstellungen 
und Verdächtigungen, von denen ich noch eimp.al sagen 
möchte, daß die Landesregierung durch sie nicht ge
troffen werden kann. Wir haben uns nie davon abhal
ten lassen, die Int.eressen des Landes und stiner Be
völkerung so zu vertreten und d a ?.u vertreten, wo 
immer es sich um Landesnotwendigkeiten gehandelt 
hat, 

(Beifall bei der CDU.) 

sei es in den vielen Fragen. die gerade uns als Grenz
land im Westen Deutschlands berührten, sei EIS bei den 
finan:liellen Auseinandersetzungen, sei es in: dem Be
str~ben, gemeinsam im Kreise aller Länder dafür ein
:>:ust.ehen, d:<!ß den T.Eindern gegeben wird, was ihnett 
nach der klaren Diktion des Grundgei;etzc-s r.uknm!"lt, 
'Wie wir freilich andererseit~ - wir sind ja im Bundes
rat ein Bundesort.in - immer bereit sein mußten, waren 
und in Zukunft lflUC'h sein werden, dem Bunde ~u geben. 
was ihm gehört. Ich nenne hier. um eini.R;e lbesondere 
Landesprobleme anzudeuten, das iiogenanntei Fortgel
tungsl;(esetz, bel dem wir weitgehend"' Fortlenmgen 
gerade vom Standpunkte des Grenzlandes arimeldeten 
und teilweise auch durC'hsetzen knnntP.n, ahe1·1 teilweise 
leider tn einer ganzen Anzahl von Fragen nicht zum 
Zuge kamen. tTnserc HaHung hei di:>r Fe"tset?•me des 

stcuer- ist bekannt... Tm m•nne - das ist heute trormittag 
von dem Hel"tn Kollegen ''{al11n1i:>r angesdmilt.en wor~ 
den - die 7. Verordnun!! zur Durchfiihnmg de:< Wein
gesetzes. Wenn in der AuseinanderF-etzung da~rUher die 
Bet:ekhnungen „mild gehalten" oder „dnrd\gegnren" 
oft genug auch Anlaß zu rechl humorvollen' Betrach
tungen gewesen Sind - man übertrage das ,:,durch.ge
goren" etwa auf Politiker oder das „mild gehalten" 
auf diesem oder jenen pnlitiS<'hen Akzent -, !so haben 
wir doch gewußt, um wa:;: es sich dabei let~tlich für 
unseren t'heinland-pffüzischen Weinbau handelte. Wir 
haben deshalb im Bundesrat trotz man<'heir WidPr-

.. stä~?.e.~ ... ~~~ „~r.~u.~~eg~ren" a~ch durchgese~7.t, 
Die Widerstände waren so groß, daß diese V~rordnung 
in dem jetzt abgeschlossenen Sinne niemals fUStande
g'"kommen V<räre, wenn die Vertrete-r des Weinlandf's 
Rheinland-Pfalz nicht in Bonn dabei mitgewirkt hät
ten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) ; 

lch envbhne unseren Widei·stand beim Weinabkom
men zw"lschcn dem Bund und Italien bzw. Griecllen
land, wo wir d1e Reeieruogsvorlage ablehnjten, weil 
sie den' Interessen uo~eres WPinh;;iups entgegf'nst.and. 
Ich nenne auch die Verabschiedung des Geseitzes übei· 
diie Errj.chtUQg eine!." Stlilun.g Preußischer Ku~turbesitz, 
wobei wir urui mit der Mehrheit des Bundes rates die
sem Gesetz widersetzten und uns der Organklage des 
Bundesrates anschlossen, als es trotzdem durch den 
Hern Bundespräsidenten verkündet worden. ist. Die 
Hcn·en Kollegen Dr. Baden und Wallauer haben dar
über heute \'Otmittag bereits Au!'führnngen · gem!'lcht. 
Es war vielleicht mehr als ein Zufall, daß an demsel
ben Tage, ;rn dem der Bundesrat vormittags diesen 
Beschluß gefaßt hat, die Länderchefs mit ihren Damen 
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abends Gäste bei dem Herrn Bundespräsidenten waren. 
Er hat uns dabei in seiner netten und herzlichen Art 
erklürt, daß er uns nicht böse sei, sondern alles Ver
ständnis dafür hätte, wenn in diesem Fall der Organ
klage statti;:e·gcben würde. 
Ich nenne das Kl'iegsfolgengesetz, das· am 1. Januar 
1958 in Kraft gesetzt worden ist. Wer einmal den ur
sprünglichen Regierungsentwurf aus dem Jahre 19!15 
mit der endgültigen Gesetzesformulierung vergleicht 
und dabei aut'h die Verhandlungen im Vermittlungsaus
~chuß einbc~ieht, der wird ohne Mühe fest.;teiien, 
welche wesentlichen Verbesserungen - vor allem auf 
Grund unserer Initiative hier erreicht wur·den sind. Vor 
allem sind hierbei die Interessen unserer Grenzland
bewohner weitgehend berücksichtigt worden. Djascr 
Katalog Heße skh beliebig vermehren, Vielleicht darf 
ich noch Ruf die neuen Bundesabsichten hinweisen, dle 
mit einem Rundfunkgesetz und einer neuen Rund
funkordnung zugunsten des Bundes verbunden .:;Jnd, 
um damit anzudeuten, daß hier noch Auseinanderset
zungen zwischen Bund und Ländern erwartet w-erden. 
Nach dem Artikel 73 Absatz 7 des Grundgesetzes hat 
zwar der Bund auf dem Gebiete des Post- und Fern
meldewesens die auschließliche Gesetzgebungskompe
tenz, was sich aber nach Auffas.sung der Länder auf die 
tt:chnische Soite und nicht auf die Programmgestaltung 
bl'Zieht. 
In allen diesen Fragen sind wir stets unsere eigenen 
Wege gegangen. So möchte ich zusammenfassend fest
stellen, daß unsere Mitwirkung im Bundesrat zu kei
nem Zeitpunkt die besonderen Landesinteressen ir
gendwie vernachlässigt hat. Auf der anderen Seite 
möchte ich aber ebenso eindeutig an dieser Stelle und 
bei diesem Anlaß erklären, daß wir uns seit der Be
gründung der ·Bundesrepublik als Mitwirkende an 
ihrer Gesetzgebung und Verwaltung in den großen 
Fragen d<:s inneren, wirtsei'1aftlicben, sozialen und gc:i
~tigen Wiederaufbaus und vor allem in der außen
politischen Zielsetzung bewußt und klar zur Bundes
politik bekannt haben und bekennen, zu jener Bun
despolitik, wie sie seit 1949 durch die Bundesregierung 
und die sie tragenden politischen Kräfte entfaltet und 
gestaltet worden ist. 

(Beifall bei der CDU.) 

Icl1 meine, daß dieses Bekenntnis auch in dieser Stunde 
hier in diesem Raume erneut ausgesprochen werden 
muß. Es ging und geht dabei - und darin stimmen wir 
wohl alle überein - um die Einheit und Freiheit un
seres Volkes, weil davon nicht nur die äußere Sicher
heit, sondern zugleich auch die innere Gesundung ab
hängt. Ich meine, nicht derjenige ist der beste Ver
!echter gesamtdeutscher Interessen, der möglichst viel 
riskiert, um vielleicht alles zu verlieren, sondern der, 
der keine echte Chance versäumt, aber auch nicht j•~ne 
Bündnisgemeinschaft und jene Hilfen ausschlägt, die 
ihm von seinen neuen, wiedergewonnenen Freunden in 
der Welt als die Frucht einer mühevollen außenpoliti
schen Wirksamkeit nicht nur angeboten und vertrag
lich gesichert wurden, sondern auch oft genug im Laufe 
dieser Jahre bewiesen worden ist. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich meine weiter, meine Damen und Herren, daß Un
geduld ein schlechter Berater in der Politik ist, daß 
Ungeduld den Blick für die politische Wirklichkeit· oft 
genug tl'übt. Diese Wirklichkeit aber zu sehen und das 
Ziel mit Zähigkeit zu verfolgen, das scheint mir das 
Gebot der Stunde z..u sein und zu bleiben. 
Was könnten wir uns alle zusammen im Rahmen 
dieser Haushaltsberatungen mehr wünschen als das 
zusammenstehen aller, das gemeinsame Streben un-

seres Volkes in Festigkeit zu äußerer Geschlossenheit, 
wovon doch letzten Endes auch die El'filllung eines je
den Landeshaushalts abhängig sein wird. Vielleicht 
darf ich bei dieser Gelegenheit das Wort des Herrn 
Abgeordneten Schmidt von heute vormiitag aufgrei
fen. Er hat gesagt, es.würde heute bestritten, daß auch 
die SPD in diesen Jahren, vor allem in den Zeiten 
der Besatzung, mit den anderen Parteien in diesem 
Hause zusammen eine nationale Einheit <largestellt 
hätte. Das wird nicht bestritten. Das habe ich nie 
bestritten. Wer die politische Entwicklung und Wirk
samkeit seit der Beratenden Landesversammlung und 
seit der Gründung des Landes im Mai 1947 zurück~ 
verfolgt, der kann keine andere Feststellung treffen 
als die, daß in diesen Jahren eine zusammengefaßte 
demokratische Gemeinschaft all unsere nationalen 
Aufgaben hier im Westen unseres Vaterlandes gesehen 
und erfüllt hat. 

(Beifall bei der CDU.) 

Bei allem Streit über eine Länderre!orm -: die Erfül
lung dieser Aufgaben ist und bleibt das geschichtliche 
Verdienst des Landes Rheinland-PCalz.. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr gut!) 

Ich habe von den Streitgesprächen zwischen Bund und 
Ländern gesprochen. Sie berühren vor allem die fi
nanziellen Probleme. Es geht um das Geld. Die Län
der kämpfen zur Zeit um die richtige Verteilung von 
Ausgaben und Einnahmen. Sie sind der Auffassung, 
daß durch die Flut der Gesetze des Bundes in den 
letzten Jahren immer wieder neue Aufgaben auf sie 
zugekommen sind, die in jedem Falle eine Ausweitung 
und damit eine Verteuerung der Verwaltung d<1rstel
len, denn die Länder führen ja im allgemeinen die 
Verwaltung der Bundesgesetze durch. Es sind Auf-
gaben, die aber darüber hinaus auc..'1 oft zusät~liea11c 

finanzaelle Aufwendungen der Länder erfordern; dl.)n
ken Sie z, B. an den Grünen Plan. Mit einem Wort 
gesagt: Verwaltungi;verantwortung und Finanzverant
wortung stimmen nicht immer überein. Dieses Miß
verhältnis soll nach den Wünschen der Länder dahin 
korrigiert werden, daß der Aufgabenverteilung auch 
die Verteilung der Einnahmequoten folgt. Darüber 
haben in den letzten Wochen die Länderfinanzmini~tcr 
sowie anschließend die Ministerpräsidenten mi1 rlem 
Bundesfinanzminister und zuletzt am vergangenen 
Freitag mit dem Bundeskanzler verhandelt. 
Hierbei handelt es sich zunächst - um den wichtigsten 
Verhandlungspunkt herauszugreifen - um den Anteil 
des Bundes an der Einkommen- und Körperscha!t
steuer, der nach der Auffassung der Länder herabge
setzt werden muß, während er tatsächlich auf Grund 
der Gesetzgebung am l. April 1958 von 33% v. H. auf 
35 v. H. erhöht wird, wie das ja bereits in unserem 
Haushaltsplan vorgesehen ist. Es ist nur ein schwacher 
Trost Iilr uns, daß Rheinland-Pfalz seinerzeit dieser 
Änderung des Artikels 106 nicht zugestimmt hat. Die 
Mehrheit der Länder hat damals zugestimmt, und es 
kommt infolgedessen der Satz von 35 v. H. ab 1. April • 
1958 zum Tragen. 
Die Länder streben eine Herabsetzung dieses Satzes 
an. Sie haben geltend gemacht, die Revisionsklausel 
müsse in Anspruch genommen werden, weil sich das 
Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben 
der Länder' wesentlich verändert habe. Der Bund weist 
umgekehl't darauf hin, daß seine Lasten weit mehr 
als die der Länder gestiegen seien, und zwar auf dem 
sozialen und wirtschaftlichen Gebiet, aber vor· allem 
auch auf dem Gebiet der Bundesverteidigung und we
gen der Verpflichtungen auf Grund der Mitgliedschaft 
in der NATO. 
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Herr Dr. Boden hat heute vormittag bereits die Aus
Ml,•i<·h~forderungen gernmnt und darauf hingewiesen, 
daß zu der Verzinsung jetzt die Amortisation kommt 
und daU beides zusammen Jahr für Jahr unseren Haus
halt mit 30 Millionen DM belastet. Niemand wird be
streiten, daß es sich nach dem Artikel 120 des Grund
!!,esetzPs um eine echte Krie~sfolgenlast handelt, die 
n.ii~h diesem Artikel der Bund :t.u tragen hat. Das 
gleiche gilt für den Ver7.icht HUf den größten Teil der 
Vermögensteuer, den die Länder damit in den Lai>ten
ausgleichsfonds einbringen, obwohl auch der Lasten
ausgleich als Kriegsfolge eine Aufgabe des Bundes 
darstellt. 
In diesen Ka(a!og der Dundesausgaben gehört vor 
allem auch das Problem der Wiedergutmachung auf 
Grund des DundesentschädigungsgeSEtres, zumal dieses 
Gesetz zum größten Teil Aufwendungen für jene Wie
dergutmachungsberechtigten r~gclt, die heute außer
h;:i lh der Bundesrepublik leben. Nun trifft es zu, daß 
die Länder seinerzeit, als das Gesetz zustandekam, rlie 
Hälfte dieser I..asten auf Grund des § 172 des Bundes
enbclüidigungsgesetzes übernommen haben. Sie haben 
d<1:-; dama!,: e;.;>tan nach vielpn Verhandlungen und Er
örterungen. Es sollte dies der sichtbare Ausdruck ihres 
.Ja zu einer gerecllten Wiedergutmachung sein. Aber 
es kann auch nicht verschwiei;:en werden, daß bei die
ser damaligen Beschlußfassung, der sehr viele (':.e
spriiche vorausgingen. ausdrücklich die Lelstungen aus 
diesem Gesetz auf 8 Milliarden DM beziffert worden 
:;ind. wnvon die Länder dip Hälfte - verteilt auf die 
Jahre bis 1962 - zu übernehmen hatten. Heute aber 
k:=mn gar kein Zweifel mehr darüber bestehen - das 
wird Fmch vnl'l Allen Stellen. in:«hesondere vom Bun
deslinAnzmin!~t11rium, ?:ugegeben -, da!:I die gesamte 
Wie<le!'gutmachung mindest,pnr; 18 Milliarden erfordern 
Wll'O , 

{Abg. Dr. Boden: Noch mehr!) 

J'i,lein Kollege Kopf aus Niedersachsen hat in der Be
sp1·td1ung beim Bundeskanzler die Meinuni:i vertreten, 
daB m!nde~tens 22 Milliarden DM dabei herauskämen, 
wozu vor allem die im Gesetz vorgesehene Verrentung 
dpr F.xistpm:~c-h~dl"n beiträgt. In den Besprechungen, 
die die Mini;;;terpräsidenten darüber mit der Bundes
regiel'ung !ühl'len. bes tand unter allen meinen Kol
l~g-en völli.!!'e Übereinstimmung darüber, daf:I niemand 
die Frage der Wiedergutmachung einer politischen Aus
c>inandt>r::-:etzun.tt mtsliel'ern will. 

(l\tg. Schmidt: Aber Herr Diel!) 

Aber eben:;o einig waren :;ich die Länderchefs in .der 
weiteren Feststellung, daß die Länder diese ungeheuer 
erhöhten Wiedergutmachungslasten einfach ni<:ht tra
gen können, selbst wenn sie es wollten. Wir glauben, 
meine Damen und Herren, durch unsere Verhandlun
_u:en auch die Bundesregierung davon über.zeugt zu 
haben, so da!! die L änder damit rechnen, daß ihre 
W it"de!'gutmachungslasten zumindest für das laufende 
Ji'lhr 1!:158 gemindert werden. Mittel und Wege dazu 
W• 'l'dt>n s1c:h auch auf Grund dieses positiven Ge:;prii
ches bei gu1.em Willen finden lassen. Unabhängig davon 
w~rden Experten unter Auswertung der bisher ge
maclltcn Erfahrungen untersuchen, ob und wie durch 
eine Novellit>rung der VoHzug des Bundesentschädi
gungsgesel7.e::i einwandfrei und tragbar gestaltet wer
den kann. 
Mf'ini> Dam<>n imrl Herren~ Haben die Lü.nder so durch 
Ausgli?iC'hsf.:lrderungen, durch Lastenausgleich und 
Wi<>dergutrnachung, um die wesentlichsten Punkte zu 
1wnrwn - denken Sie sich einmal die drei Lasten, die 
sich hier<-1U1< ergd.icn, aus unserem Etat weg -, einen 
we8entlichen Teil von Lasten zu kagen, die eigentlich 
Bundesl<1-~ten sind, so verweist. umgekehrt der Bund in 

den Besprechungen auf seine verschiedenen wirtschaft
lichen und landwirtschaftlichen Fördenmgsmaßnahmcn, 
regionalen lfö.rderungsprogramme, insbesondßre auch 
auf die Ldstungen aus dem Grünen Plan. Er verweist 
aber auch besonders auf seine neuerliichen Leistungen 
im Dienste von Wissenschaft. und Forschung,: Leistun
gen für den technischen Nachwuchs und für· die ver
schiedenen anderen kulturellen Aufgaben auf Grund 
des jüngsren Abkommens zwischen Bund und •Ländern. 
Und hier meine i<:h, daß bei aller Anerkennung füt· 
diese kulturellen Bundesleistungen eine Vermischung 
von Einnahmen und Leistungen vodiegt. Wilrde man 
z. B. den Bundesanteil an der Einkommen- 1i1nd Kör
perschaftsteuer entsprechend ermäßigen, dan~ blieben 
den Ländern ja ganz von selbst mehr Mittel für ihre 
kulturellen Zwecke. Soweit es sich dabei um kultm·elle 
Genleinschaftsaufgaben der Llnder hr1mieirt würde, 
di.e ilbec- den B~J·eir.:h des einzelnen Landes hinaus
gehen, wüßten die Länder da wohl im Wege yon Län
dervereinbarungen aud1 diesen Notwendigkeiten Rech
nung zu tragen, wie es föderalisti:;chen Prinzipien 
entspricht und durch verschiedene Länderabkommen 
ja auch im Laufe der letzten Jahre unter B11weis ge
stellt worden ist. 
Meine Damen und Herren! La!-!sen Sie mich dlescn Teil 
meiner Ausführungen, die also das Vet'l1ältnis zwischen 
Bund und Ländern na<:h der finanzif'llf>n 8i>it.i:i beleuch
ten sollen, m.it der Bemerkung abschließen, daß die 
eben schon erwähnte Besprechung mit dem. Bundes
kanzler zu der Einsetzung einer weiteren Experten
kommi-5fil.on_Jührte. die konkrete Vorscttläge zur tinan
:ziellen Entlastung der Länder im Rechnungsjahr 1958 
erarbeiten soll und die dann 7.u einer weiteren Be
sprechung der Länderdlet's mit dem Buttdeskamler 
und dem Bundesfinanzminister führen werden. 
Es wurde im Verlaufe unserer Ber·atun~en fostgest<"llt, 
daß in den Lll.ndern filr das Etatjahr 19581 ~in Fehl
bedarf 110n mehr al.s 1 Milliarde DM zu verzeichnen 
ist, der .si1.:h teils in dem Defizit der in der ;Beratung 
befindl.ichen LänderhaushaltspHi.ne ausdrückt, aber 
größtenteil".i einfach darin zu suchen sei, daß :die Län
der in~ge.~amt_wei.tergehende Notwendigkeiten für ihre 
zahlreichen Länderaufgaben einfach nicht ! in ihre 
Btats für lli5<8 einstellen können. · 
Das ist also. meine Damen und HeIT€n - es ist mir 
im Verlaufe dieser Besprechungen sehr klar geworden 
- nicht nur hier bei uns in Rheinland-Pfalz so, wie 
man es hie.rzu!ande allzuoft und al!zuet?rne immer 
wieder darstellt. Es ist- auch in anderen Bundeslän
dern so. Es kommt ja bei der Betrachtung der Aus
fälle und damit der Finanzmasse, die den Liindern 
zur Verfügung steht, noclJ. die Steuerreform des Jahrei> 
1957 hinzu, die Lekanntlkh erst nach der Aufstellung 
des Etats für 1957 im Bundestag und Bundes rat :zuL' 
Verabschiedung kam und die einen großen Kreis von 
Steuerzahlern rückwirkend ab 1. April entweder aus 
der Besteueru1i:g vollitändig herausnahm otlec- aLer 
'ihm wesentliche Steuerermäßigungen einbraHlle. Da
durch erfährt die Steuerkraft jedes Landes rre1hch 
wesentlidle Verände~·ungen. wobei aber Steuer- und 
W.irtschaftskraft no1.:h lange nicht dasselbe bedeuten; 
denn wir haben ja auch, ml"ine Damen und Her
ren, im Verlaufe des Jahres 1957 in Rhein!and-Pfalz 
eine Vollbeschäftigung mit ges tiegenen Löhnen und 
Einnahmen zu verzeichnen gehabt, obwohl die T .ohn.
und Steuereinnahmen e~n dµrch diese allJ.~eits ge
wollte und bewußt betriebene und durchgesetzte 
Steuer1·efprm zurückgehen mußten. 1 

Deshalb habe ich bereits im Januar an dieser Stelle 
aui;geführt, daß es gewissermaßen einen Widerspruch 
darstellt, wenn man die durch die Steuer11enk ung be
absichtigten Wirkungen, nämlich die wesentliche Ent-

------------- ··-·-·----- ---- - ----
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lastung des Steuerzahlers, begrüßt, sie aber gleich
zeitig als Steuerausfälle beklagt und als Beweis eii::er 
schlechter gewordenen staatlichen Fin.anzwirtschaft hin
stellt. Derartige Trugschlüsse werden auch nicht durch 
noch so große Beteuerungen richtiger. Sie weroen auch 
nicht dadurch richtiger, daß man sie unter noch so 
attraktiven Überschriften verkündet. 
Da habe ich beispielsweise im „vorwärts" vom 14. Fe
bruar unter dem Motto „Bedrückende Armut in Rhein
land-Pfalz" eine solche Darstellung gelesen, wobei 
noch als Kuriosum anzumerken wäre, daß wortwört
lich der gleiche Artikel, gezeichnet von „unserem 
Mainzer Vertreter", am gleichen Tage auch in der ge
werkschafUichen „Welt der Arbeit" erschienen ist, hier 
allerdings unter der Überschrift „Ein Landesetat ohne 

Meine Damen und Herren! Kein Zweifel - d~mit nun 
niemand kommt und wieder sagt, ich hätte hier allzu 
optimistisch gesprochen -; Rheinland-Pfalz gehört ~u 
den ftnanzschwachen Ländern in der Bundesrepublik. 
Es befindet sich damit in der Gesellschaft von Bayern, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Sehe ich ein
mal von den politisch gesondert gelagerten Fällen Ber
lin und Saarland, die beide Bundeszuschüsse erhalten, 
völlig ab, so bleibt die Tatsache bestehen, daß. neb_en 
Schleswig-Holstein ein so großes Bundesland wie N1e
dersach!;en im vergangenen Jahre über den Länder
finanzausgleich hinaus einer J;!undeshilfe von 70 Mil
lionen DM bedurfte, um die wesentlichsten Landes
aufg<1ben erfüllen zu können. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Sehen Sie meinen Damen und Herren, nun haben wir 
uns hcu te 'morgen wieder hier auseinandergesetzt über 
das Problem der Länderreform nach dem Artikel 29. 
Hier ist - so meine ich - das Politikum angesprochen, 
das uns gerade hier in Rheinland-Pfalz berührt. In 
allen Bundesländern debattiert man zur Zeit über die 
finanziellen Sorgen. Mehrere Länder haben bereits 
defizltäre Haushalte vorgelegt; also nicht nur Rhein
land-Pfalz, sondern auch andere Länder; wieder an
dere werden es, wie wir in den Besprechungen hörten, 
noch tun, oder aber sie sehen von vornherein erheb
liche Abstriche notwendiger Landesleistungen vor, um 
dadurch zu einem ausgeglichenen Haushaltsplan zu 
kommen. Der Finanzminister von Hessen hat mir z.B. 
in Bonn gesagt, daß er einige hundert Millionen not
wendiger Landesleistungen von . vornherein herausge
strichen hätte, weil er einen Ausgleich im Etat schaf
fen wolle. 
Hier ergibt sich in der Zusammenfassung der oben er
wähnte Fehlbedarf der Länder für 1958, den, wie ge
sagt, der Bundesfinanzminister mit stark einer Mi~
liarde DM b ezi!fert während die Länder von 1,6 bis 
2 Milliarden DM s~recllen. Niedersachsen verzeichnet 
z. B. in seinem Haushaltsplan filr das Jahr 1958 ein 
Defizit von 205 Millionen DM, ein Defizit, welches es 
durch die Erwartung einer erneuten Bundeshilfe filr 
1958 von 70 r"fi11ionen auf 135 1V!illionen D?yi hCL~b-
drücken will. 
Glauben Sie, meine Damen und Herren, daß ma~ sich 
in Niedersachsen - um bei diesem Beispiel zu bleiben -
im Zusammenhang mit diesem Tatbestand mit dem 
Artikel 29 übel'haupt beschäftigt? Ich darf einmal die 
Frage stellen, welchem niedersächsischen, bayrischen 
oder schleswig-holsteilllischen Politiker ·sollte es ein
fallen, das Heilmittel für die gegenwärtigen finan
ziellen Sorgen der Länder in der Durchführung des 
Artikels 29 des Grundgesetzes zu erblicken. 

(Sehr gutt bei der CDU.) 
Meine Damen und Herren, das gibt es offensichtlich 
nur bei uns in Rheinland-Pfalz. 

(Abg. Dr. Boden; Jawohl!) 

Wir haben das ja heute wieder zur Genüge hier 
gehört, und es ist ja auch in der „Freiheit" - nun 
wende ich mich bewußt an die Opposition - vom 17. 
März zu lesen, wo unter der überschrirt „Dieses Land 
muß verschwinden" Herr Abgeordneter Hertel scharfe 
Kritik an der mangelnden Leistungsfähigkeit des Lan
des Rheinland-Pfalz übte; ich zitiere wörtlich; „ ... , die 
in diesem Jahre durch ein 60-Millionen-Defizit im Etat 
auch nach außen sichtbar wird." Und dann wird wieder 
eirunal gesagt - wie oft haben wir es im Verlaufe dieser 
vergangenen Jahre hier gehört; ich zitiere wieder wört
lich · -: „Diese angespannten Vcrhältniss-e müssen 
zwangs!äufi.g die Liquidation des Landes beschleuni
gen." 
Hier, mei;.e Damen und Herren, haben Sie das von 
mk erv.rähnte Politikum, den schon erwähnten Tatbe
stand. W~il wir in Rheinlandi-Pfalz ein Defizit von 60 
bis 70 Millionen DM haben werden, sollen wir ver
schwinden; wenn aber Schleswig-Hols1.ein oder Nieder
sachsen oder Bayern Defizite haben, die die unsrigen 
wesenfüch übet'steigcn, werden sich in diewn Ländern 
Landesregfo·rungon und Parlamente gemeinsam bemü
hen, dieser Defizite Herr zu werden. Sie werden dabei 
auch nicht verschmähen, mit der ganzen politischen 
Kraft, die sie beide - Landesparlament und -regicrung -
darstellen, nach Bundeshilfen zu rufen, wie sie Nieder
sachsen seit 1957 und Schleswig-Holstein seit Jahr und 
Tag zuteil werden. 

(Sehr gut! und Beifall der CDU.) 

Auch die von dem Herrn Kollegen Hertel - immer nach 
der „Freiheit" - bei der gleichen Gelegenheit gemach
ten Bemerkungen über den horizontalen Länderfinanz
ausgleich sind in dieser Darstellung unrichtig und für 
mich einfach unverständlich. Der horizontale Länder
firnanzausgl€ich ist ein€ Angele~nheit d+:r L.änd€r un
tereinander. Er soll die finanzielle Unterschiedlichkeit 
der Länder ausgl-eichen. Meine Damen und Herren, es 
hat zu allen Zeiten solche Ausgleiche in Deutschland ge
geben, und es wird sLe im Bundesstaat auch in aller Zu
kunft geben, gan:z gleich, wie immer eine Länd~rreform 
ausfallen würoe. 
Die wirtschaftlichen ZusammcnbaHungcn in einzelnen 
Teilen unseres Vaterlandes, vor allem im Ruhrgebiet, 
sioo doch nun einmal Fakten, die ausgeglichen werden 
müssen ge-genüber solchen Ländern, die wegen ihrer 

. stärkeren Agrarstrukt.ur finanziell immer schwächer 
waren, sind und bleiben. Für diesen Länderfinanzaus
gleich ·sind di-e Errechnungsmethoden klipp und klar ge
setzlich geregelt. Die aufgestellte Behauptung von Herrn 
Kollegen He'rtel, das Land bleibe im Länderftnanmus
gleicll unzulänglich berücksichtigt, weil ihm jede innere 
Bindung fehle, hat daher keinerlei Berechtigun·g. 

(Sehr wahr! bei der CDU.) 
Un<l. wenn da.bei weiterhin die unrichtige Behaup

tung a.ufigestellt wird, dieser Länderfina_n~ausgleich __ fa!~e 
für Rheinland-Pfalz deshalb so sehlecnt aus, weu ULe 

Beredltigung seiner Existenz von den übrigen Ländern 
best!'i.tten weroe, so ist auch das, meine Damen und 
Herren ein absoluter Trugschluß. Ich füge hinzu, es 
scheint

1

mir zugleich das Bedenklichste an diesem Ver
fahren zu sein - das möchte ich einmal klar, deutlich 
und sehr besorgt aussprecllen -, daß durch oolche und 
andere Erklärungen letztlich die ureigensten Interessen 
der Bevölkerung unseres Landes auf das allerempftnd
lichste geschädigt werden. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr wahr! - Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Im übrigen ist zu diesem Länderfinanzausgleich noch 
zu sagen, daß sich bei dieser aus der wirtschaftlich~m 
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7.w:;;mrrnmlJ::illung und aus anderen Komponenren her
konmwnden Notwendigkeit eines Ausgleiches der Län
<k-1' trnt.P.reinande1· neuerdings noch ganz andere Not
wcmdigkeiten des Länderausgleiches ergeben, z. B. 
d1e Tatsa('he der zentralen Gehaltsverrechnung und 
damit ;iuch dei' zent.ra.len Abführuni; von Lohnsteuern. 
Wil' kämpfPn doch rn diesem Augenblick darum, ob die 
Lohnst.euer für alle Bun<ie&bahnbeamten in Zukunft nur 
noch in Off~nbach - dom Sit;r, der Bundesbahn - errech
n<>t und dann durch das Land HeS"Sen ei.ngcoogen wird, 
ob <iit! Gehälter für die Bun<ie$bP.Rmt~n in Godesberg 
zn1t,ral err<:>drnd und von da aus <iann zentral an Nord
rhein-Westfalen - also an c:t.aii Land, wo .!lli.ch e.in.e solche 
ZPnt rallwhiirde befindet - abgeführt wer<iien, woclturch 
zwar viele Tausende und aber Tausende von Menschen 
<li·• Sr-gnoun1own d~ Landei:. in Land und Gemeinden in 
An.;:pruC'h n~hmen, während aber ihre Abgaben zur 
Erhalt~mg di~Pr ZWi:'<'ke in die Länder fließen· wfü'Cioen, 
w u <fa,„.., g;-ußen Betriebe ihre Zentralen haben. Da.s ist 
C'in weilt-r.;,r Grun<l. ci+-1· cloch einfach von der Gerech
t i;rkE"it hN Pinen Länderfin.am:ausglei<:h fordert, ohne 
cl ;;H man i:.ag<'n kann. <laß dadurch auch nur ein ein
:~i !{PI' (;ro~<·hs>n ef~~ gA~C'hell!k t würoe. Das lst, meine 
l.>nm~n \Jnn Herren .. im Länderfinanzausgleich vielmehr 
"1Wa~. was 1111>;; r~htlich 7.Ust.eht. 

1s1~hr gut! und Bt-ifall bei den Regie.rungspart.eien.) 

Daß Sie. mr-ine Damen ·und Herren von der Oppooi-tion -
w ir haben da..s heute vormittag auch von dem Herrn 
Kolleiwn Wallauer gehört -, bezüglich der Neugliede
rung bestimmte politi.scile V<.,rstcllungen haben; Vor
stellung-en, die von den meinigen abweicht:o., das isi 
~'l'lb~;tversUindlicli. Ihr .gutes Recht. Ich wLll aber durch 
mc~ ln0 A-u·sf.ühn.mgen sagen, daß man die fli:nan.ziLellen 
Notwendi~keiten de-s Lan.<les nicht •alljährlich -in dksem 
1•111 ~dwkl,.,n<!Pn Augenblick mit der Strapazlerung des 
Kapitels über die Länderreform oder mit der partei
n0llilsdlen For·derung nach der Beseitigung des Lau.d.eir 
verquicken sollte. Wir sollten im Gegenteil-wie das in 
di·n an<if:'n•n I.Und-('l'n Rucll g~chieht - in •gemeinsamem 
ehrlichem Streben die Kraft aufbringen, finanzielle 
\Vi\n1wlw 1mrl J<'orderungen im lnieres1Se unseres Lan
d1-i< <l•.•r<::!'>7.n1"F>t.;>:Pn 

<1\h.e:. Wal.lauer: Id1 glaube, Herr Ministerpräsident. 
die finanzi~II-e Lage habe ich mit keinem Wort 

C' tWl~hntl) 

MPin(~ DamPn un<i Herren. wir spr-ech:en beim Hau..-;halt . 
von d~n finan;r.i-eUen Aul'lwirkimgen und nicht von dem 
p oli!.ischen Prob!€m d ar Lärrderreform, das ja nicht 
ouf der Tage~minung st~~ht und auch nlcht in d·ieses 
Haus .!lt:-!ti>1 t 

f Abg. Bi1gler: In diesem :lusammenhang ja! -
W<·il"l'•- 7.u1·1if~ der SPD.) 

kh m'i·l'i 11..- hirw:.ufü~€'!1, daß, solange ich hier in diesem 
J..:mrlf' cti<> ll<"p,ic>nmgtSverantwurtung auf Grund der vet·
fo !-~Ull r,i-miiillgen Bestinunungen trage, solange fühle 
id1 m kh jeden falls zu tie~t ver;>fl.ichtet, mit aller Energie 
oafi 1r E-im.utn·1t-:n, daß die Interessen der BürgoC<r un
.st•rt-:< J .nnrl\·.~ aucll im Verhlilt!'.llis zum Bund in der 
optimalsten Weise wahrgenommen werden. 

(Bravorufe und ueifali bei clen Itcgierungsparteien.) 
Meine Damen und Herren, das ist einfach unsere 
~ t;ui1..;p0Ht1scht~ Verpflichtung, für die \\rir eintreten, 
" ·i l w11· h1„r i.n <li„~em l...anöl'> politische Verantwortul'.1,1{ 
1t ·i Kf·!L 

.r\nP1· .-~ il'1 1a <lie Llnden~form im einzelnen erörtert 
w .:·rtlPn, mil all"n PaNt~raph~n und Hinweisen. DC1Shalb 
d:u·r .wnii.cil":>l noch einmal ziti~ri werden, was d.er Bun
d 1·';i 111JoP11nllnister <1m 12. Diezunbcr 1957 im Bundestag 
-~ · ·~ Ct .i< t lwt. 

(Abg. Haeh&er: Der will die Länder a11e ab:Kba!Cen!) 
Er hat erklärt. daß b ei den gegnbcnen Vel'l!iältn'issen 
eine N~uglled~nmg '(}es Bundesg-ebiet.es :r.ur Z·eit nkht 
zur Entscheidung gestellt werde und daß mah skh bei 
diesier .Aiuffa.ssung nicht 7.ule-tr.t ~avnn leH~n lHSSf', daß 
die Prohl<>mP rlPr vVie<loerhe rstellun.g der deout.~Chen Ein
heit und der Rückgliederung des Saarlandes - ich zil
tiere wörtlidl - in Betracht J{.ezogcn wel'dcn müßten. In 
Saarlbr!kken hat, wie ich in der Presse gelesen habe, 
Bundesminister von Merkatz in diesen Tagen die glei
chen Erklärungen wl.ederholt. 
Ich möchte mich bewußt dieser A11ffitssung ·voll und 
ganz anischließen. Sie b einha ltet genau· das; was ich 
an dles~r Stelle seit Jahr und TM immer wieder von 
der Rangordnung der politischen Werte zum Ausdruck 
gebracht habe, und ich bin dem Herrn Abgeordneten 
Korbach dankbar, daß er diese Rangordmlmg poli
tischer Werte heute vormittag hier wieder einm::il her
ausgestellt hat, 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine bamE;n. Wld Herren, ich kann einfach ; nichL zu
geben, daß eine Neugliederung des Bund~sgebietes 
olme Berücksichtigung der heutigen gesamiten poli
tischen. Situation überhaupt .Praktikabel un4 möglich 
w!\re. Dieser Unterschied in der Beurteilung kommt 
weitgehend daher, weil so viele zwar von der Länder
reform gemäß dem Artikel 29 des Grundgesetzes 
sprechen. dabei aber lediglich die Auflösung !des Lan
des Rheinland-Pfalz meinen, während der Artikel 29 
des Grundgeret?:es bewußt und klar von detJ Neuglie-
derung: des Bundesgebietes spricht. : 
Meine Damen und Herren, wie man <lie Verhältnislie 
im Norden, in Sch.leswig-Holsteln z. B. einmrl ordnen 
wird, das hängt nicht zuletzt von der EntwiF.Jung in 
Meckle);lburg, also von der Entwicklung nach; der Wie-
dervereinigung, ab. i 

{Abg~ Bcclte.r1bach~ Die nie korru-nt!~ 

DassP.Jbe gilt für He:<sen und Niedersachsen als die 
unmittelbaren Anlieger der Ostzone. Die . heutigen 
Grenzen dort sind doch n ich t organi:<ch gewachsen. 
rondem s!e sind ZuflilUgkeit..f'n durch die Bosatzungs
polltik des Jahres 1945. 

(Abg'. Sassenrolli: Das Land Rheinland-P!nlz ist 
auch nicht organisch gewa<:hscn! - Abg. J!'uchs: 
DlP. Landesgrenzen in Rheinland-Pfalz a uch 

nicht! - Zuruf der CDU: Und in Hessen!) 

Genau wie bei uns in Rheinland-Pfalz. 
Meine Damen und Herren, der Herr Abg~ordnete Kor
bach hat heute morgen sehr zutreffe-nd herausgestellt, 
daß das Luth.er-Gutachten im Aup,enhlick s~ner Vor
lage schon überholt war, weil der Gutachter „ icll muß 
schon Saf!;en - in politischer Blindheit die in· Fluß be
findlichen Gegebenheiten an cier Saar nicht einbeziehen 
wollt.e; · ohwohl ich diese Leute bei ihrem ~esuc..'1. in 
Ilheinl.8nd-Pfu!z wiederholt in dringender :Form auf 
dieses Problem hingewiesen habe, Meine Damen und 
Herren, las~n Sie uns doch gemeinsam die JHo!fnung 
haben und all'Sdru<:ken, daß dasselbe, was silj:h damals 
an der Saar getan hat, auch eines Tages hlns!chtlich 
der Wicd'ervcr-cin!gung eintr1tt. 
Dem Herrn Abgeordneten Wallauer möchte ic;h sagen, 
daß setne HinW€ise auf Baden-Württ.emherg abwegig 
sind, d~nn die Probleme in Bad~n-Wiirttembere sind 
ni<'ht aut Grund dei; ArtlkPl.q 29 entstanden, sondern 
von Anfang an WR!' Barten-Württemberg als Sonder
problem z~ sehen. Das nabm seinen Anfang auf der 
Konlerenz auf dem Rittersturz, wo die Sonderrege
lung des. Südweststaates v~la.ngt wurde un(l deshalb 
in· § 118 des Grundi;:csetzes auch als Sond€J'regelun.g 
niederg.el.e.gt worden. ist, was im übrigen nicht aus-
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schließt, daß Baden-Württemberg einer kommenden 
Länderreform nach Artikel 29 erneut untersteht. 

(Abg. Wallauer: Das ist doch wohl das 
Entscheidende!) 

- Ja, Herr Kollege Wallauer, Sie haben als ein be
sonderes Beispiel den Südweststaat genannt, und des
halb ist es notwendig, zu betonen, daß diese Regelung 
zunächst einmal nicht nach dem Artikel 29 zustande 
kam, sondern nach dem Artikel 118, und daß im übri
gen damit nichts Endgültiges geschaffen worden ist, 
weil bei einer kommenden Reform auch die schon neu 
gegliederten Gebiete nach dem Artikel 29 darunter 
fällen können; denn es heißt ja dort: Das Bundesge
biet ist neu z.u gliedern! De.s.hafö meine ich, gerade bei 
den jurisif&ehen Betrachtungen muß es auch interes
~iercn, daß das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil vom 3(). Mai 1956, und zwar ü1 Zusammenhang 
mit der Frage des Stidw-ests·taates, klipp und klar zum 
AuS<Wuck gebrncht hat, <Laß die Neuordnung erst im 
z.ettpunkt der Wiedervereinigung vollendet werden 
könne. 
Es ist auf den Unterschied zwischen Volksbegehren -
Volksbe!ragung bei der Neugliederung heute vor
mittag hier abgestellt worden. Lesen wir den Ar
tikel 29 nach, dann finden wir, daß die· Volksbegehren 
zwingend vorgeschrieben sind und demgemäß durch 
B1.mdesgesetz auch fristgemäß durchgeführt werden 
mußten. Die Neugliederung des Bundesgebietes iSt 
trotz aller regionalen und politischen Ambitionen -
meine Damen und Herren, ich sage es klar und spreche 
es auch of!e!li aus - über alle juristischen Betrach
tungen hinweg nach meiner Uberzeugung schließlich 
und zuletzt eine rein politische Aufgabe, die von den 
Politikern nach politischen Gesichtspunkten entschie
den werden muß. 

(Beifaii bei der CDU.~ 

Und deshalb bin ich davon überzeugt - -

{Abg. Beckenbach: Nach den Machtgesichts
punkten der Mehrheit!) 

- Wollen Sie das bestreitien? 
(Zurufe der SPD.) 

Über alle juristischen Tatbestände hinaus iJSt das eine 
politische Entscheidung, und diese politische Entschei
dung ist vom Bundestag ·und Bundesrat und von der 
Bun.d~srcgierung zu treffen, wobei in diesem Fall nicht 
einmal eine Gesetzes-Inlitiative der anderen Bundes
organe mögl!ich ist, sondern es ist die Bundesregierung 
nach Artikel 29 beauftragt, die Neugliederung an:z:u
puckcn. 

(.A!bg. Haehser: Die Vollenldung d"ieses Gedanken-
gangies ist-das Emi.ächt.igun.gsgesetz!) 

Ich habe jedenfalls die fesbe Überzeug.ung, daß jedem, 
dee letztlich die9e politische Entscheidung zu treffen hat, 
det· Blick auf die Wiedervereinigun•g zu k einem Zeit
punkt verlorengehen darf. Wam allerdtngs im Hes
sied1en Landtag - wie ich gelesen habe - bei einer jüng
sten Debatte gesagt worden ist, daß für das Land Hes
sen der Anischluß der vier Nassau'ischen Kreise dasselbe 
Anliegen dars tellen würde wi·e für die Bundesrepublik 
die Wiedervereini•gung, 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

dann, m<ii.ne Damen und Herren, sehe ich mich außer
stande, auf diesem Boden und auf dieser Basis weiter 
zu debattieren. 

(Sehr richtrig! bei .der CDU. - Abg. Fuchs: Wer hat 
d~s denn im Hessischen Landtag g·esagt, Herr 

Mi nisterpräsi<len t?) 

- Der SPD-Abgeo1'dnete Wagnei;. Lesen Sie es bitte im 
Wortbericht nach. 

(Zuruf des Abgeordneten B~enbach.) 

- Meine Damen und Herren, ich habe das jetzt nur des
halb .gesagt, weil. SLe mich gefragt haben. 
Ich komme jetzt zu einem weiteren Punkt, der heute 
vormri.ttag in der Diskussion ausgiebig behandelt vrorde 
und zu Vorwürfen an die Adresse der Landesregierung 
geführt hat. Der Herr Kollege Schmidt hat - wenn ich 
ihn richtig verstanden habe - wörtlich gesagf., die Be
amtenpolitik werde in Rheinland-Pfalz stranguliert. Er 
hat allßrdings einen solchen Vorwurf oder eine solche 
Behauptung nur gesagt, aber in keiner Weise substan
ziiert. Ich halte in solchen Fällen mehr davon, Herr Kol-
1-e..ge Schmidt, Roß und Reiter gleich zu nennen; dann 
ist nämlich die Antwort um so leichter. Der Herr Kol
lege Hertel hat nach der Mainzer Allgemeinen Zeitung 
von „traurigen Schlichen in Rheinland-Pfalz" gespro
chen; „di-e bei der Besetmmg von Landrat:sposten ange
wandten Methoden" - so heißt es wörtlich - „bezeich
nete Hertel als traurige Schliche und Überrumpelung 
des Rechtes". Der Herr Abgeordnete Schmidt hat heute 
vonnittag hier gesagt, irgend jemand habe ihm die 
Mitteilung gemacht, der Betreffende habe eine Anwei
sung aus Mainz in der Frage der Landratsbesetzung er
halten. Ich kann nur annehmen., daß der Landrats
posten Unterlahn damit gemeint ist. 
Meine Dam~ und Herren, von der Landesregier•1.mg hat 
niemand eine Anweisung bekommen. A~r ich habe vor 
einigen Jahren, Herr Kollege Bögler - jetz.t wende ich 
mich an Sie - von solchen Anweisungen gehört und ge
lesen. 

(Al:>g. Bögler: Von der CDU b eh a u p t e t e n 
Anweisungen, Herr Ministerpräsid~t!) 

- Ja, ich zitier-.e, und zwar nur dc-shalb, ·well hier von 
Anweisuil!gen ~esprochen wird. 
Deshalb möchte ich fragen, ob das auch Anwe.i.sunigen 
sind. Ich zitiere die Pfälzer Zeitung. Mir liegt hier vor 
die Pfälzer Volkszei1JU.n,g vom 9. April 1954, Die fettge
druckte Überschrift lautet: „Trotz. Böglers Drohung". 
Dann heißt es weiber: 

Die Bestätigullg des n.euen Landirates d-cs Krei.';.es 
Kirchheimbolanden in seinem Amt hat jetzt dazu ge
führt, daß von der SPD der Pfalz ein Partei\•erfah
ren gegen vier ihrer Mitglieder emgelcitet wurde. 

(Hört-Hört-Rufe! bei der CDU.) 

Das Bezir.k.ssekretariat der SPD in der Pfalz veröf!ent
Hchte ein Kommunique, in dem es heißt, daß gegen die 
SPD-Mitglieder - nun folgen die Namen - ein Partei
verfahren wegen parteisc:hädige:ndien Verhaltens einge
leitet worden i.ei. 

(Abg. Bögler: Das ist nicht ganz z.utref.fen<l!) 

Diese.; parteischäd!igende Verhalten wird, nach diesem 
Artikel, darin erblickt, daß die Betre.ffenden dem neuen 
Landrat von Kirchheimbolanden in der geheimen Ab
stimmung offensichtlich zugestimmt hätten. Ich w:ire 
nie mehr darauf .2lUTückgckommen - die Sachen la~n 
längst in den Akten -, wenn Illicht heute mo~n von 
der Anweisung aus Mainz gesprochen worden wäre. Das 
hat mich veran1aßt, in diesem Fall zum mindesten eine 
Anweisung aus Neustadt !.est'zustellen. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Bögler: Ihr Partei
sekretariat „Staatskanzlei" funktioniert min<le
stens so gut wie meines in Neustadt,. Herr Mini
sterpräsident. Ich anerkenne das! - Weitere Zwl
schenru:!le und Unruhe bei der SPD. - Abg, Bögler: 

Nur bezahlen wrr unsere Sekretäre nicht rnlt 
Steuergeldern!) 
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- Meine Damen und Herren von der SPD! Ich bin 
doch ~i>hr verwundert. Diese Feststellung können Sie 
mir doch nicht übelnehmen. ·Dafür ha.be ich keine 
Slaal~kam:lei gebraucht. Die Zeitungsnotiz habe lch 
S<'it Jahren schon in m<:.'inen Aktien 

(Ahg. Bögler: Die stimmt ·sogar!) 

und gedacht, eines Tages brauchst du sie .einmal. 

(Beifall bei -den Regierungsparteien.) 

kh h~l.l.e dies auch heute vonnittag schon vorbringen 
knnnen. 

(i\hg. Bii.~ler: Trotzdem bezahlen wir unsere 
Parlelsekretäre nicM i>11s Steuergeldern!) 

- kh möchte mkh d::trauf beschränken, Herr Kollege 
Bögler. Man soll eine sachliche Auseinandersetzung -
d<'r .F all fü~gt ja vor - nicht auf das Parteisekretariat 
c.th:-icliieb<Jn. 

(Zuruf bei der SPD: Wer ist hier sachlich? -
\\'eitere Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

I'vleini> St::tat.~kanzlei ist kein Parteisekretariat, darauf 
kiinnen Sie sich verlassen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Schmidt 
ha t au!;gP-führt. 14 Mitglieder der SPD des Kreista~es 
ynn Unterla hn in Diez gegenüber 15 aus drei anderen 
P arteien ~eien zu kurz gekommen. Nun b1n ich wie- · j 
der so frei - es kommt da ja auf Vergl.eiche an -, t 
darauf hinzuweisen, daß e~ auch in Nordrhein-West- 1 
falen eine Partei gibt, die mit Abstand die stärkste 
P:.ir tei ist und trotzdem durch die Mehrheit genau der 
anderen clre.i Pai·te ien nicht in der Regierung ist. 

(\-V"id ~rspruch l>el der SPD. - Frau Abg. Dauber: 
DHs ü;t ja etwas anderes 1 ~ Heiterkeit bei den 

Regierung;;parteien.) 

Dus ist ein logischer und ordentlicher Vergleich. Dret 
Pdri!:ien in Norr:l rh"'in-Westf.alen ·sind mehr als d!e 
eine stärk:;te und größte Partei! Deshalb sind die 
anderen in de-r Regierung! Herr Kollege Schmidt es 
ist übrigens ja noch keine Entscheidung getroffen 
worcii~n. 

(Abg. Schmidt: Nein! - Abg. Kuhn: Das ist 
keine politische Entscheidung, sondern eine 

admini:;lr;it.i\:e!) 

Sie s in<i den Dingen weit vorausg~ilt. Wenn es in 
Dfü:~~ldorf no("l, !'t'J w äre, könnte man noch alles r epa
rit7ren. Sie fordern aber umgekehrt, weil Sie mit 
14 Leuten die stärkste Partei seien, deshalb müßten 
Sie den Landrat steHen. 

(Abg. König: Sie- waren schon besser, Herr 
J\t.H~isterpräsidentr - Abg. Haehser: Das ist 1 

ein komischer Vergleich!) ,i„. 

kh meine. Herr KoHege Schmidt, 15 sind im demo
kr:itiF~·hen TA'!hen und in e!nem Parlament immer noch 
mf'hr al:=; 14. 

(Abg. Schuler: Das ist eine kleine Grammatik!) 

Eine Mehrheit: ist eine Mehrheit. 

(Abg, Dögler: Wollen Sie ni-cht auch was zu 
Kai:;er:;lnutern sagen? Dor t sind auch 21 mehr 

als 14!) 

Eine Mehrheit. ist ja in jedem Fall nach dem § 50 
unserer Krei.!:ordmmg erforderlich. Im übrigen habe 
ich sd11m gesagt, da ß b isher weder in Kaiserslautern 
- davon wurde heute vormittag schon gesprochen -
noch in Diez Entscheidungen getroffen worden sind, 
·und ich weise den Vorwud irgendeiner parteipoli
tischen Pi:-r<-Onl\lpolitik zurück. 

()!'rau Abg. D auber: Ach, ach!) ' 

Bisher\~t n&n nicht eln einziger von der ltegierung 
· je'W'eilis' komfuissar:l.sch ernannter Landrat vqm Kreis

tag abgelehnt worden. Das darf ich aulldrücklkh fest
stellen. 

(Abg. Bl.igler: Natürlich, d a muß er ja V.orh~1· 
die Zustinunung haben!) · 

! 
\Yir haben in den Jahren 1956/57 tilnf Landräte er-
nannt. Davon gehören zwei zur SPD. : 

1 

(Abg. Bögler: Weil's nicht andel's ging„ H err 
Mini~terpräsiden t! - Lebhafte Heiterkeit bei 

'· " ";· '""''"""'" •: .,.„,, 'Ci'eri"·ttegforungßparteren.) 1 

- Das ' ~il'.~e ·~och 'fu „be~eillen~ · 
(Abg. Bögler: Weil wir di.e absolute Mehrhdt 

haben! - H~iterkeit bei der SPD.) : 

- S~ haben beispielsweise in Birkenfeld jnii?ht die 
absolute Mehrheit. Das stimmt n icht. Hie~ war die 
Wnhl nur möglich, indem man sich zusammensetzte. 
Etne Frage: Hätten Sie es umgekehrt auch so: gemacht? 

(Zll"timmung bei der CDU. - Abg. Dr. Boden: 
Sehr gut ! In Nordrhein-Wei;tfaten zum Bei
spiel! - Widergpruch und Zwischenru1le bei 

der SPD.) 

L assen Sie mir meine Auffassung darüber. ; 
Von den fii.Jl_f Landräten wurcten vier e instijnmig- und 
der fiW.fte in Kircl1heim l>otariden mit Mehr~~it durch 
den Kreistag bestätigt. Meine Damen und Herren! Was 
wollen Sie dann mehr? Der Landrat ist Staatsbeamter 
und Kommunalbeamter zugleich.. De::ihalb ~aben wir 
seinerzeit die Konstruktion beschlossen: der Landrat 
wird kommlss.ar!sch vom Staat ernannt 

(Frau Abg. Dauber: Nach Anhörung deg :J-creis-
ausschus:;.es !) · 

und nach Ablauf einer gewissen Zeit hat er sich 
seine)ll. K.reist<1g zw: Bestlitigung z u ::itellen~ Wenn er 
bestättgt ist, dann fat er ausgeslc1Llet mit dem Ver
trauen des Kreistages. Wird er nicht bes~tigt, hat 
die Rci,:ierun~ iµn <!-bzuberufen und dieselb~ Prozedur 
zu wiederh<>len. Es ist unser S tolz, daß seit 1947 bei 
allen Regierungen bisher keiner abgelehnt worden ist. 

(Beifall bei der CDU.) 
1 

Im übrigen: Sie werfen un.s hiet· t)a l'Leipolit ische Bcam
te~P?l~.~~- ~~~· p~ mu;ll ich doch einmal - so g~aube ich -
nach den Grv.ndJini-en der Lög~'k Ct'agl:!n.: Dl!Z\VlC<:kcn Ihre 
VorwÜrte' Iti'cht' gerndc das, was SiE' der Regjernnrr un
b ere<:hHgt i.i'ilt.er~lellen , nämlich das Ve rla ngen nach 
ein•r·i- E.r.1ld,:,..n padPipolitis~hen Reamtenernerlnung? 

(Wi.Ju·.;;pr\.;lh lwi dE'r SPD. - Abg. Völke r:l Das ist 
2lU billig !) 

1 •1111 III "''''' """''"""' lh llllH 1" d q 'III O' i , + ) 

Ich möchte t'nich auf füese Bemerh.-ungen bej>chränkcn. 
Das audere müßte gegcbenfalis noch l.Jewiesf?n werden. 
Die Lande.sreg·ieru:ng l't.'Clmet es s ich als bcßonperes VN·
<lienst an, im V~rlaufe ihrer .iahrelanf!en Wlrksamkeit 
eine saube~ lmd zielbewußte Bcamten.politik betrieben 
z;u h 1.1b<:n, wobei L01ufbahnvorschriJ'Len, W.issen und 
Können ~IN'<> en.tschei~nid waren wie die:Treue zur 
demokrabi:schc-n Grundordmmg. D11i; g ibt vor allem auch 
:für den politischen Beamt.-.n m>~ jcncn Bestimmungen 
·und Vot1'<'hri-ften. die Verf.asffilng und Beatntene;csctz 
ausdri.icklkh und bC".A'Ufü z.ur Vorl:lussel.:zung :sei-nel' Be-
ruf ung gemadlt ha ben. ' 

Ubetr di:e Pcrson:alentwiudung, meine D~men und 
Herren. wird noch zu S"prechen sE>in. Der Hejrr Kollege 
Schmidt hat heule vorruittag von der Leici).tllertigkcit 
gesprQ<!hcn., mit der.<lie Landes.regierun·g als :Progt'amm 
für dfo kommenden viet· Jahre eine lOprozqntige Per-
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son.alcinsparun.g angestrebt hätte. Er verkennt völlig 
die Haltung der Landesregierung, die sich im üb!'igen -
das habe ich durch viele Zuschriften feststellen kön.nen -
in jeder Beziehung mit den Auffassungen des Bürgers 
draußen im Lan<ic deckt. Die Sparmaßnahmen., die ja 
als eine Verpflichtung -in den Etat hineingeschrieben 
word~n sind, entspringen nicht nur dem Finanzzustand, 
sondern ebensosehr der Erkenntnis, daß der so stark ge
stiegene - sagen wir es ruhig einmal - Personalbestan.d · 
im Laufo .dieser Jahre auch ebenso die Möglichkeiten 
schaffen muß, in einer ganz allmählichen Herabset~un.g 
wieder ntach unten entwickelt zu werden. 

Wir hattoen an Bellmten, Angestellten, Hilfsbeamten 
und Arbeitern 

lrt5'0 

l!l53 

1955 

Dann stieg die Zahl 1'956 auf 

und hat 1957 

36 580 

40 260, 

42 722. 

44860 

45 675 

e:rrelcht. Während bi.s dahln jährlich eine Steigerung 
i;tatt!and, hatten wir 1958 erstmals 45 387. 

Ich darf das Hohe Haus einmal fragen., ob die Landes
rcg~rul)g da.s für alle Zukunft als unvermeidbar hin
neiuncm soll ockr ob wir nicht a1le =rnmen in diesem 
Haus die Verpnichtung haben, zu prüfen und dann 
auch entschlossen damit zu beginnen, eine Personalein
sparun·g z:u betreiben in einem Zeitpunkte, wo offen
sichtlich diie Verwalbung1en der Nachkriegszeit - das 
kann man doch wohl sagen - ihren Höhepunkt über
schritten haben. Selbstverständlich gehört in diese un
sere gute Absicht - nehmen Sie uns diese Absicht doch 
nicht übel, wir haben geglaiubt, wir bekämen da!üt· ein· 
Lob dieses Hohen Hauges -

(Abg. Schmidt: Wir haben sie sogar ernst genom-
men. Herr Ministerpräsident!) 

auch die Überrougung von der Notwendigkeit eines 
systcmatiscllen Abbaues von Verwaltun,gsaufgaben. Bei
des muß natürl'ich Hanid in Hand miteinander gehen. 
Wir s ind -davon überzeugt, daß das bei gutem Willen 
auch möglich sein wird. 

MeiM Damen un.d Herren! Der Herr Kollege Schmidt 
hat :;ich heute vormittag mit mir persönlich noch etwas 
bcschättigt. Das hat mich eigen.Weh schmerzlich be
rührt, weil wLr ja lange Jahre 2lUSammengearbeitet ha
bcm. Sie haben gesagt, Herr Kollege Schmidt: Da steht 
der Minlslerpräsident für die 51 v. H. Das war ja schon· 
falsch·. Denn dia steht der MinLsterpräsident der Regie
rungskoalition. Und beide Herren haben heute vormit
tag am Abschlruß ihrer Ausführung.eni erklärt, daß sie 
dem Mi.nisterpräsidcmten danken und ihm vertrauen. 

(Abg. Köni.lg: Das geschieht Ihnen recht, Herr 
Wallauerl - Heiterkejt im Hause.) 

Da steht also zn.un mindesten, Herr Kollege Schmidit, der 
Ministe!'präsident der Koal-ition der 64 v. H. Aber Las
sen Sie mich a-uch das noch aussprechen: Es 19t selbst
verständlich -das ständ~e und redliche Mühen' - das un
terstelle ich uns allen, bitte, sprechen Sie es mir nicht 
ab -, für alle da zu sein. und möglichst weitgehend für 
alle zu wirken, um ihre Wünsch.e 2lU erfüllen. 

(Beifall bei den Regieruingsparteien..) 

Dais ist oft sehr schwer. Man muß ·sicherlich - wir sind 
alle scllwach.e Menschen - oft .genug das gute Wollen 
für die Tat nehmen.. Ihre Unterstellung, Herr Kollege 
Schmidt, weise ich zurück. Sie tut mk andererseits auch 
nicht wehe, weil ich oft genug die Empfindun® haben 

durfte, daß unsere gesamte Bevölkerung draußen im 
Lande anders darüber denkt, al:S Sie es hier ausgespro
chen haben. 

(Sehr gut! und Beifall bei d-er CDU.) 

Im darf nun noch auf das zurückkommen, was der 
Herr Kollege Schmidt am 22. Januar hier ausgeführt 
hat, da ich ihm damals nicht mehr antworten konnte. 

"Er hatte mir nämlich den Vorwurf gemacht, ich hätte 
seine Fraktion geschulmeistert. Nun lesen Sie bitte 
einmal das Protokoll der Sitzung vom 22. Januar nach. 
Sie haben, Herr Kollege Schmidt, in der ersten Lesung 
durch Ihre Sprecher Ihren Standpunkt vertreten und 
zu einer ganzen Anzahl von Fragen Stellung genom
men. Ich habe dann meinen Standpunkt vertreten. Der 
ist sicherlich anders als der · Ihre gewesen. Aber !eh 
meine, das ist doch ein demokratischer Vorgang und 
unterscheidet sich in den Methoden von keinem an
deren Parlament. Darin wollen wir uns in unserer 
demokratischen Tätigkeit doch gegenseitig abfinden, 
nämlich daß wir offen unsere Meinung sagen. Wenn 
dem nicht so wäre, Herr Kollege Schmidt, dann müßte 
ich umgekehrt meinen, Sie wollten· meine Rechte ein
engen, meine Rechte hier im Amt, aber auch schließ
lich meine Rechte als Mitglied dieses Hohen Hauses. 
Dann haben Sie damals und auch heute vormittag 
wieder den Vorwurf erhoben, ich hätte die gleiche 
Haltung zur Opposition und gäbe dasselbe schlechte 
~ispiel wie der Bundeskanzler in Bonn. Nun, .ich 
meine - 'Wld da unterscheiden wir Wls wieder - der 
Bundeskanzler in Bonn ist ein gutes Vorbild! · 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Bögler: Der ist 
noch schlechter!) 

Da steht dieser Mann vor uns, erfüllt von der Weis
heit des Alters. Er hat in seinem Leben ein Beispiel 
d~für gegeben, daß er im ,Kamp( v.m Dem<Jkratie und 
Freiheit in den Zeiten der Diktatur .für seine demo
kratischen Prinzipien einzutreten wußte; er hat dafür 
schwere Opfer auf sich genommen und sich hochver
dient gemacht um unser Volk. Ein solches Vorbild, 
meine Damen und Herren, nehme ich gern für mich 
in Anspruch, 

(Lebhafter Beifall bei der · CDU.) 

und ich weiß mich darin einig mit vielen Menschen 
in unserem Volk und draußen in der Welt. 
Darauf möchte ich mich in Erwiderung au! die in der 
heutigen Aussprache angeschnittenen Fragen beschrän
ken. Über die Fragen der Polizei, der Schule, der 
Beamten, der Stationierungsstreitkräfte, der Entschä
digungen, der Landbeschaffung, der Verteidigung usw. 
wird bei der Beratung der einzelnen Etats zu sprechen 
sein. Im übrigen darf ich mir - wenn ich das Protokoll 
der heutigen Sitzung gelesen habe - vorbehalten, in 
der dritten Lesung zu der einen oder anderen Frage 
noch einmal Stellung zu nehmen. 
Meine Damen u.r1d Herren! Der Herr >.bgeordnete Dr. 
Boden hat heute morgen ein Wort geprägt, das ich 
aufgreifen möchte. Er hat gesprochen von den poli
tischen Entscheidungen, die wir mit nüchternem Ver
stand, aber auch zugleich mit der ganzen Kraft des 
Herzens zu fällen haben. Nun meine ich, beides -
nüchterner Verstand und das Herz - umschließt der 
uns vorliegende Haushaltsplan für das Jahr 1958. Er 
zeigt mit seinen Zahlen die Vielfalt staatlicher Be
tätigung, staatlicher Notwendigkeiten und Hilfe, er 
zeigt zugleich auch ihre Grenzen auf: die Verpflich
tung zum Haushalten mit nüchternem Verstand. Dazu 
aber muß sieb die Kraft des Herzens gesellen. Es sind 
ja schließlich nicht tote Zahlen, die sich hier anein
anderreihen, sondern es ist das Leben selber, das au„ 



1404 ~tenu11;r„ph1sche aertrnte aes Landtages von RheinJand-Pfali: lll Wah!i;ii:r1oat 

, Mrn•st<'rpr~s1dent Dr h c Altme1er) 

diesen Zahlen spricht, und es handelt sich dabei um 
das Leben in Vergangenheit und Gegenwart, um Da
seinsvorsm·ge und Daseinsfürsorge, um Fragen von Fa
milie und Gemeinde, von Volk und Staat, von Jugend 
und Kultur. Das alles bedarf des Segens von oben 
und zugleich der Kraft unserer Herzen. wenn aus die
~<m nüchternen Zahlen neues Leben erwachsen, werm 
au:; den nüchternen Z.ahlen all das, was wir wollen, 
umgesetzt werden soll in lebcn:;spendende und lebens
:;tärkende Kraft. 

(Be-if::lll bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wo1W.rs: 
Das \Vort hat Herr Abgeordneter BögJ.er von der Frak
tion der SPD. 

.Abg, Böir;lcr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!. Der Rede 
des Herrn Mini~lerpräsidenten muß man hinsichtlich 
ihrei> sachlichen Gehalts das Prädikat „mild gehalten" 
geben. 

{Heiterkeit bei der SPD. - Unruhe bei der CDU. 
- Abi;(. Simonis: Ist. das keine Schulmeisterei'() 

Ent~dtul•.Hgen Sie, der Herr Ministerpräsident hat 
hier :;olche Pr~dikate verteil.t, und von dem gleichen 
Hecht darf ich doch wohl auch Gebr<tuch machen. 

IAbg. Schuler: Natürlich, aber nachher nicht 
,<;Chimpfen! - Unruhe bei der CDU.) 

- 1'>oher,mein~DamenundHerren, das Prädikat „durch
g('gort>n'· ·würde icli nicht d!e.r Rede des Herrn Dr. Bo
den geben; denn der Herr Dr. Boden hat docll den 
et~ten Teil seiner Rede mit einer ganz bestimmten 
Ab~icht gehalten, um aufzuzeigen, daß ihm nicht ge
nehme Ausführungen eines sozialdemokratischen Ab
geordneten - nämlich unseres Kollegen Fuchs - die 
ganze Fraktion treffen sollen. Hier wird der Versuch 
unternommen, die Fraktion zwar nicht zu dif!amieren, 
~her doch einen Gegensatz herauszustellen und einen 
Stil in den Verhandlungen dieses Hauses dar-~utun, 
der hervorgerufen worden sei durch das Verhalten 
eines meiner Parteifreunde. Meine Herren! Sie müs
~en zur Kenntnis nehmen, daß wir uns In Lebens
fragen unseres Volkes - und es ging bei dieser Debatte 
um die Errichtung der Nike-Ab.schu~basen - durch 
nocil ~o Ft'h<irfP. Reaktionen Ihrerseits unsere. Haltung 
und unsere Methode nicht vorschreiben lassen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Wenn es Wöhr ist, was der Herr Ministerpräsident hier 
in Anerll;ennung unserer Haltung und Leistung hin
sichtlich der Abwehr von Besatzungsabsichten und der 
Überwindung der Not nach 1945 ausgefillu:t hat, dann 
dürfen solche Reden, trotz der Gegensätzlichkeit in 
einer bestimmten Frage, wie dies Herr Dr. Boden 
heute morgen getan hat, eben nicht gehalten werden; 
de-nn dann müssen Sie zur Kenntnis nehmen: Wie es 
in den \ 1/ald hineinsc.~allt, so s~1lallt es aucll "-r11i~der 
hf>ri>tJ<;! 
Ich habe nicht die Absicht, zu den Einzeldarlegung~n 
des Herrn Ministerpräsidenten Stellung zu nehmen; 
das überlasse ich meinem Freund Schmidt, dem Haupt
sprecher unserer Fraktion zu diesem Kapitel. Ich 
möchte aber zu der Frage der Landratsbesetzungen 
in der Pfalz etwas sagen. 
Herr Ministerpräsident1 Wir haben im Landkreis Kusel 
;;eit Jahren eine absolute Mehrheil Das Landratsamt 
wl\r neu zu besetzen. Wir haben Ihnen einen ausge
zeichneten, fachlich ausgewiesenen Beamten der Pro
vinzia!regierung vorgeschlagen. Den haben Sie aus 
konfessiione.Uen Gründen abgelehnt, und zwar mit dem 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Hinweis, weil er katholisch ~f'l, könnP er nicht in einem 
vorwiegend eV'811gel'ill!IChen Kreis Landrat sei!!. Wir So
zialdemokraten fanden gar nichts bei dem Vorschlag, 
weil wir in keinem Falle nach dem Gesangb1.lch fragen, 
aber auch fu k~n~m F?.lle! Wir hätten ea vor der 
e•.>an~llschen Wählerschaft d'es Kreises, wo wir die 
Mehrhoeoit haben, ja 7.U vtt<intworten gcihabt,: wen:n vtir 
dieser evangoeli.schl:'n B€V'Ölkierung einen katholischen 
Limdrat präsientlert hätten. Sie hatten ja mal die Probe 
.aufs Exemipel ma~n können. Vielleicht hätten Sie 
dann d'ie sozüaldemokratische Mehrheit ~ihlgt. kh 
gia.'ll.'be es zwar nicht; denn die Bevölkerung hätte dtje 
.sa~~l~ „ ~andlung der ~ialdemokrati8fhen .Par
tei .w.. O'.i.e:~.i:. ~n1,g:e au.cti. spat-er nach der W~hl wieder 
an•erk::inn t. 1 

Wh: haben Ihnen dann einen evangelische.p., (achlich 
ausgezeichneten Beamten vorgeschlagen. Trotzdem ha
ben Sie den Ver.such gemacht, und zwar zw~imal, dem 
Kreistag einen Kandidaten, den Sie präsentil;!rten, .auf
zuzw'ingen. Sie haben den Herrn Regienm1gsvizeprli
sidenten der Pfalz, Herrn Dr. Collofong, in 1die unan
genehme Lage versetzt, zweimal vom Kreisausschuß er
itebnislos nach Hause geschickt worden zu sein, wen Ihr 
Kandidat vom Kreis nicht akzeptiert wurde., Sie haben 
in Kusel dasselbe versuchen wollen, was' I,lmen in 
Kirchheimbolanden gelungen ist. Ihre Vertreter in 
Kusel sind in der Pfalz herumgereir-t und 

1

haben er
klärt - die soilaldemokratische Mehrheit l>efrug da
mals nur eine Stimme, nach der Wahl von 1956 be
trägt sie drei Stimmen -: Wir werden der 1 SPD das
selbe bieten wie in Kircllheimbolanden. Wir haben die 
eine Stimme auch zu uns bereits herübergel').olt. - Unter 
uns gesagt: gekauft! - Das ist zwar nicht gelungen - -

(Starker Widerspruch bei der CDU. - '.Zuruf: 
Bezirkstag!) ' 

Das ireut rnicli. heute nocii, rnt!ine Heffeni : 
1 

·(Große Heiterkeit bei der SPD.) i 
Nur wurde dort niemand gekauft wie in :kirchheiro-
bolanden. r 

(Wlderspruch bei der CDU.) 1 
i 

In Kltclihel.mlbolanden v.lllrde diese ·e1ne Stimme da
d.urcl'!. ,~auft, daß man den enl.!ichei<lenden ,Mann, der 
d.o:rt ~ Aussdllag gab, zum Verwalter des 1neugebau
Len Kreiskrankenhauses gemacht hat. Diese Positi.on 
war i'hm v<'.lrhet angeboten worden, damit er für den 
CDU~Kandidaten stimme. 

(Hört, hörU bei der .SPD. - A!bg. Dr. Ecarius: 
Stimmt nicht ganz!) 

- Herr Dr. EClflri'-ls , mit Ihnen möchte kh m1ch dar
über nkht. unrel'hRlt.~. Die Bevölkerung des Kreises 
und der Stadt Kkchlwim.bolianden hat über S l-e das 
UrteJ.11 gefällt. Wir halben &>'Wohl im Kreis wie i<n doer 
gtadt iK.irchheimbolanden, obwohl wir die ·Leu 1.e aus 
der .Partei ausgeschlosi:;en haben, auch 19!16 dte abso
lute Mehl'h~it beh~iten. 

(AJbg. 'D'i". '.E<:arlus: Mit d>Em 1Stf·mm~n de!r Kom-
mundsten! - Unruhe und WLderspruch bei der SPD.) 

- Sie ha1ben Ursa(:he, Ober die Stimmoe'l1 der· Kommu
nisten ru recl;;m, die wlr erha·Iten ha:ben! Passen Sie 
auf, daß ich Ihnen Ihre Reden aus einer l)estimmten 
Zelt rilcht Yorhalre. · 

(Abg. Lorenz: Sie sind noch da!)• 

- J~ die 1be::;it.re ich alle im Wortlaut. 
Melne Damen und Herren! Nun ist für Kaii;erslautern 
ein.e Stelle .zu beset;ien. Ich a.lueptiere den Standpunkt, 
den der Herr Ministerpräsident hier vorgeJtragen hat: 
Im Unterlahnkreis sind 15 mehr als 14. - iqi bin ~nz 

---------·--·-·-···- ----·····---·--· 
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damit einversbanden, wenn Sie diesen Standpu.nkt ver
treten; nur wenn er gilt u.nrl wenn nicht das Recht der 
größten Gruppe nadl Vereinbarungen mit anderen gel
ten soll, d•a.nn sind auch iID Kaiserslaute1n 21 mehr als 
14; denn 21 Kreista.gsabgeordnete haben Ihnen durch 
Unterschrift bestätLgt, daß sie sich für einen ~= be
&timmten K.andidaten entschieden habim. 
Und wieder sind es Ihre Vertreter, die im Kreise Kai
serslautern heromgeh<m ,und erklären: ·Der Herr Mini
stt>rpräsident sagt zu dem Fall, der Landrat in Kai
irerslaiutern wird nlcht ernannt, und wemi's das ~nze 
nächste Jahr dauert. 

(Höt•t, hört! bei der SPD. - Widerspruch 
von der CDU.) 

- Das müssen Sie .ml.t I<hren Vertretern ausmachen, 
wenn sie falsche Erklärunrgen abgeben. Aber hier wird 
doch 'bewiesen, daß eine echte Mehrheit im Kreistag 
einen ganz bestimmteniKandi<Laten will, der auch fach
lich außerordentlich ,gut ausgewiesen sein soll; ich 
kenne diesen Herrn nicht, ich habe nie ein Wort in 
meinem Leben mit ihm gesprochen. Aber, Herr Mini
sterpräsident, wenn Sie schon diese Fragen a.nschnei
dcm, dann wäre e-s doch .ganz interessant zu erfahren: 
Wollen Sie die Mehrheit von Kaiserslautern .akzeptie
ren, zumal das R~t auf ihrer Seite Lst? Unsere Kreis~ 
ordnun,g besagt ausdrücklich, daß die Mehrheit des 
Kreistages vor der Ernennung z.u hören ist . .Oie Mei
nung der Mehrheit des Kreistages 'ist Ihnen gegenüber 
durch Unterschriften zum Ausdruck gebracht. Nun 
mÖch ten wir erf.ahren, ob Sie gewilat sind, Recht und 
Gesetz. wirklich in Anwendung 7JU bringen. 

(Beifall der SPD.) 

Prllsident Woltcrs: 

Das ".'lort hat Herr Abgeordneter Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Schmldt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will 
mich kurz fassen. Zunächst möchte ich dem Herrn 
Kollegen Korbach sagen, daß ich heute morgen bereits 
durch Zuruf die Frage gestellt habe; Wie alt ist der 
Bart bezüglich der sozialdemokratischen Haltung zum 
Föderalismus oder zum Zentralstaat? - Sie haben dann 
gesagt: Parteitag Hannover 1946. - Herr Kollege Kor
bach, Sie wissen, daß diese Frage in allen politischen 
Parteien seit Jahrzehnten verschieden diskutiert wird. 
Es gab bei uns schon vor dem ersten Weltkrieg abso
lute Zentralisten; es gab bei uns schon vor dem ersten 
Weltkrieg Leute, die dem Föderalismus huldigten. Das 
ist nach 1918 so geblieben und Ist glücklicherweise auch 
heute noch so; 

(Abg. Dr. Kluding: Das hat er ja nicht bestritten!) 

denn ich glaube, die Diskussion um diese Frage der 
Grundordnung des Staates ist eine gerade in der De
mokratie notwendige Diskussion. In einem autoritären 
Staat kann sie ja gar nicht aufkommen, weil in einem 
autoritär regierten Sta.3t der Zentrialismus das all-ein 
mögliche Sys~ sein wird. Wir hiaiben in Hianniover 
auf dem Parteitag, aiu.f dem ich sieliber anwesend war, 
natürlich die Frage erörtert. ~ber, Herr iK.oil'ege Kor
bach., vergessen Sie doch n'idl.t die damalige polLtische 
Situation! 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Damals sind wir zu der in Hannover vertretenen Mei-
17-ung gekommen, um gegenüber den Besatzungsmäch
ten eine neue, tragbare Staatsidee in Deutschland zu 
entwickeln; 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

denn die Bes:itzungsmächte haben doch g'Crade damals 
geglaubt, über die Praktizierung eines unvernünftigen 
Föderalismus Deutschland am Boden halten zu können. 

(Abg. Bögler: Und selbst die Organisierung 
einheitlicher Parteien nicht zuzulassen!} 

Gegenüber diesem Föderalismus stellten die Sozial
demokraten damals in Hannover die einz.ig mögliche 
Idee heraus, um damit den Besatzungsmächten von 
·vornherein eine echte deutsche K onzeption entgegen
setzen zu können. Aber inzwischen haben wir seit 
Jahren das Problem diskutiert, und ich brauche dazu 
nichts weiter hinzuzufügen, als zu sagen, daß jeden
falls die Haltung der soz.ialdemokratischen Landtags
fraktion in diesem Lande zu der Grnndsatzfrage kei
nen Augenblick stri tUg gewesen ist. 

Im übrigen.möchte ich Ihnen sagen, Herr Kollege Kor
bach, in Artikel 29 des Grundgesetzes ist von nichts 
anderem die Rede als von der Neugliederung der 
Deutschen Bundesrepublik. Als der Artikel 29 geschaf
fen wurde, stand die Frage der Wiedervereinigung 
noch viel weiter im Hintergrunde, möchte ich einmal 
,sagen, als s ie zur Stunde steht. Herr Kollege Korbach, 
damals, im Jahre 1949, war ja das Problem des deut
schen Zukunftswerdens kaum in der Diskussion. Wir 
hatten zunächst die Sorge, in unse~n eigenen ~ 
bieten h ier wieder zu Rande zu kommen und die 
ersten Freiheiten wiederzugewinnen. Aber, sehen Sie, 
wir haben leider das Gefühl, daß immer wieder neue 
Argumente - zunächst Saargebiet, jetzt die deutsche 
Wiedervereinigung - Ihrerseits vorgetragen werden -
und damit wende ich mich an den Herrn Ministerprä
sidenten -, um eine gesetzte rechU!che· Verptlichtung 
solange wie möglich nicht praktizieren zu müssen. Ich 
weiß zwar, daß Artikel 29 des Grundgesetzes letzten 
Endes im politischen Raume entschieden wird. Aber 
im politischen Raume, Herr Ministerpräsident, gibt es 
einen Grundsatz, nämlich: Das von der Demokratie 
gesetzte Recht muß von -der Demokratie ln erster 
Linie geachtet werden, weil sie sonst Ge!ahr läuft, 
den Rechtsstaat als solchen selber zu verneinen und 
zu verleugnen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir können uns also keinesfalls Ihrer Argumentation 
in dieser Frage voll anschließen. 

(Abg. Korbach: Herr Kollege Schmidt, die Bun
destagsfraktionen unterhalten sich schon inter-

frakt ionell darüber!) 

Nun noch eine Bemerkung zur Aufrüstungstrage! Herr 
Kollege Korbach, ich glaube, ich habe herausgestellt, 
daß wir Argumente und Gegenargumente sehr ernst 
würdigen. Wlr Sozialdemokraten - das möchte ich mit 

. einem Satz. sagen - sind zu der Auffassung gekom
men; daß die Frage der deutschen Wiederbewaflnung, 
die Frage der Art der Wiederbewa!!nung, nicht mehr 
eine militärtalktischie, nicht mehr eine Frage der Stärke 
ist; .sie ist eine rein politL9Che Frage geworden, ein-e 
Fr.age, l.n d-er <las Schicksal des deutschen Volkes mit 
begründet ~iegt. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig t) 

E.s ist wahrscheinlich bei einer militäriscll.en Ausein
andersetzung für unser Schicksal ka'!l1'11 interessant, 
ob wir Atomwaffen haben oder nicht. 

Es ist aber ·interessant für U."1.S - und das ist ·unsere 
Meinung -, ob es geUngt, unter Umständen diese Frage 
mit der deutschen Wiedervereinigung, .mit der Frage 
d« endgültigen deutschen Freiheit 1lU koPpeln, und 
wir sind der Meinung, daß dr!e deut$clle Politik in 
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sterpräsidooten, die er uns und speziell mi!!" als Alllt
·wurt ~eben hat, nicht draimatisieren; aber jd1 möclüe 
ihn auch bitten, meine Ausführi.mgen zu Artikel Z9 

~rster Linie d.amuf ausgericlnet sei1n muß, die Wieder
vcreini~nl'( und endgültige Freiheit des· deutschen Vol
kes zu erreichen, Sl:'lbst wenn vtir dafüir Atomgesdwsse 
1:icht an~dliaffe-n dürfen. . nicb± zu bagaiefüsieren. 1 

(Sehr gut! und' Beifall der ·SPD.) 

D'irüber kann man sich .streiten; ich wollte dl!IJS nur 
nodi. einmal fl"S,tha·lt<€'1'1. 
Im übrigen noch einige Bemerkungen zu der Erklä
ri lltl': <l<>~ Herr:n Ministerpräsidenten! Herr Minister
prihiden t, id\ sage Ihnen ganz offen, sie oot nach 
Yionaten er.st1n.a•lig, jedenfalls mich persönlidl, ange
ne-hm berührt. kh .möchte .z.w:ar keine VorscbJu.ßlotibee
ren gtfuca; denn Sie haben sich vorbehalten, nach Stu
dium <ks Protokolls noch einmal .aui die heutige Aus
einanderl'E'tz:ung nirückzuknrnmen. iDas ist Ihr ,wubes 
Re-cht. Aber wir Sozi•aldernokrat€'Tl haben i;ieit Mona
ten nicht nur das Gefühl, sondern ·wir wissen es auch, 
daß die Frage d~·r Tendenz der Politik dieses Land
t~1g<:'s ·Ge-genst-a·nci von DL~kw;sionen fat. Wir wis:;en 
<wd1. daB bei diesen Diskussionen oftnnal;<; die Meinun~ 
vi'rlre1en 'V>{<W<len ist., daß eigentlich die sotlaldemo-
1<~r.tri,,d1e Oppoi;;.ition ·stärker berücksLchtigt würde, als 
ihr an sich zukomme. Es girb1: Kräfte in diesem Lande. 
r.! ~„ qrn~1~r Oppos.iticm eine M.auerbliümdi.enrO"l1e zu~ 
spi-elen .mocht€n; wir haben ihnen nur nicht den Ge
fa 1 IE"ll i;e1:an. es di~n Kräften zu erleichtern. und 
'lW'"ll' <l~1rd1 t~ktis;chei:; Ve11ha.lten. \Vir haben, lasl'len Sie 
_,;,.h dR~ ge:<;<1g-t !'>ein. unAPl'i"r,..,eits :'*?.it 1951 - dai;;. sind 
jc(;,;1. sieben Jahre i>oHtischc.r Opposit.iO'Il; das ist in 
emer Demokratie, das ei·fahren wir selber, eine sehr 
lflngp 7-f'it -. seit diesen sieben Jahren unbeirrt unsere 
Ve1·pfüd1tung als Opposition darin ge~eu, von unse
rem Gesi('h1 ><punikte aus. d:uoch sachliche Erört-erung 
aller Dinge, i<'h möchte {'inmal sagen; der A1:1beit die
~0s L<=1ndtftge-s und a11ch der Larudesregierung Wind in 
die Segel geh!::i.R€'!1. kh gJ:aube, oos ist uns gelungen. 
Wir haben d amit diesen Landtag vor der Situation be
w«hrt, in dPr sich mich ein-E'r Mitteilung der ,.Frank
fL•rtcr Allgemeinen Zeibung" der Landtag van Baden
Württemberg befinden soll. Es ist nicht meine .Sache, 
die AI'beit ,umerer Kolle-gen in Baden-Württemberg z.u 
diskutieren. Nur !'lind wir der Meinung, daß eine Frak
tion, deren Arbeit sich so po.sit.iv , trotz aller Meinungs
verschie<;lenheiten in bezug auf d.en Artikel 29 -des 
Grunclge~<·t7es, trotz aller sonstigen Meinungsverschie
denheiten, auf das. politische Leben unseres Landes 
amgewfrkt hat, es nicht verdient, daß, wenn so un
mü,i.;·liche Beimerk'l.mgen, wie sie der Herr LJ{o!lege Dr. 
flo<len h-e-ute morgen zu Beginn seines Vortrages vor
ge•h<acltt hat, gemlilcht werd,m, der Herr Ministerprä
~id~mt ;mf dem Hegiel"Ungsr.ltz solche Bcmerkun~en 
mit Beifall untersrutzt. 

(Stailker Beifall der SPD.) 

Prä.sldent Wolters: 

Da:; W-0rt h:at Herr Abgeordneter W:al:!.auer von der 
Fn1ktion der FDP. 

A'hg. Wallauer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will 
dem Herrn Ministerpnisidenten gern bestätigen, daß, 
W<"nn t>t· in di-eser F.ig-E!nsichaft -spricht, er es für 64 
\', H. dieoes Hau~es tut. Aber er muß uns gest<1tten, 
daß. we-rm wir einmal anderer Meinung sind - und wir 
~ind in der heut€ angesp!:"OC'henen Frage anderer Mei
rnmg als er und seine FraktiQn -, wir dieser Meiniung 
ttU·dl A>Usdruck g~ben. Das habe ich heut~ morg•:m. ge
tan, und ich glaube, wir .sind als Frnktion V'CrpfHchtet, 
~chon um der Wahrheit willen, das immer zu tun. Im 
übri.gen möchte ich die Ausführungen des Herrn Mmi-

(Se>hr 1'Ut! bei der FDP.) 

kh besoehi•änke mkh auf vie-r Fes-brti<!>llcun,genL Tc-h habe 
P.r~1en~ beJ · 'rl'neihen · Au9fü.hrungen wr Neugliederung 
heute !'Il()T'gen nicllt den geringsten Zu·sammeh·hang mit 
der derzeitlgien finanzieHen I..a.ge des Lundes herge
stellt. !Ch -hialte es auch frür mißlich - un>tl lnsofem 
tmterscheiden wir uns von deT oozialdemokrati:rllen 
Fraktion -, hier Jet.zt -einen Zusammenhang z,u 'begriin
den. 

Zweite'hs, W1enn wlr den Artl'k:el ~ ang„&prochen ha
ben, dann haiben '\\•ir damiit die Neu.gliedlemmg des 
ge~amten Bundei;.gebletes gemoeint, und wc-lin wir an 
dte Bundesreglerung die Forderung l'ichten,: ~[ne Vot·
lage ~lt machen, so haben wir an eine Vorlage soldwr 
Art giecfaf'ht und nicht nur an eine, <He all~n Rh-eln-
hlnd-Pfälz hclrif[t. i 

Im üb~igen' muß ich dem Herrn Kollegen Sfnmidt zu
stimmen, wenn er eben zum Ausdl'u~k gep~acht hat 
- ich ~öcht() ~ ~in,mal so formulieren -: diiß er doch 
etwas ersr.hrocken sei über di<! Art und Wds-e, wie der 
Herr Mini.ste:rpräsiident Recht und Politik, jeifenfalls in 
bezug auf den Artikel 29. soeben voneinander gc~chie
<icn ha~. 

{'Sehr richtig! bei der SflD.) 

Ich will die::ien A'l!Sführungen kein~ allzu !große Be
deu tu•ng beimeS&en; ich will mich bemühep, 7.\1 V€r

st~hen, was der Herr Ministerpräsi-d.ent gerneiht. hat. 
Er w~9te '";ohl sagen, daß <las Pol_itische .sepne Eig,en
gesetzHmke1 t lwat und daß .auch eme Rechlj."Vc)l'Sdu-ift 
unter Umständ~, sagen wir nicht mehl' ~wendbar 
s.ein klann Öder gegenstandslo's wird.: Aber, ~eine Da
men und Herren, dann soll man die Konsequenzen da1·
aW> ziehen; dann soll man den J.Vfut haben, /wenn man 
eine F1:1ist nidtt einhal,en will. d:iese Fdst mjit der ver
fassungsmäßigen Mehrheit .im Bundesta.g riu v.erlli:n
gern, -Oder man &l'il <liesen Artikel aufheibicn. Beides 
wärt möglich, und eines von beiden sollte dann ge
siclH:hen. Darin v.rürde diese Gegensätzlichkei~ von Recht 
und Politik nid1L in Erscheinung treten; d-epn immer
hin ist das Gru1J1dgesetiz <ler rechtliche R~h'11'.l.·en , inner
halb <les~ sich unser politisches Leben i11 der Bun
desrepublik und in den Ländern nach Maßgabe der 
L:mdesverf'a~st.ingen vol !:zieht. 

Nun noch ein viertes. Der Her!.' ·Ministerpräsident hat 
gewissermaßen versudlt, meine A.usführungien •und da
mit die Meinung meiner Fraktion als rein }urist'ioch 
ibt:ls.e-lt.e· 7.tl sdli~n und darmit ihrer Bedeutung zu 
entkleiden. Wir wür-den d'iese Ausführungen nicht ge
rr.acht haben, wenn in diesem Lande nicht immerhin 
in sämtlichen Teilen die Meinung ~in~ Revölkerungs
telles ·rum AU'!'druck ~lrommen wi'ire - und das gilt 
aud1 fn'I" <l'fei Pl1äl:i:, wenn m.an die bf'ld'f'n Vlnlk~1hegeh
ren zusammennimmt -. die der verfassungsmäßigen 
M€hliheit des Gl'tlndgcsotres in dem Sinne entspricht, 
daß diese V-0lkijj)egEhren als erfolgreich anizµ,~ehen ge
we~en ~~nd und daß sie die Grundlage für -ifie weitere 
Dureh.litihrung des Neu~l!ederung.<werfahrens abge!ben 
k(\nnen uru:l abgebe-n müt;1~n. 

(Beital~ bei der F1DP und SP!D.)! 
1 

Priisident Wolters: 

D<J.S Wort hat Herr A:bgeordnreter Korbatjl von der 
Fraldion d<lf CDU. 
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Abg. 1Korba.ch: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin eben 
von dem Herrn Kollegen Schmidt angesprochen worden 
und .glaube, um Mißverständnisse z.u vermeiden, doch 
noci1 ein kurzes Wort sagen zu sollen. Zu der Frage 
des Föderalismus' - der Herr Kollege Scll.midt ist lei
der im Au.genblick nicht da -: Es ist selbstverständlich, 
daß sich hier eine historisch.e Entwicklung vollzogen 
hat, und Sie haben diese Entwicklung auch ganz. rich
tig gesehen, Herr Kollege Schmidt. Sie wird von uns 
auch nicht bestritten. Was aber doch 'in <Liesem Augen
blick das für uns allgemein Neue war - und wa'S so
wohl heute morgen von Herrn Dr. Boden wie auch 
von mir ,festgestellt wurde -, das waren doch die Aus
führungen von Herrn Dr. Menzel in Jl\.iel wie auch 
anderenorts, daß die SPD in ihrer Gesamtheit nun
mehr· darin einen positiven Standpunkt bezieht und in 
ihrer Gesamtheit m.m den Föderalismus billigt. Nur 
das haben wir festgestellt, ohne in irgendeiner Weise 
an der historii;chen Entwicklung und an den tätigen 
Kräften in der SPD Kdtik zu üben. 

Ein zweites, was mich veranlaßt hat, doch noch ein 
gcnz kurz.es Wort 2lU .sa~n. ·waren die Awführungen 
des Herrn Kollegen Bögl,er. Herr Bögler, Sie haben 
:!e~tgestellt in der Frage der Besetzrung von Landrats
posten - m.."'ln könnte das n~ erweitern auf die Be
setzung von Bürgermei·sterposten -, daß Sie in keinem. 
Fall na·ch d<!m Gesanglbuch fragen. Wenn· das der 
Standpunkt der ganzen SPD-Fraktion wäre, so wäre 
das - glaube ich - schlecht, Herr Kollege Bögler; ich 
dai:f aber von meiner praktischen Arbeit her sagen, 
bt'i der ich im ,ganzen Land auch 1seht" viel mit kom
munalen Fraktionen Ihrer Partei zusammenkomme, 
daß das keine:'1Wegs der gemeinsame und übereinstim
mende Standpunkt ist. Meine sehr verehrten Damen 
ttn.n J,Jo,,...,..&11T\ -,u;.,.. 'h-::i:h . .!:u'\ .nr..r•h ,j,., '1?'h::a.inl~Y'1.M-PF-=il"7 ·uri.o. „,„„-......... „ ...... ,.._., T„„ .... ._ ....... .., .... „„ --._....., • .,. „ ...... „ ........... „ .......................... & ..._ ........ .._. ,...„""' 

auch in anderen Ländern den Zustand, daß wir neben 
ausgesprochen gemischten Gebieten auch aus.gespro
chen evangeli~ rund katholische Gebiete haben. 
Wenn bei gleich.er Qualifikation der Bewerber man 
nu.n bei ·einer ausgesprochen evangelischen Bürger
schart den Bürgermeister od•er Landrat aus derreLben 
Kon.fies.sion nehmen kann - der als ihr R€präsentant 
ja nicht nur in der Form des Bürokraten tätig wird, 
sondern <for der Reprä~entant der Bevölkerung 
S<'hlechthin in der engen Verbindung des ganzen gesell
schaftlichen Lebens sein muß -, dann tut roan, glaube 
ich, der Bevölkerung doch nur einen Gefallen, was 
man d-0ch ohne Grund nicht 'Unterlassen soll. 

(Zuruie der SPD.) 

Des.halb nun die Feststellung zu treffen, da's sei eine 
ausgesprochene Personalpolitik nach diesem: oder je
nem G.esangbuch, halte ich doch für sch:lecht. 

kh möchte dann .aber auch noch ein ganz kurz.es Wort 
s::1gen zu dem, was Herr Kollege Wallauer eben aus
führte, zu de:r .Frage Reu'J.t und Politik. Iui. gl.a.ube den 
H<'rrn 'Ministerpräsidenten .so verstanden ziu haben 
- ich habe das auch eben in der Fol"ffi eines Zwischen
rufes 2.U erkennen gegeben -, daß die gan.ze Frage da
mit eine politische Frage wird, dctß die Bundestags
fraktionen - wie das auch aus der Presse ersichtlich ist -
sich bereits interfraktionell darüber untfilhalten, weil 
sie du!'ch.aus die Schwierigkeiten in der Praktiz.ierung 
des Artikels 29 sehen und dabei politische überlegun
gEn anstellen, wie man über diese Schwierigkeiten hin
wegkommen kann. Es blieb ja auch nicht auf die Par
teien und den Bundestag beschränkt, sondern - auch 
das habe ich heute morgen hier ausgeführt - fast alle 
großen deutschen Zeitungen und auch die Blätter unseres 
Landes wie auch die übrige~ regionalen Blätter sind in 

der Berichterstattung und in der Kommentierung über 
den Artikel 29 mehr oder weniger zu der übe:r:z.eugung 
gekommen, den Artikel 29 in diesem Augenblick 
zu praktizieren, wäre schlecht; fast übereinstimmen<! 
kam der Vorschilag, dieses Problem doch in Zusam
menhang mit der Wiedervereinigung z.u sehen. Daraus 
die These der Politik; das hat mit irgendeiner Beu
gung des Rechtes - glaube ich - nichts zu tun. 
Zu der letzten Frage der Wiedervereinigung und der 
Wiedera·u!rüstung noch: Herr Kollege Schmidt, es fst 
sdbstverständllch, daß Sie hier Ihren Standpunkt ha
ben, daß wir diesen Standq:>unkt ern.st nehmen Wld 
daß wir uns .mit ihm auseinandersetzen müssen wir 
kommen :iiber von der wn,gekehrt.en Richtung h~r z.u 
dem Ergebnis, daß die von uns allen gewollte Wieder-
1:ereinigung eben nicht dureh eine Politik der Vorlei
stungen, nicht durch eine Politik, die auf alles mög
liche verzichtet, soo.dern nur durcli eine Politik aus der 
P<>Sition der Sicherheit für alle im Bündnis zusammen
gefaßten Partner erreicht werden kann. Nach unserer 
Auffassung ist das der einzig mögliche Weg für diese 
wil'klich vordringliche Wiedervereinigung unseres Va
terlandes. Ich wollte das nur präzisieren, damit keine 
Mißverständnisse aufkommen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsiden& Wolters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Lot?. von der Frak
tion der FDP. 

Abg. Lob:: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
dem Herrn Kollegen noch eine kurze Antwort geb-en. 
Ich habe den Ausführungen unseres Kollegen Dr. Boden 
hel.lte früh auch Beifall gezollt, weil sie vollkommen 
.richtig tmd am Platze T„xl:aren. Herr F"".cllege Bögler, ich 
weiß nicht, ob Sie den Artikel wirklich gelesen haben. 
Der betreffende Art.ikel handelt nämlich nicht von den 
Nike-Bas.en, sondern er befaßt sich mit dem Stil im 
Mainzer Landtag. 

(AJbg. Bögler: kh sprach ja hier von der Debatte, 
mein Herr!) 

Der Hen· Kollege Dr. Boden hat heute morgen seine 
Ausfühnmgen auf diesen Artikel abgestellt. 

(Abg. König: Der weiß nichl.s von Pressefreiheit!) 
- .Pressefreiheit ist gut und schön aber Herr Kollege 
König, wenn Artikel im Goebbels&cii:en Stil er.scheinen, 
dnnn ist das für unsere Pressefreiheit und auch für 
die Jugend, die hier bei uns auf der Tribüne sitzt, 
nicht der rLchtige Ton. 

(Unruho und Zurufe bei der SPD. - Abg. Lorenz: 
Sie müssen die Parteibrille absetzen, wenn Sie 

<ien Artikel lesen!) 

Meine Herren, lesen Sie den Artikel erst noch einmal 
<lurch„ Hier .steht zum Beispiel: 

Wo der Korpsgeist bis zur letzten Vollendung der 
Geistiosigk.eit gediehen ist, beginnt die Claque. Ein 
Claqueur ist ein Men&ch, der nichts zu sagen, keine 
eigene Meinung hat. Er stellt sich .als Beifallklat
sch.er ... usw. 

Damit sind eine Reihe von Kollegen .und Kolleginnen 
mit gemeint. Es heißt dann weiter in diesem Artikel, 
daß ein miser::i1bles Theate1'stück hier über die Bühne 
des Landtags hinweggegangen sei. 

Da-s ist nicht der richtige Stil, meine Damen und Her
ren, der dazu angetan ist, unseren Bürgern draußen 
die Demokratie nahezubringen. 

(Beifall bei der CDU.) 
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(Lotz) 

Und, Herr Kollege Bögler, wenn hier in der „Fr~iheit" 
steht: 

Laßt den <la vom doch reden. !Derweilen lesen wir 
Zeitung, führen wir Uillgeniert Privl;\tunterhalwngen, 
gehen wir ins Landtagsreswurant einen he~n ... , 

dann muß kh fragen: Sind denn V'On I:h~n •Kollegen 
nicht mal einige ins LandtagiM"estaurant gegangen, hat 
•:on Ihn~m niemand mal einen Zeitn.mgsiartikel, der ilm 
intrl'€'.'ii>i.ert b;at, ~elesen? Uns .bescheinigen Sie das, 
\.tnd das sollen wir von Ihnen imnebmen? 

Und, Herr Kolle-ge Fuchs. noch eins: WPnn Sie von „kau
fen" reden, di1nn darf man doch c-ines g:mz 1be:<;timmt 
sagen, nämlich daß darin ein.[ge von Ihnen sehr g:ut 
drin bewand.ert sind. wie mar, das macht; denn ~i 
K0!!egen vom Bezirkstiag l'lim:!. ·be-~im.mt „.gekauft" 
v;orden. 

(Ab.g. Bög.ler: Sie Schleppen-träger!) 

UJld wenn man selbst das pr:iktiziert hat, dann darf 
m.;in das den anderen nicht vorwerfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

kh bin der Meinun.E:, wenn wir hier im Hause einen 
~uten Geü~t woHen. dann soll man n:icht das Landtags
plenum al•lgemein dureh ·sol-c..'ie Zeitungsartikel' derart 
hl'rnb~M.7.en. 

(A:bg. Bögler: Herr Kollege Lof;z, sind Sie bereit. 
füe Ihre Behauptung, i<:h hi:it1.e Abge-ordnete ge
kauft. ·auf Ihre Immunität m verzichten. damit 
ich Sie vor Gericht holen k:imn? .Ta oder Nei.n? -
Unruihe und erregtie Zurufe bei der 'SP[) und der 
CDU. - Glocke des Prii.sidf'n~en, - Zurufe 'bei der 

CDU: Das kann er j-a .gar nicht!) 

- Ht-rr Kollege Bögler, k.h will Ihnen gern eine Ant
\vort da!'auf geben. 

(Weilere Zurufe der SPID. - Abg. I..orerw.: 
Sie kneifen!) 

- Moment, lanJ!sam! kh habe das sicher "in der.;elben 
Art gemeint, Herr Kollege Bögler, 

(Zurufe bei der SPD: Aha!) 

wie Sie skb .aui1g-edrückt haben, wenn .Sie gesagt ha-
1.l.:n, daß dort jemand ,gekaJUft worden ist. 

(Abg. Bögler: •Er ist geknuft worden mit einer 
Stellung!) 

- EnL'!chuldigen Sie. darf ich auch einmal eine Frage 
an Sie richten: Ist denn der· andere Herr nicht in eine 
Stellung gekomm~n? 

(Zurufe der SPD. - Abg. Hülser: Was ist mit 
Keding? - Abg. Bögler: Er ist in eine Steltung 
.gekommen sehr viel später! - ·Schallende Heiter-

. keit und Aha-Rufe bei den Regierungsparteien.) 

He;·r Kollege n.ögler, icll. darf eine weitere Frage .an 
Sie stellen: und ich hoffe, daß Sie bei dieser Antwort 
nicht kneifen: Wo ist er dlmn in eine Stellung ge
kommen? 

(Abg. Bögler: Bei den Pfalz-Werken~) 

~ Aha! Dann ist hierüber wohl weiter nkhts zu sagen, 
Herr Kollege Bögler, das hebt sicll. dann auf, das, wa:S 
Sie gesagt haben und das, was ich gesagt luirbe. 

(Abg. Bögl.er: Aber vor Gericht ·•.vollen Sie nicht!) 

Es dar( j.a in diesem Haruse nicht so sein, daß das, was 
Sie siagen, richtig ist, un.ct das, was die anderen sagen, 
ist nicht rir:'htig. 

{Lebhafter Bei.fall bei den Regierungsparteien.) 

Prllaldtnt Wolters:: 

Das Wort hat Herr Abgcordnet.e1· Furos von ·der Frak
tion der SPD. 

Abg. Fuchs: 
1 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! pa offen
sichtlich meine Alui;·führun,g.en aus der vorverg.:4-.genen 
Landtßgssit:z:ung heute Anlaß waren zu ein~ger Erre
gun.g, möchte 'ich .auch noch einiges filtzt! sag~n. Icll. bin 
hier .ui <:ien. La.n<ltag .gekommen mit. einei· anderen 
Vorstellunfif 

1 
v~n parlamentarischer Arbeit. i Ich muß 

hier ~anz offen und frei s<ig('n, daß man ab und 
zu den Konlitrirni~rl-ei-eh und auch den Vertt·etern der 
Regierung mehr mit offenen Worten entl':l>f(entreten 
muß, die vieUeimt manchmal etwa•s scharif kling1:-n. 
... li1,.,ber das; ist nur die ... i\.nt\vort a:u! ihr seit ~ahren ge-
7.e·igtes Verhalten. ' 

'(Unrühe und Zurufe der CDU,) 1 

Und, meLne Damen und .Herren, e~ '\V"Urden heute ~r> 

v!E!le ~~~~m zitiert ' 
' · C2iUrüfe der CDU.) 

S.ie können ja •in die Vol,ksarmee gelten . .Oie SPD hat. 
durch Lhr V.erhalten nach 19'45 wesentlich ~zu beige
tragen, ent:s1.:heidend d;;au beigetragen, daß 1fieses Ge
b!ct fl'.ei ge'b~ieben ist vom Bots.chewillllnius. : 

. „ . ·, , ... (~h,after Beifall ,bei der SPD.) 
„ .z:u: ·:~er' z~~ aj,s: mancher Vertreter Ihrer Partei noch 
ganz Mem.~: 'Bl)ckl.inge vor den Bes11.!.iiuug~verti-eLem 
g~t .ha~,pa:s mii~te ich I.lmen hier in a1ler Offen-
'heit sagen. . . 

(Unruhe und Protestrufe bei de1· CDU.> 
Sie k(lnnen protl'lstferen so laut. wie sie wollt>n. wenn 
sie hier d>atiernd den Versucli unternehmen. der So
zialdetpokrtü\e irgend et.was von Bol.schewi::;n?·u~ anhän
gen zu wollen. dann muß Lch Ihnen so antw!orten. Der 
Herr Kollege h3t 'eben den .ZwiS<:henruf „Vdlksarmee" 
~mact'J.t - ·-

(Abg. Setbel: Holzhammer! _Protestrufe der CDU: 
Nkht V~armee, sondern Holllh:ammer ist ge&agt 

wordienl - 1G1'ocke des Prä:sidenten1) 

l"rlstdt'nt Wolrers: 

E::; Uit nicht Volks.annee, sondern HolzhattnJmer gerufen 
V\~roen. 1 

1 

Abg. :rud!.s: 
- Dann müssen Sie sich etwas deutlicher al.tsdl"i.icken, 
da.n:n· habe ich ~s nicht ri.chtig gehört. i 

(We-,!'f.en!' starke Unruhe un.(I erregte Zwi·ifh.enn1 f•" 
lbei d'€T CDU.) 1 

Meine Damen und Herren, ·es ist hier heute sehr viel 
von Zeitungen gesprochen worden, es W'l.,\rden auch 
viele Zeitungszitate vorgetragen. Auf di~ser Basis 
nun hier eine Polemik auszutragen, das mruß ich per
sönlich .sehr bedauern, denn, Wf'iche Konsequenzen hat 
das? Wenn jeder vcm uns hi€r heraufgehcn wollt('. 
der Irgend etwas 1n der Zeitung gelesen! oder am 
Rundfunk gehört hat und nun die erstbest~ Gelegen
heit ~b:r.t).&mcn wollte, um eine lange Polemik <:far
Ilber zu begfhnen, ich glaube, daß das keinJ gute Me-
thode 1n diesem ·H:ause wäre. : 
Wir haben es hier ~ur imit dem zu tun, w~s im par
lamentarischen Raum ge!ldüeht. 

(A'bg. Lott: Sie schrclben doch über den: Stil im 
Landtag!) l 

- ·Herr Kollege Lotz.. Sie Irren sich, kh habe !weder den 
Artikel gesi;tirieben noch sonst was. Außer~em haben 
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die Redakteure der „Freiheit" dieselbe Meinungsfrei
heit w1e je<Jer andere Re<Jakteur und Journalist. 

(A-bg. Lot.z: Dann hat das jemand gesichrieben, 
der gar nicht anwesend war!) 

Ith will Ihnen sagen, wenn ich da'S nächste Mal den 
„Rh~inischen Merkur" mit hierher brin,ge und daraus 
zitiere, dann kommt man aus dem Schamgefühl nicht 
heraus, darüber, .was dort geboten wird. 

(Sehr richHg! bei der SRD.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie hier versuchen, 
uns vorzuhalten, die Zeitung der Opposition in diesem 
L<lnid habe der Demokratie einen schlechten Dienst 
erwiesen, dann wiederhole ich noch einmal: Sehen 
Si~ sich die Produkte Ihrer Partei .an, sehen Sie sich 
den „Hheinischen Merkur" an. 

(Abg. Hülser: Was geht uns der „Rheinische 
•Merkur" an?) 

kh bin froh und dankbar, daß die SPD-Zeitung in 
dLe~m Land auf dieses Niveau nicht herabgestiegen 
M und auch nicht herall>51eigen will. 

<Erregte Protestrufe bei den Regierungsparteien 
und starke Unruhe. - BeiJlall bei der SPD.) 

Der Herr Kollege Korbach - das habe ich schon ge
spürt da unten - hat wiederum versucht, das Wort von 
d~m Gesangbuch hier ins Spiel zu bringen. 

(.A!bg, Korbach: Wer? Ich?) 

Der Herr :Kollege Kor'bach hat erneut die Gelegenheit 
wahrgenommen, um von hier oben aus erneut d&s 
Wort vom Gesangbuch ins Spiel zu bringen. 

(.Anhaltende Unruhe und Zurufe der CDU.) 

Meine Damen und Herren, Ich möchte daru. sagen, daß 
ich es zutiefst bedaure, daß <lem Grundgesetz nicht 
R<'Chnun.g getragen wird dadurch, daß der Staatsbür
ger in dieser Bundesrepublik bei Stellenbe:setrungen 
der öffentlichen Hand nicht danach zu fragen ist, wel
ches Gesangbuch er in der Tasche trägt, Ich verweise 
Sie auf die Äußerungen d€S Bundestagspräsidenten 
Dr. Gerstenmaler, der ausdrücklich festgestellt hat; Nie
mand hat das Recht, den StaatSbiirger nach seiner 
Konfessionszugehörigkeit zu fragen. Sie dokumen
til.!ren hier das, wa·s wir befürchten, was auf die Dauer 
die Freiheit einschränken muß, indem Sie nämllch an 
<li<: Frage nach qer Qualifikation noch die Frage nach 
dem Gesangbuch anhängen. 

(Abg. Korbach: Der Herr Kollege Bögler hat mir 
das docl:i eben lw?stätigt! - Weitere Zuru•fe und 

Unmh.e •bei der CDU.) 

- Na, hören Sie '.lieh das in Ruhe an, wenn Sie das 
nicht wollen, dan.n 1brauchen Sie es nicht :ru tun, aber 
wenn Sie schon Zwischenfragen 51ellen, dann stellen 
Sie sie deutlich; wenn ich sie verstehe, werde ich Ihnen 
darauf antworten. 

Sie haben heute morgen hier gesagt, daß es in der 
CDU :rum erstenmal .gelungen sei, beide Konfessionen 
zusarnnienzu!Uh1'ell. 

(Sehr richti.gt bei der CDU.) 

D!e Sozialdemokratie besteht seit. 80 Jahren. In den 
Hcilien der Sozialdemokratie !hatte voo Ail'fang an 
jeder Deutsche, dem es um eine gerechte Demokratie 
ging, Gelegenheit, Mitglied •zu werden ()hne Rücksicht 
auf seine Kon!essions.zugehörigkelt. 

(Beil:all bei der SPD.) 

- Herr Kollege, Sie lachen! Sie müssen sich einmal 
t::<lwas mit GeSIChichte beschäftigen, 

(Abg. König; Wenn er lacht, dann braucht man 
das nicht so ernst zu nehmEn !) 

In den Reihen der Sozia1demokra tie sind von Anfang 
a.n Menschen verschiedenen Glaubens zusammengewe
sen, Menschen.jüdischen Glaubens, Frei.religiöse, Men
schen katholischen oder evangelischen Bekenntnisses. 
Sie beriefen sich dabei darauf, Sie würden Ihre Politik 
au.srkhten auf dem Boden des ch.ristiichen Sittenge
setzes. 

(Abg. Korbach: Sie müssen einmal die Geschichte 
der CDU lesen!) 

- Ich braucli.e die ~schichte der CDU nicht zu lesen, 
sie ist nocll. so jung, daß ich sie auch ohne nachzulesen 
kenne. 

(Beifall ·bei der SPD.) 
Meine Damen rund Herren! Niemand von der Sozial
demokratie bezwei!elt, daß in dem Raum, in dem wir 
leben, in Europa nämlich, die christliche Vorstellung, 

. das christliche Sittengesetz, die Grundlage unseres Ge
meinschiaftslebens darstellt. Wenn Sie für sich in An
spruch nehmen, darin liegt ein Ausschließlichkeitsan
spruch, den wir Ihnen nicht ~ubilligcn -, 

(Abg. Sim-0nis: Dann tun Sie es doch auch! -
Zuruf bei der SFD: Melden Sie sich doch nach-

her zum Wort!) 

daß Sie Ihre Politik au! dem Bode::i des christlichen 
Sittengesetzes ausrichten wollen, dann versuchen Sie 
damit, das anderen abzusprechen. 

(Abg. Hülser: Nein!) 

MEine Dam~:>n und Herren! Es wird darüber immer 
Meinungsverschie<Jenheiten ~eben, 

(Abg. Dr. Neubauer: Das ist eine Frage der Logik!) 

was christliche Politik ist. Es gibt sehr gewichtige 
Männer aus dem Raum der •Kirchen, die eine ganz 
andere Meinung offenbaren als das, was CDU-Politik 
ist. 

(Sehr richtig! bei der SB!>.) 

Ich darf hier z. B. daran erinnern - Herr Kollege 
Matthes, als protestantisches Mitglied der CDU
Fraktion wissen Sie das genauso wie ich als prote
stantisches Mitglied der SPD-Fraktion -, daß der 
ev~ngelische Kirchenpräsident der Pfalz; Ste.inpel, zur 
Frage der Wiederaufrüstung, der Raketenbewaifnung 
in der Pfalz, eine ganz andere Meinung vertritt als Sie 
von der ODU oder Sie von der Lande.re.gierung. 

(Abg. Dr. Neubauer: Das bleibt ibm unibcnommen!) 

Damit Sie ganz beruhigt nach Hause gehen können, 
möchte ich Ihnen zum Schluß zitieren, was der evan
gelisclle roirchenpräsident von Hessen am vergangenen 
Sonntag gesagt hat: 

(Abg. Heller: Das wußten wir aud!. so!) 

Wer heute von Verteidigung spricht, ist ein Wahn-
sinniger! 

(Beifall bei der SPD.) 

Prisldent Wolters: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur 
Abstimmung. Ich lasse abstimmen über den Antrag 
des Haushalts- und F·inanzausschusses, Drucksache 
II/379. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeicli.en. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! 
Angenommen gegen <lie Stimmen der Fraktion d~r 
SPD. 
Ich rufe auf Einzelpl'ln 02, Kapitel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 
8 und 9. Wer dem Einzelplan 02 seine Zustimmung 
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geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Di::i 
Gi•g„nprobe! - Stimmenthaltung. 
Angenommen geg~n die Stimmen der Fraktion der 
SPD. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Punkt 2 
der Tagesordnung: 

Zweite und dritt.f" Beratung eines Landesgesetzes 
zur Xnderung und Ergänzung des· Finanzaus

gleichsgesetzes 

- Drucksache II/355 -

Die Berichterstattung des Haushalts- und Finanzaus
:<chu~se~ erfolgt durch Herrn Ab~cerdneten König, dem 
ich hiermit das Wort erteile. 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für die 
Berid1t„ri't;:ithmg über die Beratung des Änderungs
un d F.rgRnzung;;~esetzes zum F·inanzausglek:h ist die 
Drucksache IIl376 maßgeblich. kh rnüdit.t! g\ei('h vor
w~1g dne Korrektur bekanntgeben. Unter 5 steht: Der 
Gt:!::>amtbetrag der Landeszuschüsse nach Absatz 3 
l31l<:h~t-. b/ u:;w. D1eser Buchstabe t>) ist in tl) :r.u ändern. 
Hiet· s..:iu~i11t der Druckerei ein Fehler unterlaufen zu 
sein. 
lm übrigen hat der Haushalts- und l"inanzausschuß 
si<'h mit d„m Änderungsgesetz über den kommunalen 
FimmlHlli<l!leieh, das auf Grund der Bundesanordnung 
no1wt'ndig wurdf! - Änderunp: des Artikels 106 - sehr 
gründlich bn;chiiftigt und speziell die materiellen Fra
gen ~ehr sorgfältig: her<11.en. Sie sehen. dal:l in li 1 
Ah~. l der Verbundsatz statt auf 14.6 v. H. gemäß dem 
Von-dilag des Haushalts- und Finanzausschusses auf 
J. fi ,!) v. J-f. festgese!.7.t werden son. E s fand eine sehr 
au.s111h r liche ~rat.ung im Haushalts- und Finanzaus
schuu darüber s tatt. Sie werclen sich denken können, 
daU alle irgendwie mit dem kommuna len Geschehen 
v«rwan<ltt:n Abgeordneten, d. h. also zu 1(1{} v. H. 
alle Mitglieder des H aushalts- und Finanzausschusses, 
einen möglichst hohen Verbundsatz: eingeführt wissen 
·w!Jllten. Unte'r Berücksichtigung der finanziellen Situa
tion, wie sie sich ergil>L und die ja auch im Uaushalts
und Fin~n;r,/-lui:«chuß Bf!'achtung finden mußte, haben 
\Vir einen .Sat?. von 15,5 v. H . vorerst hier in Ansatz 
J.lt' braeht und die Erhöhung im wesentlichen den 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden Wld Land
krci,;e zugute kommen lassen. Dadurch ist der bis
h~rige Ansatz von 31,8 Millionen DM - ich nenne runde 
7.<1hlt>n - . auf rund 36 Millionen DM zu ändern. Dar
über wird zu sprechen sein bei Beratung des Einzel
plans 11, Allgemeine Finanzverwaltung, 
Im ArtikPL l Ziff. t wird im~ 1 als Absatz 5 eine For
mulierung eingeführt, die versucht, in etwa dem Rcch
n11n'( w tragen. was die Arbeitsgemeinschaft der 
Spitzenverbände in Form de~ Kraftfahrzeugsteuerver
lwnd" c ingdührt wissen wollte. Es sei hier eindeutig 
fei;tge;>tellt, daß mit dieser :fonnulierung der Haus
h::ilts- w1d Finanzau:;schuß nicht etwa den Standpunkt 
vertritt. daß damit der so.genannte kleine Verbund, 
11il111lid1 dPi: Kraftf.ahrzeugsteucrverbund, geschaffen 
wurde. son<ie-rn die Kraftfahrzeugsteuer ist nur ein 
R<':; tandif>il rlPT RPrechnungi<~;rundlage geworden, was 
in der Au:-;gleichsmasse nunmehr insoweit eine ge
wb~e Chance für die Gemeinden verspricht, a ls der 
G~smntlx·lrag im Rechnungsjahr, falls er 3 v. H. der 
Verbundmasse iibt>r~din:itet, zukünftig außerhalb des 
St~uerverbun<iei' gewährt wird. Da die Hoffnung be
steht. daß die Kraftfahrzeugsteuer laufend eine Stei
gt.:rung erJ.ii.hrt. sehe ich in d ieser Formulierung - das 

i. 
; 

------·-·-··- . -·---- - ---

dat:f it\h aud). im Namen aller Mitglieder d,!es Haus
halts- und Finanzausschusses sagen - ein~ etwaige 
BesserstelJung, insbesondere der ländlichen : Gemein
den !Ur illre g,emeindlichen Verbindungs,Y,ege. Wir 
wollen hoffen, daß sich diese:> Erwartung auch erfüllt. 
Weiter ist in ZiHer 10 der ganrze 7.i.~it.e Sat7. gestd
chen worden. Der Haushalts- und FLnaniiauO)S(:h1~ß 
mein1e auch hier ein..~liimmig, daß die Streichtlnl'( aHein 
C..eshalib empfehlensiwcrt ist, weil die ganze Frage der 
kornmunaden Krank<'nhäuser einer speziellen: Ordn~mg 
bedarf, die durcl1 di-ei;:.e "F'orrr11.1lienm.g nicht zu erzielen 
ist, i:innidem .d·ie höchsten.;; ein Zankapfel Wird:, der 
d•mch keine Instanz endgültig beseitigt. werden kann. 
Im Haw>halt.'!o- ·und Finanzaus.schuß bestand Einmiiti.g
keil darüber, daß sehr bald ~ine Neunrdnun.g !des kom
munalen !Krankenhauswesens z:u erfolgen ha1J. 

' . ~ i' /j i 

Es ist aus der Drucksrache nicht zu ero-ehen - <iennod1 
n•uß ~s wn mit- erwähnt werden -, <iRfl der Au.fb.au
stock:, der :r.uT Zeit m~t 2 Millionen DM vorg~si><hen ist 
und · ebeintans ·'im § 1 d~.s . Finanri:ausgleichsilMenmgs
gesetzei'll. "'1e· $ hier vorliegt, bestimmt wird, nicht 
durch i11gendwelche Zufälligkeit.en zur Vert~ilung ge
langt i;ondeTn dHß dies~ •Mittel. eben.f.afü über einen 
Sch1Ussel z.ur Verteilung kommen. •Dieser iSchlüs..-.el. 
den das Innenministerium noch über eine ~sondere 
Verordnung zu e.rfil'l!den .hat, soll ·~m Harusha!tis- und 
Finanzausschuß ben1len und miter~irtert ; werden. 
Zweck 'soH sein. daß dt-r Aufhl'lustnck verteilt werden 
roll n!lt.'h Gemch~purrkten. die von mir ~ant roh wie 
!ol~t d11:r~Ftellt werof'n soHen: Es sollen in erster Li
ni€' die <lnJ't'h die Reseiti.m1ng v-on Kri<>!!'.!':?Rrl'<'iiiming~n 
notwend·i.iren Darlehensaufnahmen insoweit eine Ent
lastun" t'.'ffllhr~. ::t!!': lill"lle Darleh~msverpflichtungcn der 
Kommun·en m\t eiin Restandteil in dem Schlüssel zm· 
v~rtE'il'llng Öf"S AuflbRU!'!tO('.kes werden. Iclt möchte hof
fen, daß dieser Amatz. der hier getroffen '\vird, um 
bePJOnder!? krir.~s:r.f-!!r.störten Gemeinden einei speziell~ 
H!lfe 2lUteil werden zu lassen, auch ein lohn~nder An
!IAta! wil"<i. 
Der Ha1.ts.halts- und FinanziH1sschuß h ::it. eln.stilmmig 
beschlossen, Ihnen die Annahme des Andenlngsge!'et
Zt's 7.\lm Fln·an:r.11.\tS'flel"h In Zm:nimmen.han~ mit der 
Dt'!lck~ache Il/376 zi.1 C'mpfchleh. i 

(Beifall des Haus-es.} 

Pl'äsld<:.ot WoJters: 

Ich <larf dem H~rrn Reridite r,..lat!Pr danken '. für seine 
Austclhr.ung~n. Die all_gem€'ine Ausspr::1ch~ ist eröffnet. . 
Zuerst ' hat sich ?.um Wort gemeldet der Herr Abge
ordnete Dr. Noohauer von der Fraktion d<'r ' CDU. 

Abg. Dr. Neub~uer: 
1 

Herr Prüsid·entt M-e"ine ·se hr geehrten Damen' u.nd Her-
ren! Nach der' bisherigen Reg.elung -ctes mate~iellen In
haltes ~es Fina.nzau~gleiches hatte atljähl.'lid"lj a nläiHich 
der Etatberatungen, der Landtag sich mit 4en ange
metdebeo. .Fo.hierunge..'1 au„<>einanderzusetz""11 ~nd abzu 
wäg.en, in welch.er Hi.>he <lie einzusetzenden Ji1inan7.mit
tel für die wkhtiesten Belang-e der Gemeinden und 
Geffiei.Odew1;bilnde mit der Leistungskraft <lfs Landes 
und seioen Ullabwcisl.Jaren ei~emm Verpflich,tungen in 
Eink1:ang zu 'bringen waren. ; 
Jetzt gcli't 'es· davu:m, .z.u ermitteln, welcher :Verbund
~atz -Q:les~n Forderuogen gerecht wird. Der ke!>mmunale 
~~1.1.ligletcti. ~!i.illt 4ann .seinie A~a!J.e, !wenn das 
E.ri®U:Mf. ~®l .a~ Beid.ar! der Ger=~ als a.uch 
die Lel.stungSmnigkeit d€19 Landes gleichem)aßen be
rücks.idi,tigt. Mit diesem alls>eits anerkaillnte11 Grund
satz ist aber schOn das Kernproblem des 'ro!fJiegenden 
:Gesetzen:tv."Uds gek~nzeichn~t. 1 
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(Dr. Neubauer) 
Die Re.gierungsvorlage sch1ägt einen Ver<bWldsatz von 
.H.6 v. H. vor, wobei in die Verbundmasse der durch 
da:; Grundgesetz vor.geschriebenen Einkommen- und 
Körpcrschaftsteuer auch die Einnahmen aus dem Lan
doesflna.nza:usgleich einbezogen sind, wähl'end die vor
liegende Fassung des Haushalts- und Finanzausschus
ses einen soldlen von 15,5 v. H. zur Annahme emp
fleh lt. Dt.>mgegenrüber haben di~ komrnll.lnalen Spitzen
v-crbände eine wesentlich höhere Anhebung der Lan
desleistung gefordert. Sie haben sowohl schri!tUch als 
e1uch mit Gutachten untermauert und in mündlichem 
Vortrag vor dem Hauptaussc.huß <diese Mehrforderung 
erläutert und begründet. 

Da meine Fraktion in keiner Minute dar.an dachte, 
eine einseitige Landeslösung für den kommunalen Fi
nanzausgleich anzustreben, wurden die Vorstellungen 
der kommunalen Spitzenverbände mit großem Ernst 
und sehr sorg!ältlg geprüft. Nachdem das Ergebnis der 
Au.sschußbera Lungen nicht in vollem Umfange die An
hebung d~ Verbundsatzes im Sinne der kommunalen 
Spitzenverbände gegenirber der Regie.n.mgsvorlage er
brachte, erscheint eg meiner Fraktion notwendig, etwas 
n!iher auf die Gründe hierzu einzugehen. Bei der zu 
behandelnden Materie läßt sich leider nicht vermeiden, 
Sie mit einigen Zahlen zu langweilen. Begründet auC 
ein in Auftrag gegebenes Gutachten eines Experten 
dCi Statistischen Bundesamtes, argumentierten die 
kommunalen Spitzenverbänd'! ·bei ihren Mehrforde
rungen, d:aß das Land ·Rheinland-Pfalz absolut und 
rt-!ativ in Vergleich zu anderen Bund~liändern seiner 
Ausgleichsfunktion nicht ausreichend nachgekommen 
se:, daß insbesondere in den Jahren 1955 bis 1957 dle 
Landesleistungen an die Gemeinden ·nicht mit der Ent.,. 
wil•klung der eigenen Landeseinnahmen in Einklang 
gei:tanden hätten. Das ist aber, meine Damen und Her
ren, ein S-O ernster Vorwurf an die Adresse des Lan
des, daß er einer eingehenden Prüfung unterzogen 
werden mußte. Der erstgenannte V.or11.'llr! mündet in 
der Feststellung, daß Rheinland-Pfalz im. Vergleich 
mit anderen Bundesländern seine Gemelnden im Fi
nanzo.usglelch schlechter stelle. Wie sieht es nun aber 
tatsiichl ich aus? 

Erlauben Sie mir kurz eine Vorbemerkung dazu. Ver
gleiche zwi9chen e inzelnen Ländern auf d iesem Fin.anz
ge'biet lassen sich mit annähernder Genauigkeit nur 
ziehe n, wenn die endgültigen statistischen Erhebungen 
!ür alle Teilgebiete des Finanzausgleichs vorhanden 
sind. Wir wissen aber, daß bei der Beurteilung der 
Gesamtleistung eines Landes nicht allein die Leistung 
für den Finanza,usgleich im engeren Sinne, sondern 
&neben auch die Landesleistungen für die Gemein
sd1aftsaufgabcn hera=ziehen sind. Diese 1'ap1dare 
Feststellung i~t übrigens keine eigene Erfindung, sie 
wil"d vielmehr vom Statistischen Bundesamt getrof!en. 
Der genaue Überblick über die Gesamtleistung der 
Länder steht heute aiber enrt für das Jahr 1955 zur 
Verfü~ng und wurde vom Statistischen Bunde'>3mt 
in der von Ihm selbst redigierten Zeitschrift „Wirt
schaft und Statistik" zusammengestellt. 

WE-khe Stellung nimmt nun Rheinland-Pfalz lnnerhalb 
der übrigen Bundesländer tatsächlich im Jahre 1955 
ein? Unter Hinweis auf füre vorgelegten Gutachten 
stellen dile kommunalen Spitzenverbände fest, daß in 
Rheinland-Pfalz das Ergebnis des Finaria;ausgleichs für 
die Gemeinden je Einwohner 97,39 DM betragen ha=be; 
dieses Ergebnis sei ungünstiger als in anderen Bun
desländern. Diese Feststellung ist zutreffund, a'ber nur 
gegenüber Nordrhein-Westfalen und Baden-WürtW!m
berg, mit denen wir - und die anderen Länder auch 
nlcht - uns nicht ver.gleichen können und wollen. Aus
gelassen wurde hierbei jedoch - wid das ist bedauer-

lieh, weil die Stellungnahme der kommunalen Spitzen
verbände dadurch etwas an Wert verliert -, daß das 
gleiche Ergebnis für die anderen Länder unter dem 
Ergebnis von Rheinland-Pfalz liegt, angefangen von 
Hessen mit 94,64 DM, das am nächsten bei uns liegt, 
über Schleswig-Holstein und Bayern bis nach Nieder
sachsen mit 76,:3.l DM gegenüber unseren 97,39 DM. 
Soweit das Ergebnis im Vergleich der absoluten Zah
len! 

rm Vergleich zu den allgemeinen Deckungsmitteln lag 
jedoch das Ergebnis des Finanr.ausgleichs für die Ge
meinden in unserem Land noch günstiger. In Rhein
lan.d--Pf:ilz verbLleben den ~einden 91,9 v. H. ihrer 
allgemeinen Deckungsmittel als Ergebnis des Finanz
ausgleichs, während in allen übrigen Ländern mit Aus
nahme von Baden-Württemberg den Gemeinden we
ndger verblieb. Die Betrachbung des Ergebnisses des 
Finanzausgleichs bliebe jedoch einseitig und darum 
lücken.haft, wenn nur die Auswirkungen für d ie Ge
meinden ln Erwägung gezogen würden. Für das L:ind 
ver.blieb als Ergebnis des Finanzausgleichs. auch wie
der je Einwo.hner gerechnet, ein Betrag von 95,41 DM, 
al;o weniger als für die Gemeinden a-uf den Kopf ge
rect:inet uoo im Vergleich zu den allgemeinen Dek
k~mgsmitteln nur 53,1 v. H. gegenüber 91,9 v. H. bei 
den Gemeinden. Allen übrigen Bundesländern ver
bleibt aber mehr an eigenen DOO<ungsmitteln mit A'Us
nahroe von Schleswig-Holstein. 

Dk von mir hier wiedergegebenen absoluten Zahlen 
und Verhältniszahlen sind die des Statistischen Bun
desamtes. Die hier gebrachte Gegenüberstellung zeigt 
nun zweierlei: 

1. Bei ciner nur teilweisen Heram:iehung amtlicher 
statistischer Untel'lagen, so wie es die kommunalen 
Spitzenverbände durchführten, kann man zu eine m 
Ergebnis gelangen, das wesenUich ander,,; ausrällt, als 
wenn man die zur Verfügung stehenden amtlichen sta
tistischen Zahlen in vollem Umfang der Untersuchung 
Z1.1grundele-gt. 

2. Die Leistungen des Landes im Finanzausgleich nach 
den Zahlen je Einwohner im Verhältnis zu den übri
gen Bundesländern zu beurteilen, muß ganz natürlich 
zu dem Ergebnis führen, daß das Land Rheinland
Pfalz unter dem Bundesdurchschnitt liegt. Um aber zu 
einer gerechten Beurteilung und w richtigen Folge
rungen aus dieser Tatsache zu kommen, muß dazu ge
sagt werden, daß die Einnahmen an allgemeinen Dek
kungsmitteln des Landes je Einwohner in etwa dem 
gleichen Umfang ebenfalls unter dem Bundesdurch
schnitt Hegen. 

Die kommunalen Spitzenverbände und ihr Gtttachten 
stellen richtig f~ daß das Ergebnis des Finanzaus
gleichs den Unterschieden der Steuerkraft in <len ein
zelnen Ländern folgt. Ihre daraus gezogene Fol"derung. 
diesen ungleichen Zufttand zu ändern, liegt aber nicht 
in der Hand des Landes. Beseitigt werden können diese 
Ungleichheiten nur diurch e inen sogenannten überregio
nalen Ausgleich. Forderungen nach dieser Richtung 
sind angemeldet mit dem Ziel, eine glekhmäßigere 
Verteilung der Finanzkraft zwischen Gebieten mit kon
zentrierter Gewerbeproduktion und solchen mit über
wiegender !Konsumtion 7JU erreichen. Soweit Steuer
kraltunterschiede bei der Berechnung im Länderfinanz
ausgleich - wenn auch völlig ungenügend - berücksich
tigt werden, läßt d.as Land Rheinland-Pfalz jedenfalls 
die Gemeinden am eigenen Finanzausgleich dadurch 
teilhaben, daß freiwillig in die Ver:bundmasse neben 
der Einkommen- und Körpersc.haftsteuer auch die Ein
nahmen aus dem Länderfinanzausgleich einbezogen 
wurden. 
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Die kommunalen SpitCi'.enverb.änoo h.a.ben weiter vor
getragen, daß der Finanzausgleich in Ui!JlSerem. Lande 
~ich &eit 195'4 relat>iv verschlechtert iha•be, und z.wlll"" 
1inunterbrodi.t>n V\)f) .Jahr z:u Jahr. Soweit bei den Dar
k·!;"Ungen d-P.r kommunalen Spit.7.einvel'.bände und ihres 
Gutachtens Vergleiche mit .anderen Ländern herange
mgen werden. darf festgestA:-Ut werden, <laß dabei zu
gcgebcnerma~n unberücksichtigt bleiben die Landes
Jei~tungen für Gemeinschaftsaufgaben. Da.mit steht und 
fälll jedoch die volle Beweiskraft, da g1ei:chfalls zu.ge
g<~benennaßen im Lande Rhei.nla.ndi-Pfal.z diese Lan
<!-e.!'le isti.m gen einen Schwerpunkt im ge!:lmlten Finanz
<• <i ~leich bll<l.en. Die Aussagen des Statistischen Bun
d<.•.':amtes belegen <iies eindeutig. Die kommunalen Spit-
7.cnverbi:inde geben an, daß die Elinan.uiusgleichslei
~:ungen <lt>s Lnndes •im Vergleich :m den allgemeinen 
ncckung~mitteln von 46,9 v. H. im Jahre 1955 auf 44,9 
,. H. im Jahre 1957 abgerunkcn seien. Bei dieser Be
n!Clinung i.st jedoch ein Fehler unterlaufen iru;ofem, 
c;-if! <liP ::.llgemeinen Deckungsmittel im Jahre Hl57 mit 
Ü": Sn!l;>:iffer 7.'l'ff'"ITlde ,gelegt \vurden in Höhe von 770 
Millionen DM. und zwar ~l.s VeI'lbundm.a.sse betrad\tet., 
\' :•!11'€-nd ~ie -mit höch.~tens 720 .Millionen DM als Ist
/.: •. hl an!l"~et7.t und demnach a:uch so verglichen wer
~f'n k<>nnPn mit <len Ist- F.innahmezahlen von 1955. Auf 
die:<E>r Grundl age von 720 -Millionen DM würde sich 
E'in T'rm~€-n1,sai7, von 48.1 ergeben. 

De..0 weiteren haben die kommunalen 1Spitzenvert.>4i.nde 
die B\.'r\.'chnung ihrer Mehrforderung damit unterslri
clwn, daß d ie Entwicklung der Verschuldung der Ge
meln<len .gegenüber der des Landes ein ungleich 
schlechte~!: Bild -el"gebe. Zu die.<>em Er.gebni~ kommen 
;d<~, indem a.u'f der einen Seite diie Schuldaufnahmen 
<.i<!~ Lande-~ , die als billige Darlehen nach unt.en Vll'ei
tc•r . .;e~~·hen we rden und insofern durchlaufende Gelder 
darstellen, a ll! rentable Investitionen bewcr1let werden, 
v,iihrend andc-r=arse-its ·beii den C-emein.den als u.rrren-
i<•ble Invest itionen Seh<uld11ufniahmen rür gemeindUche 
.Einril'htungen wie Schlachthöfe, Kanalisation usw. an-
1{-ere~hnet werden, wobei wir all-e w.isoon, daß diese 
Einrichtungen - zumindest teilweise - ihren Sc:huliden
t!i<:·nst ~1'bst aufbringen. 

i3ei der Beurteilung der Verschuldung der ~meinden 
r,ee;enüber der des Landes darf nicht übersehen wer
den, daß d ie Gemeinden im Gegensatz zum Land in 
d<.>r Lage sind, einen erh.el;,lichen Teil Ihrer Investi
tionen, hi~her wenig~tens, ohne Schuldenaufnahme zu 
decken. Aus der von den kommunalen Spitzenverbän
den zur Verfügung gestellten Übersicht ergibt sich 
nämlich, dan im März 1956 b~im Länd die neue Ver
schuldung höher ist als die Investitionen des Landes 
der Rechnung~jahl'e 1951 bis 195:5, während demgegen
über die neue Verschuldun~ bei den Gemetinden nur 
wenig mehr als ein Drittel der Investitionen im glei
<'hen 7A>itraum ausmacht. 

MPin<" Damen und Herren! Es ist nicht daran gedacht, 
mit diesen Ausführungen gerade wegen der Sc:hulden
cn tv·licklung die schwere Last zur z.wangsläufigen 
Schulden;iufm1hme, zur Beseitigung von Kriegsschäden 
und zur Befriedigung dringendsten Nachholbedarfs der 
Gemeinden irgendwie zu verniedlichen; aber auch in 
dieser Frage muß gleichermaßen die Verpßichtung des 
! .andes fi.ir gleiche Zwecke mit abgewogen werden. 
Ergänzend hierzu darf auch ein Vergleich der Ver
schuldung der Gemeinden unseres Landes gegenüber 
der ~meindenverschuldung im übrigen Bundesgebiet 
nicht auBer acht gelassen werden. Wir wissen, daß im 
März 1957 - das smd die letzten vorliegenden amt
lichen 7,iffern - die Verschuldung in unserem .Land 
bei den Gemeinden, pro Ko~·f der Einwohnen;ahl, rund 
146,- DM betrug. 

l 
1 

(Abg. Völker: Wie kann man bei dieser ~truktur 
einen Durchschnitt ziehen'!) 

- EB Ist hattlt'l1cli in jedem Land gleich, Herr Kollege 
Völker; denn sonst könnte man überhaupt nicht von 
'O°:rch,s~i~:t~n sprechen. 

" " " '. ; ,; · : °{Abg. Völker: Na, na i) . 
Sie lifi&t immerhln unter dem Bundesdurch~dmitt. 

(Abg, Völker: Es gibt doch Gemeinden mit 
300,- DM Verschuldung pro Kopf dei,r Be-

völkerung!) · 

- Das gibt es genauso in Nordrhein-Westfuleh.. und 7.war 
van ·· ·~er afo,ßstadt bis hin z.u den klei.nep Landge
wi:tldeti~. "Ial' :fuel.lie, dann müssen wir utjs darüber 
untetjlalten; ·ob eine solche Statistik überqaupt elnen 
Sinn µnd Zw<!ck hat, und evtl. -emp!ehler.j wir dann 
den c;remeindeverbänden, eine derartige s9tistik nicht 
mehr ' aufzuftte-Tten. Aber wenn sie aufgestellt wird, 
muA man ihr auch einen Sinn beimessen, !denn sonst 
verlfüc ja diese Unterstützung der Statistik überhaUJJt 
ihre B edeutung. Aher die Gemeinden liefebn die Zif-
fern doch selbst. i 

1 
{Abe. Schmidt: Denken Sie doch an, die 

· Diskuss.ion im Hauptausschuß!) j 

Meine Damen und Henen! In meinen Ausführnngen 
bin ich bewußt auf einige der hauptsächlic!hsten Vor
haltungen der kommWlalen SpitzenverbündEj und deren 
Argumentation eingegangen, ·da hier diei zeit nicht 
ausreicht, um alle Einzelargumente der k~mmunalen 
Spitzenverbände zu untersuchen. Ich darf_i.feststellen, 
daß bei eln.igen Hauptargumenten die Sk"1t der Be
weisführung der 1kommunalen Spitrenver~ände mit
unter nicht vollständig und umfassend war. 
Las.seµ Sie mi.ch noch kurz auf die Zuaatt;vorschläge 
der kommunalen Spitzenverbände eingehen. Die Auf
fassung meiner Fraktion l!io!elt darin. daß e in selb- · 
ständiger Steuerverbund flk die KrafÜah~eugsteuer 
im Vei:hältnds zu den Leis tungen für den Straßenbau 
heute noch nicht in Betracht kommen sollte. Die kom
mµnale.n Spitzenv~rbände haben eine ar1,.thmetische 
Ausrechnung eines Schlüssels auf Grund einer vorge
nommenen Überprüfung der Kilometerzahlen bei den 
Baukosten unterschiedlicher Art aufges tellt und kamen 
so zu der Forderung eines f'<.411.l"n St~ul'!rverbundes 
zwischen den Leistungen des Landes gegenüber den 
Gem~!nden zur Unt.erhattung und Instandsetzung und 
zum Ausbau der Straßen im Verhältnis ZU. den ein
geg~mgenen Kraftfahrzeugsteuern. Obwohl; wir - Ich 
glaube mich damit in Ubereinstimmung mit dem ge-
samten Haus zu befinden - die besondere: Dringlich
keit. der Instandsetzung des gesamten Sttaßennetz:es 
unterstreichen, konnte dieser Antrag zuin jetzigen 
Zeitpunkt ln der vorgelegten Form doch nicht die volle 
Zustimmung finden. Die Verwirklichung der Zweck
hindun~ dc-r KrRftfl<hrze-ugi1t~uE'r füt· den Rtraßenbau 
wirft sofort die uns allen bekannte Fx·age auf, in 
welcbcm Umfan; der Staat neben den Atisgaben für 
die Bauarbelten an den Landstraßen I. O~nung noch 
andere, durch den Straßenverkehr allein hervor
gerufene unmittelbare Aufgaben - denken •vir z. B. an 
die V-erkehrspolizei - zu leisten hal, die b~i der Aus
klammerung des Stra&nverkehrs praktlscii entfielen. 
Es handelt sich nach der Auffassung meiner Fraktion 
um eine komplexe Frage. die aus der Sicnt der Bau
lastaufglibcn alleJn nicht endgültig entscllj.eden wer
den .~~". {l~iµ.iJ kommt noch folgende~ Problem: 
Durch die KJ.iegsfoigen hat sich der Na~holbedar! 
stark angestaut, und durch die Weiterentwlcklung des 
Krafifah.rzel1gverkehnL ist . _d..er Baubedar~ so ange-. 
vtadl.$.er..1. <!-.e,ß V{eder der Bund noch irgeadein Land 
innerhalb des Bundesgebietes diese angestauten Bau-

.. --·------ -----
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aufgaben kurzfristig von beute auf morgen restlos be
wältigen könnte. 
Daraus folgt aber nun, daß die baulichen Sofortmaß
n:.ihmen, die dann ·lmmer nur TeiLbauaniaßnahmen an 
dem Gesamtbedarf sind, schwerpunktmäßig ~erst au! 
die: Str30etWUge gerichtet sein müssen, die in erster 
Linie die Masse des Durchgangsverkehrs aufzunehmen 
haben; und hinter den Bundesstraßen kommen In der 
Mehrzahl der Fälle - nicht in allen, aber in der Mehr
zahl der Fälle - die Landstraßen I. Ordnung in Fra~ 
t:nd in zwei'tler Li.nie die Straßen untergeordneter Ver
kehrsbedeutung innerhabb der Kreise. 
D!ese ü"berlegung scheint uni~ zumindest zu recMferti
gen, daß <:!ie insgesamt im Haushalt zur Verfügung ste
h.enden Straßenbaumdttel nich:t nur arithmetisich, nach 
dem Kdlometerverhältnis, aufgeteilt werden können. 
Wenn wir also aus den genannten Gründen den Vor
schlag der kommuna·len Spitzenverbände auf Kraft
fahrzeugsteue~rbund nicht in vollem Um!an.ge des 
Vortrages am::unehmen in der Lage sind, so haben wir 
ihrem Gesichtspunkt doch insoweit Rechnung getragen 
- wie bereit.s a•uch der Berichterst:atter vortrug - , als 
in das Verb.un<lgeset.z die Bestimmung aufgenommen 
wur<le, daß die im Finanzausgleich enilialtenen .Mittel 
für kommunale Straßen außerdem noch in ein unmit
telbares Größenverhältruis zum Eingang der Kraftver
kehrsie1.1er ge~tzt wurden, nämlich mit der Höhe von 
27 v. H., damit also hier gegebenenfalls bei einer Aus
einanderontwickltm.g der Steuern der Verbundmasse 
und der Kr.afiverkehrsteuer aus der Kraftverkehr
s\eucr zusätzlich gewisse Beträge noch in diie Z\1teck
bestimmten Zuweisungen aus dem Finanz.ausgleich für 
die kommunalen Stra~ hinzußießen, so daß also h ier 
in etwa ein ~isser Verbund für die Kraftfahrzeug
steuer dem Grundsatz n.ach, wie es die kommunalen 
SpiteenV€rbände verLangt haben, in den Gesamtver
bund h!neinge:nibeitet worden Ist. 
Meine Damen und Herren! lch dar! zusammenfasisend 
foüstellen, daß wir als Fraktion redUch bemüht waren. 
den berechtigten Wünschen der Kommunen Rechnung 
zu tragen. Aber gerecht kann e!n Finanzausgleich im
mer nur dann sein, wenn beide Partner für die Erfül
lung gleichgewichtiger .Alu!gaben .ihren gerechten An
teil am ·Gesramtau!kommen an all~einen Deckungs
mitteln zur Verfügung halten. Diese Forderung, meine 
Damen und Herren, erscheint uns mit der vorliegen
den Ausschußfassung des Gesetzes erfüllt. 

(Beifall bei den R~rungspartelen:) 

Prllsldent Wolters: 

Meine Damen und Herrenl I'Ch hatte soeben unterlas
sen, auch den Berichterstatter des Hauptausschusses zur 
Berichterstattung zu ·bfüen. Nach.dem nun die Debatte 
angelaufen Ist, wlrd auf die Berichterstattung des 
Huuptausschusses verzichtet, und der Haupta<us9Chuß 
bittet, der Beratung den Anderunesantrag des Haupt
ausschlusses Drucksache II/373 ebenfalls zugrunde zu 
l~gen. - Als nächster hat das Wort Herr Abgeordneter 
Lotz VIOn der Fra:ktion der FDP. 

(Abg. Lotz: Ich habe mich ·bis jetzt nicht gemeldet! 
- Heiterkeit Im Ha1.1Se.) 

- Ich will Sie nicht zwingen! 
(Ern~te Hejterkeit im Hause. - Ahg. Lotz: Icll 
wollte der SRD den Vortritt las9en, damit die 
Kollegen der SP!D, die lm Au.genbl!ck noch iln 
Restaurant sitzen und eine Tasse!Ka-tfee trinken, 
und die, dlle etwa Zeitung lesen, bis dahin ab
schließen können. - Heiterkeit und Unruhe im 
Hause. - Abg. Völker: Dann müssen Sie aber mal 

----- - -----··------------
in illre eigenen Reihen .gucken! - Erneute Hei
terkeit und Unruhe im Haus-e. - Glocke des Prä-

sidentien.) 
- Wir wohlen die Debatte nicllt v."i~r aufleben Iasren. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lotz von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! 

(Abg. Völker: Bei Ihnen fehlen mehr als bei uns!) 
- Die haben jetzt den Artikel gelesen und ·befolgen ihn. 

(Anhaltende Heiterkeit im Hause und teilweise 
Widerspruch bei der SPD.) 

Meine Damen und Herrenl Wir begrüßen die jetzige 
Regelung: die Umwandlung des Finanza.usglekhs als 
solchen in den Steuerverbund. Es ist damit !ür die 
Gemeinden eine Sicherung gescha!!en, die für sie sehr 
wahrscheinlich im kommenden und übernächsten Jahre 
auch eine stetige Steigerung der Finranz.ausglelchszah
lungen mit sich bringen wird. Eines dar! aber viel
leicht doch schon gesagt werden - die Bedenken. d ie 
wir auch schon im vergangenen Jahre an die Spitzen
verbände herangebracht •haben, dieses Drän.gen auf 
den Finan.zausgleich könnte unter Umständen in den 
folgenden Ja1hren auch zu einer Umkehrung führen. 
dD.nn, wenn die Steigerung der letzten Jahre einmal 
nicht in dem Maße anhalten sollte. Wir können nur 
erwarten, daß dann dieselbe Kon9eQ.uenz, mit der jetzt 
der Steuerverbund gefordert worden ist, auch durch
gehalten wird. 
Wir begrüßen insbesondere die Erhöhung der ,5.chlUs
selzuweisungen, bedauern aber auf der anderen Seite, 
daß, wie schon in der Regierungsvorlage und auch jetzt 
n1Jch, ein Aufbaustock besonderer Art im Gesetz vor
gesehen ist. Wir haben in den verschiedenen Ausschüs
sen unsere Bedenken gegen diesen Sonderfonds vor
ge'bracht, und ich möchte sie hier noch einmal kurz 
wiederholen. 
fäeser Aufbaustock, der <:!ie Möglichkt•-it vorsieht, 
kriegszerstörten Gemeinden besondere ·Zuschüsse zu
kommen zu lassen, ist ein Fonds, der dem Türk!inken
putzen, wie es so oft auch hier schon von verschiede
nen Rednern, nicht heute, sondern in vergangenen 
Debatten, genannt worden ist, nun auch hier wieder 
Tür und Tor öffnet. 

(Abg. König: Das Gegenteil ist der Fald!) 

Es ist in den Ausschüssen angeführt worden, die 
anderen Länder hätten solche Fonds schon länger und 
würden diese Fonds weiter ausbauen. Ich habe mich 
einmal bei den anderen Ländern umgeschaut und 
mußte feststellen, daß dem nicht so ist. Schleswlg
Holstein, das einen solchen Fonds hatte, hat in diesem 
Jahre den Stock um 21/1 Millionen DM abgebaut und 
nur noch 500.000 DM vorgesehen. 

(Abg. Volker: Weil sie es zehn Jahre früher 
gehabt haben!) 

- Herr Kollege Völker, das mag richtig sein! Aber 
in den zehn Jahren ist bei uns die Zeit nicht stehen
geblleben, und es haben auch bei uns die Gemeinden 
in dieser Zeit die Möglichkeit ~habt, aus anderen 
Etatmitteln Zuschüsse für !Schulbauten, Krankenhäuser 
und dergleichen zu el'halten. 

(Abg. Dr. Habighorst: Aber die Schulden sind 
bei den Gemeinden enorm gewachsen! - Abg. 

Völker: Das wissen wir besser, Herr Lotz1) 

- Das mag alles richtig sein. Wir sind trotzdem der 
Meinung, man hätte dann die betreffenden Etatmittel 
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für Sdtulbauten und dergleichen stärker dotieren und 
den Aufhaustock als solchen nicht als neuen Sonder
fonds schaffen sollen, wobei dann die Gemeinden in 
die Lage kommen, zum Teil wieder zu zwei verschie
denen Ministerien gehen zu milssen, um für einen 
Zweck die Mittel zu erhalten. 

(Abg. Dr. Habighorst: Warten wir doch erst 
einmal die Richtlinien ab, und dann dis-

kutieren wir darüber!) 

- Herr Dr. Habighorst, es Ist im Haushalts- und Finanz
a ul:-schuß nicht nur von Richtlinien gesprochen worden, 
i;ondern der He1-r Kollege Kön..ig sprach auch von der 
Mhglichkeit eines &:hlilssels. 

(Abg. König: Das sollte in den Richtlinien ~tehen!) 

- Das sollte ln den Richtlinien stehen! 
Das Innenminh;lcrium hat bejaht, daß ein solcher 
Schlüssel möglidl sei ; aber, meine Damen und Herren, 
wenn in Richtlinien ein Scl1lüssel eingebaut wird, 
kann ein solcher doch nur beinhalten, daß man ein
mal die Gemeinden, dLe emp!angsbe1·echt.igt seip. sol
len, aufzählt, und andererseits die Gemeinden, die 
m<1n an diPsem Schlüssel irgendwie nur mit Prozenten 
hPleiligt. Andernfalls ist er ja nicht denkbar. Das wäre 
;;bei' cter schlP<'hteste Anfan~ für einen Aufbaw.tock, 
rler nun die Dinge abgleichen soll, tlie mit anderen 
Sd1lüsS€ln und dergleichen nicht zu erfassen i;.ind. 

(Abg. Dr. Habighorst: Idt glaube, Sie verstehen 
das Wort Schlüssel nicht ganz richtig: es müßte 
darüher zunächst e ine Klarstellung erfolgen, was 

der Schlüssel sein soil !) 

- Herr Dr. Habighorst, entschuldigen Sie, dann wird 
ja die Möglichkeit bestehen, daß Sie uns vielleicht noch 
kurz eine Au:-:kunft geben, wie der Schlüssel gedacht 
i :>t.. Sie zeigen doch hier au1:, daß wir über etwas be
schließen sollen, Vlobei noch ni.cht ganz. ·Y.Jar ist. "Nie 
<lie Mit.I ~\ ver teilt werden. 

(AlJ~. Dr. Habighorst: Über den Schlüssel 
l.lc.-dJiießen wir hier heute nicht!) 

lch darf unsere Bedenken gegen diesen Aufbaustod!: 
gdtend machen. Wir werden es erleben, daß mit die
.;cn :! Millionen DM nicht alles das zu machen ist, was 
man sich v ielleicht dabei gedacht hat. '.Es wird nur 
"'·'i<>rlf'r rlra 11ßen Unzufriedenheit der verschiedenen 
~meinden mit skh bl'ingen. 

Ich darf no~h aur e inen weiteren Punkt zurückkom
men. Der Haushalts- und r'inanzausschuß hat in sei
ner Sitzung einen Satz gestrichen, den der Hauptaus
~chttß angenommen h atte. Es betraf die Möglichkeit, 
daß die Landkreise krcisangehörigen Gemeinden einen 
Ausgleich auch dann geben, wenn diese eigene Kran
kenhä ui<e r unterhalten. Ich darf hier sagen, daß wit' 
im vorigen Jahre diese Möglidlkeit abgelehnt haben. 
Aber es. hat sil:h mittlerweile ge-zeigt, daß es einigen 
Gemeinden nicht mehr möglich ist, aus eigenen Mit
teln ihre Krankenhäuser zu unterhalten. Wir hielten 
f>s oP~halh im Hauptausschuß für richtig , daß die Aus
glei<:hsmöglichkeit der Landkreise auch hier für Kran
kenhiiuser in Funktion trat, und ich würde bitten, da ß 
es hier bei der Fassung, die der Hauptaul:>Schuß ge
wählt hat, bleibt. Meine Fraktion wird sich für die 
Fassung des Hauptausschusse.<> entscheiden. 

Wir haben weiterhin nkht den kleinen Kraftfahrzeug
~t.euervPrlwnd im Gesetz vorgesehen; wir haben ledig
lich eine VP.rhindung des Aufkommens. der Kraftfahr
zeugsteuer mit den beiden Etattiteln - einmal bei den 
allgemeinen Finanzzuweisungen mit den Zuschüssen 
für die Kosten der Kreisstraßen und Gemeindestraßen 
und der Zuschüsse für Um- und Ausbauarbeiten von 

StraOen und Brücken - vorgesehen. Auch 1 hier wird 
ein Z1,1wach.s im Augenblick nur bei den Z\Veckgebun
de~1~, Zv.we~s\mgen im nächsten Jahre möglich sein. 
Wir mußten also jetzt schon ins Auge fass«:n, ob man 
nicht :z.weckmiißigerwelse im nächsten Jahre eine 
Änderung der im Finanzausgleichsgesetz vorgesehenen 
Beträge für den Kilometer Landstraße der ~reise und 
Cemelncien . vorsieht; denn wir ha~n 1 jetzt ein 
Verbll,itnis von 2 : 1 bd den L<lndstraße4 II. Ord
nung und Gemeindestraßen gegenüber den Zweck-

1 „ . roweimngen für des Schwerpunktprogramm. Es ist 
1licher; daß in den letzten zwei Jahren, seitdem wir 
die Mittel für die Straßen je Kilometer n icht erhöht 
haberi, doch ein ZuwaChs der Kosten fUr 'die Unter
haltWlg und den Ausbau der Straßen vorgekommen 
ii<t, und wi'r mUßtt>n dann im nächsten Jahre, wenn 
möglich, den Zuwachs, der aus dem Aufsteigen der 
Kra!Lfahrzeugsteuer kommt, für die Zusch.Qs~e für die 
Gemeindest raßen und Kreisstraßen vorj;ehen. Ich 
durfte diese Anregung hier geben; ich darf im übrigen 
sagen, daß meine Fraktion dem Finanzausgleichsgesetz 
in der jetz:t vorliegenden Form seine Z!ttstimmtmg 
geben wird. 

. . 
Präsident Wolters: ! 

Das Wort hat Herr Abgeordneter König voq der Frak-
tion der SPD. ' 

Aba.-.öiUI'; 
H~ :·Pri:;i~entr ·M~ine Damen und H errerl! Es ist z.u 
ei~r stehen-den Reden;sart gewordPn, daß, 'Wer in der 
Opposition steht, gegenüber der Regierung , auch le icht 
FoITderungen anmelden kann. Ich möc.:ht.e i;i:a;zu ·gleich 
noch hi.nzufü~c-n, daß man um.gekehrt ji;I. ~uch sagen 
könn'te, d!aß di<? in der Reg~erungsverantwprtui1g st.e-

·'"·"·h.eu:de1;1.„J?.:.jlJ.'.te.ien„~e:na.J.1So g;ut sehr le1$t gtneigt sind, 
·t „„ „. jede '.bocb·.~~ be'recbtijt'te Fo.rde.nmg d~r Opposition eln
l !ach -damit abzutun, daß die Opposition mÜ ihren An

trä•gen a~eblich nu1· agitatori~lw· Ziele ~rfol•gc. Gel rade die Beratungen d-es heouti.gen Tages z4m Etat des 
Herrn ?vtin.lst.erpdisidenten und ·die dazu hifr getroffe-

!. nen Äußerungen j 

1 (~bg. ~atthes: Haben d&s ~enteil b~iesen!) 
gt!$ta~ten ~„mit, zu· ~n: Wir S'ind es jia ~un :a:llmäh
I.i.ch in die~ Hause gewohnt., daß Rc-gierur.g und Re
giier-Wlj!Sparteloen .mit einer ,sokh~n Un.ter~telhrnig bis 
zum Überdruß operiere n. Auch da:::, was haute morgien 

1 dazu hler angeklurrgen ist, läßt bei mir immer mehr die 
· HO(.f$,ü~::~~'&4\cli:;n. daß SLe überhaupt noch _unter>Sf~l

len( där.t ~O'ctl &fo Op.posftion skh e rn.stha rt b t den Be
lafllgen, wie sie nun elinmal aut u·ns zukomm(>n, beschii.f
tigt. Ic)1 muß sagen, mit dieser Methode det Unterstel
lung;t"Cla'ß"(!li~ 'O.fl:r>öS'f'tlori eht~ch nur a·gitaforls<:h tätig 
wird, w1"1 101.der ilehr oft der Sache bitter ~.e..QClliadet . 

(Abg. Haehser: Sehr gut!} 

Ich sage · da8 eingangs meiner Aus.fü:hrungen zu d('tn 
hier jetzt vorliege.n.den F inam.aul'lglE'i<'h!':gPsetz 00shalb, 
WW!il die von mir m diesem Änidenmgsg~etlz: im NMnen 
~·SPD' vorzu.tragenden Erklärungen un<li aHe sonsti
gen Anz.eichen. der Ve.r-gangenheit fürchteni 1-as.!l<:!n , daß 
selbst d.ie hiel'zu zu äußernde Sorge über (lie sich im
mer deutlicher abzeichnende finanzielle 'Gefährdung 
der Selbstverwaltung wegen des umge kehrt testzustel
l'i!nfürn Selbst(frhaltungstriebes d~s Landes; RheLnland
Pfalz und seiner La.nde!;regierung ve1·mutlic-h auch 
heule wioo~r keine Beachtung finden wer~en. 

{Abg. Haehser: Sehr richtig!) '. 

Ich xn&:hte d€'11 Damen und Iforren aller F1~ktion~n im 
, . Namen aller kommunal Y.erantwortlictlen. - seien es 
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ehrenamtliche oder hauptamfüche - zurufen: Hüten wir 
uns vor der Mißachtung des hier immer deutlicher er
kennbar werden.dien Gefahrenproblems! Es gilt meines 
Eruch~ll!:I zu bedenken, daß diie Erhaltung ej.Il!Cr lebens
fähigen Selbstverwaltung auf der .gemeindlichen Ebene 
gleichgesetzt wettdcn muß mit der Frage der Ernaltun.g 
der Demokratte ülberhau<pt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es nützt uns· allen nichts, 
wol'Jlll im Gedenken an den Freiherrn vom Stein - wie 
im zurückl'iege111den Jahr - große Worte im SLnne des 
eben Gesaghm gesprochen werden, während in d~r 
Praxis keine Nutzanwendung der geäußerten Et·kennt
nissc festzusldlen ist. 

(Beifall bei der SPD.} 

Diese Nut.zanwendun1g müßte davon ausgehen, ooß in
nerhalb <les demokratischen Staat·es die Se~bstV'erwal
lun,g <!ln durch d i·e Verfassu:ng gewährter Freiheitsraum 
is t und daß dieser überhaupt nur bestehen kann und 
in ihm nur die Eigengestaltung möglich ist, wenn die 
finunzicllt.· nusis für eine Eigeninitiative garantiert 
bleibt. 

Der Herr Ministerpräsident hat heube mittag zu sei
nc>m Etat ausgeführt, daß es mit :cum Lebenselement der 
DemokraUc gehöre, A~inaNder'SelZ'ungen zwischen 
Bund uniCI Ländern feststellen zu können. Nun, meine 
Dnmen und Herren, es gehört genauso zum Lebens
element dc1· DE.'mokratie, daß diese Auseinanders:etzun
gcn zwischen Gemeinden und Land und Bund genauso 
hat't u1nd unnachgiebig geführt werden, wenn nicht die 
Demokratie überhaupt Schaden erleiden soll. Ich habe 
mitun1JE.•r den Ein<lil'Uck, daß bei der Diskus,sion solcher 
Fnigcn - H~rr Kollege Dr. Neubauer, den hatte ich auch 
bei aller Sachlichkeit des Vortrags bei Ihren Worten -
alles, was seitens der kommunal Verantwortlichen zu 
dem Thern~ Kommunale Selbstve1•waltung und Ffaanz
Ru~gleich gcsa,gt wird, von der Landesregierung wie eine 
Anmaßung ·~wertet wird, daß man sich überhaupt er
!a1Ubt dort unten, eine solche Spiiache zu führen und 
daß man oos noch ·gerade so gestattet unter dem Motto: 
Na schön, lassen wir sie reden unter dem Stichwort, es 
ist lcgalisi<!rte Meuteiiei. 

(Abg. Dr. Neubauer: Aber Herr Kollege König, 
woraus -entnehmen Sie '<iien.n das?) 

Ich habe den Eindruck, mctne Damen und Herren, daß 
diese von mir hier legalisierte Aufsäss.igkeit ~nannte 
robuste Sprache der Selbstverwaltung längst nicht in 
dem Maße ge übt wit"Ci, wie sie geübt werden müßte, 
wenn man das Anliegen versteht, zu dem ich zu spre
chen habe. Um niur ein Beispiel zu nennen: Es wird zu 
einem Unglück für den Staat überhaupt führen - also 
nicht nur für Rheinland-Pfalz, sondern. für den demo
kratischen Staat überhaupt -, wenn wdr z. B. die Recht
fertigung des Landes Rheinland-Pfalz um den· Preis 
der völli~n Verkümmerung der Kommunen und Ge
m~indicvcrbände anstreben, lPt?.teres l!St der Fall, wer\I!) 

Sie allein nur die Begründung anhören, wie sie der Herr 
Kollege Dr. Neubauer im letzten Satz seiner Ausfüh
run.gcn gebracht hat. Er mciinte, man k önne nur ein.en 
gerechten Finanzausglekh schaffon, wenn. beide Seiten 
tx?.greifon, daß s ie nkht mehr V<!rlanigen können, a'ls da 
ist; das war doch wohl der Sinn.IhrerAus!ührungem 

(Ahg. Dr. N.eubauer: Das hat aber doch mit dem 
anderen nk hts zu tun. ·dias sind zwei verschiedene 

Dinge!) 

- Sehen Sie, deshalb waren meine A'USführungen so 
notwendJ.g, wiell wir uns hier immer noch nicht ver
stehen, weil wir uns immer noch nicht über eine Frage 
einig sind, be i der wir die Dinge gar nicht mehr par-

teipolit.isch getrennt sehen sollten, sondern wir sollten 
erkennen, daß wir im ganzen einem demokratischen 
PrilllZip zu dienen haben, n.ach dem das Leben nur 
fu.nkwmieren kann, wenn man das gemeindliche Le
ben auf der unteren Ebene zu erha:lten bestrebt ist. 
Da reicht es .nicht, zu sagen, erst kommt Rheinland
P!alz und was übrig bleibt, das bekommen die Ge
mcinden. 

(Abg. Nr. Neubauer: Wer sagt das?) 

Ich kann sogar .begreifen, wenn man sagen würde, 
dann verzichte ich auf den Staat Rheinland-Pfalz, aber 
die Gemeinden müssen leben. 

(Abg. Dr. Neubauer: Das ·habe ich doch gar nicht 
gesagt, Herr Kollege•König! - Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es kann doch gar kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die Gemeinden <les 
Landes sich an einem Punkt befinden, an dem sie die 
bereclrt..igten Bedürfniss>e der Bürgerschaft weniger 
denn je erfüllen können. Das fängt in <ler kleinsten 
Gemeinde an, und mit einigen Ausnahmen zieht sich 
das wie ein roter Faden durch sämtliche Gemeinden 
cles Landes. Und immer noch kommen neue gewaltige 
Aufwendungen auf die Gemeinden zu - d . h„ sie wer
den erforderlich -, und um diesen gewaltigen Auf - ~ 
wendungen auf allen Lebensgebieten nur entfernt ge
recht werden zu können, müssen die Gemeinden sich 
laufend weiter verschulden. Weil die den Gemeinden 
verfassungsmäßig gesicherten Mittel ~i weitem nicht 
ausreichen, haben sie 9ich verschuldet und werden sich 
weiter verschulden müssen. 

(Ab.g. Dr. Kluding: Sie haben auch mehr 
gemacht als je!) 

Das Ausmaß dieser Verscliuldung - -, Herr Kollege 
Dr. iK.luding, ich ha'be Sie nicht genau verstanden, aber 
Ihr Zwis.;;he,nru! hat sich bestinunt nicht aui die Sache 
be-wgen. 

(Abg. Dr. Kluding: Die Gemeinden haben in den 
letzten Jahren a.uch mehr getan als je! - Heiter-

keit bei der SPD.) 

Der Herr Ministerpräsident übt mit Ihnen so furcht
bar vJel, er sollte mit Ihnen auch mal ordentliche Zwi
schenrufe üben. Meine Damen und Herren, das ist 
nämlich ein Thema, ·bei dem ich midl einfach nicllt 
unterbrechen lassen möchte, weil es 'zu emsL ist! 
Das Ausmaß der Verschuldung der Gemeinden hat zu 
einem Stil geführt, daß die Aufs ichtsbehörden heute 
zum Teil Verfügungen gegen jede bessere Einsicht 
ergehen lassen und sogar versuchen, diese zu ver
treten, obwohl sie es nicht können. Ich nenne hier ein
mal ein Beispiel. Aus der Erkenntnis heraus, daß die 
Versclluldungsgrenze einer Gemeinde erreicht ist -
und das stimmt -. ergeht eine Verfügung, wonach die 
Darlehensaufnahme .für den Bau einer Schule z. B. 
zur BeseitLgung des Schi<:htunterrichts für bedenklich 
oder gar unsta tthaft erklärt wird. · 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Und damit meint man nun, dem entsprochen zu haben, 
was kommunale Aufsicht ist, und man erkennt nicht, 
daß es umgekehrt ja auch zur Aufsicht gehört, darauf 
hinzuweisen, daß zehn Jahre nach der Währungs
reform dieser Schichtunterl'lcht doch endlich einmal 
beseitigt werden muß. Wenn der kommunale Finanz-. 
ausgleich und die Steuerquellen der Kommunen diese 
Möglichkeit nicht mehr geben, dann muß man doch 
erkennen, daß irgend etwas faul ist im Staate Däne
mark. 
Ich habe zugegeben - und ich betone das nochmals, 
um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen -, daß 
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viele Gemeinden die Verschuldungsgrenze bereits er
reicht und sogar überschritten haben. Aus diesem 
Grun<1e zeichnet sich eine Verkümmerung des sozialen, 
kulturellen und wirtschaftlicti1?11 Lebens in den Ge
meinrlen hmg8am ab. 

{Abg. Det?.el: Das ist übertrieben, Herr Kollege 
König!) 

- Was meinten Sie, Herr Kollege Detzel? 
(Abg. Detzel: Das ist übertrieben! Ich bin ja 

a uch Bürgerm1:>ister in einer Gemeinde!) 

- Vielleicht haben Sie eine sehr glücklidle Gemeinde, 
aber wenn das nicht der Fall ist, würde ich mich an 
Ihrer Stelle nicht nach Hause wagen. 

(Abg. Detzel: Das ist eine der schwächsten 
Gemeinden!) 

- Na, dann kann man das doch nicht sagen, Herr Kol
li?ge Det7.el! 
Für eine in ihrem Wert - u nd damit schneide ich. eine 
andere Frage an - 7.um m indesten recht umstrittene 
.Rüstung hat der Bund in seinem Hausha lt lQ Mil
liarden DM eingesetzt. Uns allen ist bekannt - wir 
·wcrde-n das hegrüßen, obwob.l man das aus del." kom
mumilPn Sicht natürlich auch noch et.was anders wer-
1en m•.t~ -. daß Wf>itf>re Erleichterungen für die 
!')leuenlfli<'ht:igen sper.iell in der Einkommen- und 
Körpersc:haftsteuer angestrebt werden. Iclt ;sagte, wir 
begrüßen solche Bestrebungen. aber kommunal ge
sehen en'lwkkelt sich eine Vorstellung wie folgt: Das 
Ergebnis dieser Politik beim Bund wird sein, daß Herr 
1-!t.7.el den Ausgleiclt des Bundeshaushalts - von dem 
N s;;~I .. er befinde sich am Rande des Defizits - auf 
dem Hücken der T.iinder und Gemeinden herbeiführt. 
f !>: erl{ibt sich weiter die Gefahr. daß d<:!n Län
<iel'!1 nif> Mi:i~lichk~it genommen wird, die Gemeinden 
ftmm 7.iel l so auszustatten, wie dies im Interesse de1· 
Rür.~er notwendig wäre. Damit bin ich bei dem, was 
ich bei der er~h·n Lesung des Etats vor vier Wochen 
sHgte. Darnus ergibt s ich niimlich eigcn1.lich die Zwangs
gemeinschaft von Land und Gemeinden in der Ab
wehr alles dessen, was vom Bund allzu bequem durch 
Abwi-ilzung der Lasten vollzogen wird. Genau zu die
sem Punkt hat der Herr Ministerpräsident mich heute 
morgen hier zitiert, und in einer Weise. daß iC:h glaubte, 
wit· häUPn 1ms: verabredet. Er hat mich zitiert, weil 
kh sRgte, in Rheinlimd-Pfalz spüre man nicht diese 
Y:\•:;ing;:gemeinsd1Clft und diesen Willen zur Abwehr. 
Nun gestatten Sie der Opposition, daß sie daraus 
t'ole;ert, <iie<:P Abweh r sei nur deshalb so mangelhaft 
und ~u schwach, weil hier i rgendwelche parteipoli-
1 i ~chen Rücksichten genommen werden. Nach den ehren
<ien Worlt>n, die der Herr Ministerpräsident heute in 
la"7.ug auf den Bundeskanzl•?r zum Ausdruck gebracht 
hat. mag da~ ja sogar eine menschliche Rührseligkeit 
;,ein. die-:-e Gefolg!':drnftstreue immer betonen zu wol
len; RbPr in d er Sache bleibt für uns ein Manko, und 
;.o.wfl1• :;o, daß unsere finanzielle Ausstattung laufend 
;-.u:<amruen~chrumpit, Deshalb sa&te ich. man sollte dle
~'<'n 1''r>1.eP11kompii:>x aus der Gemeinsamkeit heraus 
betrachten. 
Es spricht für das Staatsbt!WUßtsein der betroffenen 
Gemeinden und speziell natürlich der verantwortlich 
Täfüren in den Gemeinden, daß sie dennoch nicht 
unter di>m Druck der Gegebenheiten resignieren, son
ciern rlaß ~ie vorer:lt noch immer an die ihnen in der 
Verfflssung garantier1.en Rechte zu glauben bemüht 
,.:inci. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
lch l<(laube, man sollte diei;er Haltung jede Ach.tun~ 
<' ollen . kh erlebe bei jeder Etatberatung, daß am 
Schluß samfüchen irgendwie bei der Landesvierwal-

tung Besdläftlg~ die warmherzigsten Worte des Dan
kes bezeugt werden. Ich bin der Meinung, wir sollten 
hier auch. einmal feststellen, daß die Gem~inden und 
ihre eh1·enamtlichen Vertretungskörperscha~ten - und 
diese meine ich speziell - eine Anet·kennung dafür 
verdienen, daß sie in dieser Weise nach wie vor an 
den Staat glauben - damit aber noch längst nicht im
mer an die CDU - und an die Einhaltung der Verfas
stl.llg und an die verfassungsmäßig gegeben,en Rectlte, 
und daß sie mit diesem Glauben gleichzeitig.der Demo
kratie einen äußerst wertvollen Dienst leist~n. 

(Lebhafter Bel!all bei der SPD.) , 

Schon diese Haltung allein, metne Damen un<l Herren, 
verdient endlich einmal eine Honorierurill: in der 
Wei.lre, daß man nicltt versucht, ein Gut~chten, das 
van ei:n12r unwahimcheinilictl!cn Sorgfältigkeiti zeugt und 
von~~~ erinsthatt ~agen k.a=, Dr.JHermainns 
von der :tinanzsfutistiscfloen Abteilung beim Bµnde!istati
schen. Amfhabe sich n.icht tabsächlich bemüh!, .alle F:aik
toren :z.usa-mmenY.utrag„n, um den Spit7enverbänden 
einten Einblick un:d ein>en Überblick üiber ai~ Situation 
zu geben, so a:bzut-uu., daß man sagt, d~eses -Gutachten -
ich darf es genau ·sagen - „seol 2'!Ustande gc-ko~· men &urch 
eine n'Ul' rellweise Heran~iehung von Un.te •gen". kh 
wüßte 111icht, welche Unte-dagen Sie noch hä ten heran
ziehen wollen. Aber kh habe ·dl'n Ein'(l.rudt. Si.t> wol
':Lell 'a.t'" .tilffit:;:· daß man noch ro.ehr Un·terlagen hi!-ran
zieht., sondern Sie hätten ·es für richti·g befumden, wenn 
man skh die Unteriag.en vom Ynn~nmin-istt>ri~um geholt 
hätte; d:an.n .gebe ich zu, dann wäre es kein' Gut.achten 
mehr, sondt;.>m dann wäre t;.>S mehr oder wl>nlg;;>r das, 
was 'Wir 'ge\vohnt ~d. vorgefogt 7lll bf:'komrh.-m. 

1 

.. ·(Zuruf bei der CDU.) : 
. : ' ' 1 

Meine Damen und· Herren, Ich sagte, daß i alle kom-
munal Verantwortlichen nach wie vor nod1 ayi die in der 
Verta&Sung ~avantierien RE-<:hte gi:awben, iljla cilcm wir 
uns ndcht-s vor, ind.om wir etwa meine-n, m it d<ö'IYI, was 
wfr nach der heutigen Vorlage den Gemeind~n und Ge
melnd:everbäooen g>eben wollen, ließe sich di<iscr maubc 
etwa r.echtfertlgen. Ich möcht.e dazu kein Mif3-verständ
n:is aufkommen Jassen, und tleshalb h abe- itjh alli'S das 
Wl"M!g ·gescltl.ckt, was hier von mir d<JJzu apszufü.hren 
wa:r. Ich h0a;bc es vorweg geS>ch.ickt, damit · man nicht 
irgendwie die Folger ung zieht, ich würde .auf Gtllmd 
diesie.s Geset2Jes und a:uf Grund der )j.nderungwortK1lläge 
dCi Haushalts.,, . und r'inanzausschusses uni;! <1Ud1 des 
Hauptaussdru'!ISles tlie Mein.ung vertre ten - 1t.md -diü1ite 
$i~„!!1.M.m . y~rj;i:.-l:ilH:iP , t~ ~~en mclncr Fra~ion. -, daß 
w1:r ·glaubten, die Gemeinlden ·hättoen niunmehr: eine finan
zi,eJ.le Ausstattung bekommen, die künfti·g€Klag~n ·U.be1·

fiülll5i.g machten. 
Wir müs..~en. bei der Beurtellung der Druck~chen II/3·55, 
Il'373, IIi37'6 verschieden.e Komplexe uniternchieiden. !Jas 
ha·t der Hen Ko~l€'ge Dt'. Neubauer schon .mit groHer 
SoTg:falt darg~lE!gt. Ich ·brauche es d~halh nur noch ein
mal kurz zu erwähflJen. Wir mÜJSl.';en oeinm~J die Frage 

j . de!> Steuerva'bunries i.iberhaupt sehen, und. dan•~l>cn 
i müssen wir die Fragen der Verbundmasse, der Aus-

1
„.„ .. g:leidlsma~::;~ und des Verbundsatzes behaudeln. Das 

sind unge:fähr di-e drei Komplexe, aur die ~ anikommt. 

1 
Ich zl:Uere d.a!s Gutachten, und jeder von Ihnein hat es 
fragloo duri;:hgiearbeitet, kh halte dieses Guq1chten. nach 

1 

wie vor iiü1· ~ine Grwnd1:1•ge-, die gestattet, vtj>n den dort 
enruttel:tcn Zahlen auszugehen., •um si·ch in etwa eln Bild 
zu machien. 

i Doch zue-l'St mm Steuerw~rbun'd. Der Verfassun~g.ie
setlJ~r des Bundes hat mit Wirkung vom 1. April 

.. .195.8.,~ S~q.,~rv~l1J;luod angee>rdnet. Rheinlajid-Pfalz ist 
das letzte Land, daß dieser Anordnung 11acl1kommt. 
Ich wage zu bezweifeln, daß wir heute µber einen 
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Steuerverbund sprechen könnten, wenn nicht der letzte 
Termin wäre, nach dem wir ver!a.ssun1gsrechtlich ver
pflich Let sil1'<:l, diesen Y.erbuoo e~rl2Juführen. 

(Zuruf des Abg·eovdneten Dr. Kluding.) 

- Sehen Sie, das ist schon wieder einer der Zwischen
rufe, von denen ilch ~ine, sie müßten geübt werden. 
Daß dk-ser Steuerver'bund so spät kommt, hat den bdt
tcren Nachteil für Ul'llS alle, daß ·er nun erstmalig in 
einem Jahr exerziert wi·rd, in dem das Defizit eine be
ctrück~Tlldc Sit'Uation geschaffen hat. Im Haushalts- und 
Fina.nzauSoSChuß glaubte der Herr Vorsit.iiende, s-i<:h so 
ausdrücken zu kö~n., daß das ei.n n:ur für das Rech
nungsjahr 1958 gegebener ganz besoruderer Notstand sei. 
Nun., glauben wir es oder glauben wJr es nJch.t. Trifft 
das zu, Herr Kollege Dr. Habi.ghorst, dann hätten wir 
unter dem Druck dieses einmalig nur in Erscheinung 
geU-ctenen Notstandes nicllt so wesentlich um 1/io v. H. 
im Rahmen des Vetburu:lsat.2ies :ru diskutieren brau
chen. Ich bin hin·gegen der Meinung, daß dieser finan
zielle Notstand kein Notstand des Rechnungsjahres 
1958 ist, sondern., daß er sich im Zuge der Armut des 
Landes und im Zug.e der finanziell unzureichend~m 
Ausstattung dieses Landes sowie im Zuge der Aus
höhlung der Länderfinaru.en durch ;die Bundesmaß
nahmen allmähJich -um eine Entwicklung handelt, die 
vcn Jahr zu Jahr eine Verschledllierung erfahren wird. 
Und wenn zu den Fragen in bezug auf -di~ Länderneu
gliederung ~ues sich so entwick.eln W'ilrde, wie es der 
Herr ·Ministerpräsident erhofft, dann sehe ich eine 
recht triste En·hV'i.cklung für das Land Rheinland-Pfalz, 
insbesondere deshalb, well Sie ja nicht einma·l be
müht sind, beim Bund auf die Notwendigkeit hinzu
\V<lisen, wie ich es im Hinblick auf die Gemeinden hier 
dargestellt ha:be und umgekehrt die Landesregierung 
sie in bezug auf den Föderalismus übenhaupt darzu
stellen hätte, wenn sLe nachweisen will, daß es so nicht 
weitergehen kann im Interesse der Demokratie üoor
haupt. 

Wir haben eine fortschreitende V~rschlechterung fest
zustellen im Rahmen dessen, was in den zur:ückliegen
den Jahren von 1954 bis heute gegeben wurde. Ich 
darf einmal sagen, daß wir allein~ deshalb schon den 
Steuerverbund sehr begI'üßen, damit die unzulängliche 
Masse, die im Rahmen des Finanzausgileich5 den Ge
me-inden gegeben wird, wenigstens auf einem ,sewis
.sen Grad der UnzulängUchkeit stabil wird. Das ·ist ein 
Grund, wesh.udb ich von meiner Warte aus - das gilt 
auch für meine Frounde ~ den Steuerverbund begrüße. 
Aber keineswegs kö~n w.ir das, was jet:zt für die 
Sch.lii~Jz1.1weisn.mgen, d. h. für den Verbunds-atz in 
Höhe von ins.gesamt 15,5 v. H., vor~en ist, aL> 
ausreichend anerkennen. Ich möchte auoorücklich be
tonen, daß wir zu dieser Frage die Hoffnung .hegen, 
ä.aß sich ein Ge:;präch in d en kiünft.igen Monaten für 
das nächste Haushaltsjahr ermö.glichen läßt. Wir kön
nen viellekht dann <iamoit beginnen, meine Damen und 
Herren von den Reglerun·gsparteien, wen·n Sie mit 
aller Sorgfal t selbst einmal ver-sucht haben, dem nach
zu~ehen, Olb ich übertreibe oder ob aussch.ließl~ch das 
zutrifft, was Ihnen dazu V10n der Lan<iesregierung ge
sugt. wurde. Vielleicht kommen Si.e zu dem Ergebnis, 
daß es leicht ist, über diese Frage mit uns z.u disku
tieren. Vielleicht kommen wir dann auch zu einer Ge
meinsamkeit in der Aut!as&1.m,g, daß der Verbtmdsatz 
natürlich eine Aufstockung erfuhren muß. Es würde 
mich freuen, weil ich daran ei:-kennen könnte, daß das 
eine oder andere von dem., was wir zur Zeit über die 
Cleicl1Sehaltung bei Ihnen so als Eindruck gewonnen 
haben. doch noch gewU!se Keime der Venbesserungs
müglkhkeiten erkennen läßt. 

(Beifall bei der SPD. - A:bg. Hachermerg: Es 
besteht also noch Hoffnung bei Ihnen, Herr 

!Kollege König?) 

- Die gibt doch ein junger Mensch nicht auf, Herr 
Kollege. 

(Heiterkeit Im Hause.) 

Nun etwa.s anderes.~ Herr Kollege Lot.z. hat a:usge
führt, daß der Aufbaustock ein Türklinkcnputzer!onds 
wäre; so darf man 8agen. Es ist ein kompliziertes Wort. 
Sie, Herr Kofilege Lotz, wollten gerne als letzter spre
dien. Sie können ja noch manches sagen, wenn Sie 
noch die Absicht haben. Andererseits bin ich !roh, 
mich aber vorher zum Wort gemel<let zu hnb€'11. Da.durclt 
kann ich wenigstens zu 1iesem Punkt Ihnen gleich 
erklären. was ich ~ine und welcher Auffas...~ng dei:
Haushalts- und Finanzausschuß war. Nur zu einem 
darf ich Sie bitten, mir-zu gestatten, daß ich nicht ver
suche, es bis ins Detail darzustellen. Wenn es für Sie 
mißverständlich bleibt, - Herr Kollege Lotz -, daß ein 
&hlüssel danach ausgerichtet sein muß, eine Vertei
lung vor-zunehmen, die d3s Türklinkcnput.zen verhin
dert und wenn ich Ihnen auch noch erklären soll, daß 
das über einen Schlüssel auch gar ni<-ht mehr möglich 
ist - nehmen Sie mir das nicht übel -, da nn hört's auf! 

(Finanzminister Dr. Nowack: Ein Schlüssel als 
solcher ist nicht mög1ich!) 

- Sie haben uns ochon, ich will nicht sagen unmög
liche Schlüssel geliefert, um zu bevreisen, daß sie recht 
hätten. Wanum soll es daoo n icht möglich sein, daß 
das Innenministerium hierzu nach rorg!ältiger Prü
fung ebenfalls einen Schlüssel schafft? Wenn Sie recllt 
behalten, dann wird sich das im Haushalts- und Fi
nanzausschuß boei Prüfung der Unterlagen herausstel
len, d ie das Innenministerhirn dazu zu erstellen hat. 
Aber nehmen Sie mir es nidJ.t übel: Ich käme als 
Inneruninister zu dem Ergebnis, Umschau nach ande
i:-e.'1 Leuten zu halten, falls das Innenministerium kei
nen SchLüssel zusammenbekommt. Ich halte nich~ für 
einfacher, als die Grundsätze zu vertreten und den 
SchLüssel unter.zubringen, von dem wir im &ushalts
und Finanzausschuß gesprochen haben, Andere Bun
desländer haben seit JahrEn oder einem .Jahrzehnt 
schon einen Fonds, den sie eiben!alls zum Teil aufge
schlü-sselt zur Verteilung bringen, um Miltel in diie 
~sonders kriegszerstörten Gemeinden zu lenken . 
Wenn sie damlt anfingen zu einem Zeitpunkt, als der 
Aufbau noch nicht b egonnen war, dann war daru dia 
Feststellung des Grades der Zerstörung notwendig. Das 
war &ine der we-sentlicltsten Grundlagen, im übrigen 
die Steuerkraft usw. Ich brauche Ihnen das im Detail 
ja nicht vorzutragen. Wenn nun inzwischen ein Teil 
des Wiederaufbaues bereits vollzogen wurde durch 
Eigeninitiative, Elgerrbeanspruchung und hohe Ver
schuldung der Kommunen, d3nn wird sich doch wohl 
dieser dritte Titel ebenfalls in dem Schlüssel irgend
wie unterbringen lassen. Ich hege, wie gesagt, mit der 
Mehrheit des Haushalts- uru:l Finanzausschusses n:i.ch 
wie vor die Hoffnung, Herr Mindster, daß es uns ge
lingt, Ihnen zu beweisen, daß es ein ganz hi.1bscher 
Schlüssel wird. 

Wir bedauern aufrichtig, daß dCT Kraftfahrzeugs teuer
verbun.d keine Berücksicli.tigung finden konnte, weil 
die Finanren des Landes dafür einfach keinen Raum 
tru:hr geben. Sagen wir es doch so deuWich wie mög
lkh. Sagen wir aber eines nicht, Herr Kollege Dr. Neu
bauer, daß wir dann auch, wenn .schon Kraft.fahrzeug-
6teuerverbund, die Kosten der Verkehrspolizei ein
bauen müßten. Des ist auch ein Versuch, an den 
tatsächlichen Dringlichkeiten vorbeizugehen mit Hin-
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weisen, die meines Erachtens nicllt mehr ankommen 
können. Grundsätzlich sind wir Sozialdemokraten der 
Auffassung, daß die Forderung der Spitzen.verbände 
in bezug a1.1f den Kraftfahrzeugsteuerverbund eine 
gan:r. dringende ist und wir ihr stattzugeben hätten, 
wH111 ciie~e" Land OhE>rhaupt noch Möglichkeiten hätte, 
gerechten Forderungen nachirnmmen zu können. 

(Betfall bE>i der S'RD.) 

Heute vormittag hat mein Kollege Schmidt darauf 
hinge\vieEEm, mit welc.:hec Verantwortung die Oppo
sition in diesem Hause seit sieben Jahren tätig ist. 
\Vc'lHl .Sif' d;.ifür ein erneutes .Beispiel brauchen, Herr 
IvTiniste1·prä5i<lent Dr. Altmeier, dann möchte ich Ihnen 
cif:>n vorliegPnd~n Ge~etzen~wurf dafür zitieren, zu 
dem wir j1:1 sagen aus überlegunii:en. die hart in 
lln~ere1· Fraktion diskutiert werden mußten und von 
cil·nen ich auch bis zur Stunde noch nicht weiß, ob sie 
ein~timmig von mein.,.n Freunden gebilligt werden. 
Sollte der eine oder andere :r.u diesem Gesetz nicht 
ja ö.a~en können. dann ·seien Sie davon überzeugt. daß 
er ei: mit derselben Ernsthaftigkeit ablehnt, wie wir 
versuchen, ibm ZlUZ1.1Stimmen. Wir stimmien die8ern 
Ucsl'T·M»Hwurf zu, weil wir einmal die Stabilität der 
Mitielrnwei~tmgen für die Gf'meinden begrüßen und 
dringend notwendig halten. Wir stimmen weiter zu, 
weil die Mit.tel::ius~faitung der Gemeinden dadurch 
<•ine Lenkung erfährt auf der w:ir zru.kiünftig viel
leicht schneller in dem Sinne, wie ich es eben sagte, 
;o.u einem Gespt•ikh kommen könn('n, um weitere Ver
he~~t·rungen zu erwirken. 

ldi miichil? Sie herzlich bitten, bei Verabschiedung 
dieseg Gesetzes - es i;cheint ja beinahe so, als ob es 
fa1<t einstimmig verabschiedet wird -, darüber einig zu 
~ein, daß nach lang1m .Jahren der Bemühungen end
lich nun eine gesetrliche Grundlage für die Betei
ligung der Gemeinden am Landessteueraufkommen 
~p,;chaffen wuNi-E', Die Landesregierung sollte aber 
auch gar nichts dazu tun, um das abzuschwächen, denn 
die F:hl'lkhkeit iF-t eine Ware. die sich auf die Dauer 
v iel be.~~er verkauft als die Absetzung irgendwelcher 
Unt.erlRgPn. die auf die Dauer keiner Prüfung stand
ha11en kiinncn. Wir sollten uns genauso einig sein 
1md dRrüher hier auch eine Aussage treffen - viel
leicht. darf ich sie für alle Fraktionen vornehmen -, 
daß das Gesetz noch lange nicht die Mittelausstattung 
dE>r Gemeinden im Rahmen des Notwendigen gewähr
leir-tet und hier noch vielf!S getan werden muß im 
Si1me der Förderung der Demokratie, wie jc:h es 
i>ingangs ausgeführt habe. 

{Beifall bei der SPD.) 

Präsident "'' olt.c'rR: 

Das Wort hat Herr Innenminister van Volxem. 

Innenminister van Volxem: 

Hi?rr PrH~ident! ~~eine D~unen und Herren~ „A„ls ich 
hörte, da!l der Haushalts- und Finanzausschuß ein
stimmig d ieses Geset:z. angenommen hat mit den vor
liegenden Änderungen, gab ich mich der Hoffnung 
hin, da(~ die Debatte in dif~sem Hause in einem ent
spr(!(:henden Klima ablaufen würde. Ich haite deshalb 
nicht vor. mich z.um Wort zu melden. Alle Fragen 
sachlkher Art sind in bei<len Ausschüssen ausireichend 
diskutiert worden. kh h<:tbe lediglich das Wort ergrif
fen, weil ich glaube, daß das Verhältnis zwischen Land 
und Gemeinden nicht die Schärfe verdient, die der 
Herr Abg<!ordnete König hier in die Debatte ge
bradit hat. 

(Beifall l>d den fü„gier-ungsparteien.) 

Das V:e1,'bi3,lj,J;lis Zl.!. den Spitzenverbänden ist, auch nic:h t 
derart, daß man von einer legalisierten Meuterei 
sprechen kann, und wir sind auch nicht d~r Auffas
sung, (!ie Haltung der Spitzenve1·bände sei ,anmaßend. 
Ich glaube, die Spitzenve1;bände selber V{erden be
stätig~, d,~ß in all den Jahren die VerhanpJungen in 
einem guten Klima geführt wurden. 

kh darf Sie noch bitten, meine Damen und Herren, 
dem Aufbaustock zuzustimmen. Es wurde' schon ge
sagt, daß dieser. Aufhnustock in allen deut$chen Län
dern für notwendig erachtet wird. Wenn er in Schles
wlrr-Holstein In diesem .Jahre geringer dotiert ist, 
dann deshalb, weil er dort schon früher 1 eingeführt 
wurde- und jetzt im Amlaufen ist. 

Zu d~m Begriff „Schlüssel" möchte ich fest~tellen, daß 
im Ge5e!.z das vVort „Richtlinien" steht, und P.aß :::eibst
vcrständlich diese Richtlinien so ausgearbeitet werden, 
daß die Verteilung nach objektiven Maß~täben er-
folgt. : 

Es stimmt auch nicht, wir seien das letzte Land, das 
den Steuerverbund einführt. Auch in Nordrhein-West
falen Ist er noch nicht eingeführt. Wir führen ihn so 
zeitig ~in, wie es das Grundgesetz verlangt, nämlich 
zum 1. April. 

Zum Schluß noch eln Wort zu der sogenannten von 
Jahr zu Jahr zunehmenden Verschlechterung unseres 
Fil1ai\zau~gfo~chei;. Diese Verschlecl1lerung s~eht so auR, 
daß dfe Aufwendungen fUr die allgemeinen Finanz
zuwei:>tme~n in den· ietr.1en .Jahren ge~tiegen ~in<l vnn 
44 Millionf'n auf 49, 56 und in diesem .Jahre auf 61 
Mllllnr11:m DM. 

<Abg. Völker: Das gibt ja kein Bild!) 

- Abaolute Zahlen sind immer noch ein b1:1sseres Bild 
als irg~ndwelche Relationen. 

{Abg. Völker: Das Pro:i:entverhältnis müs~en 
Sie nennen!} 

Die gesamten .Leistungen, wenn ich die Z~veckzuwei
sungen mit einbeziehe, betrugen in den letzten ,Tahren 
61, ~' 73 und 8J Millionen DM. So sieht,. meine Da
men und H~rren , die sogenannte Verschlechterung des 
Finanzausgleiches aus. 

Ich möchte Sie zum Abschluß bitten, diesem Gesetz, 
wie im Finanzausschuß, einstimmig Ihre Zustimmung 
:r.u geben. Denn jeder, der objektiv urteilt, wird fest
:::tellen, daß dieses Gesetz auch dieseg Jahr wieder den 
Gem~inden eine Verbess-erung bringt und die Gemein
den qurch die E inführung des Steuerverbundes in den 
kommenden Jah1·en mit erheblichen Ver~esserungen 
rechnen können. 

(Bei fall bei den Regierunff~parteien.) 

Prltsidcnt WoUers: 

Meine Da..,,-ren UT4 Hecren.! !eh s'-=hla!ge !hqern vor", zu
~di.~ ü:t!e,i;; den. ~orunu:santrag dies Hai~shalbs- und 
FI:naillzauSS'<:hussi:s abzustimmen, und zwa r. un.ter Aus
klammerung r;lrer Ändierunig-cn in Ziffer 10. Darnber 
müssen wir getrcr-.nt abstimmen, damit Jl,:ein Irrlum 
entsti;!ht, well der Hauptausschuß eine and~re Fassung 
vor.gescb.l~. „ba t.. „ „. . . 

('.A.'bg.'Völker: Warum7 - Ahg. M::itOw~::Es ~ind 
Z\\'C-i Vor:;ichlägel) ! 

Herr Kollege Völker, der Hauptaussc:hu~ hat. einen 
anderen Vorschlag gemacht. 

(Abg, Völke-r: Der Antrng des Haushatt.~- und 
Flnanzausscha.Ls.ses ist aber weiter-gelj:end !) 
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(Präsldent Wolters) 

Wir können ja über beide Anträge abstimmen. 

(Abg. Matthes: Ja, das ist richtig!) 

Es wird gesagt, daß auch über die Fassung d-es Haupt
au&S>Chusses abgestimmt weroen soll. 

(Abg. König: Wenn d€r Antrag des Haushalts- und 
FinranizausS<:hussies a.ngen~mmen wird, ist doch dE-r 

Antrag 'erledligt!) 

Ich möchte a·ber der Ordnung halber über beid~ An
tl'c'iig:e ab.stimmen 1assen, und 21War lasse 'ich 2·1.mächst ab
stimmC'n über den gesamten An:tra·g des HauSlhalt&- und 
Finanzausschwsses - Drucksache II/376. Wer diesem Ge
samtantrag zustimmen will, den bitte ich 'Um das Hand
zeichen! - Di-e Gegenprobe! - Stimmen.füaltu·ng? - An
genommen bei 5 Stimmenthaltul'llg·en. Ich muß dann 
noch aibstimmcn lassen über den Änd~runigsan,trag des 
Hauptau~chusses - Drucksache II/373, und zwar „in § 1 
Abs. 1 letzter Satz wird ,72,5 v. H.' durch ,mindestens 
70 v. H.' ersetzt". Wer diesem Änderungsaintrag des 
Hauptausßch,usses zustimmen wlll, den bitte ich um das 
Hanidzeichen1 - Die. Gegenprobe! - Sti.mmenthaLtungen? 
- Angenommen bei einer Reihe von Stimmenthaltungen 
und Ablehn.ungen. 

Ich vu!e auf die Artlikel I, II und ur, Einleitunig und 
Übersch.11l!t. Wir kommen zur Abstimmung .in zweiter 
Beratung. Wer dem Gesetzentwurf in '.llweiter Beratung 
zusti.im.men will, den bitte ich ·um das Hanidzeichien. - ; 
Die Geg·enprobe! - An~enommcn gegen drei Stimmen. . 1 

Wi:r kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf cHe Ar
tikiel 1, lI und III, Einleitung und Überschrift. Wort
meldungen Hegen nlch.t vor. Ich schUeße die Bespre
chung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz
entwurf in dritter Beratung zu:;t1mmen will, den •bitte 
ich, sich vom Platze zu erheben! - Die Geg~nprobc ! -
Angenommen geg.en 4 Stimmen. 

Wir kommen zwn Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes iiber das 
Meldewesen 

- Drucksachen II/374.1390 -

Es wird ·keine Begründung gegeben. Ich schlage dem 
Hause vor, d~e Dvucksachen II'374 und II/390 an den 
Hauptausschuß und an den Red1tsaus.schuß zu über
wei:sen. - Das Hau.s ist dami:t einverstanden. 
Meirue Damen und Herren! Unmittelbar i.m AillSchluß 
an chese Sitzung findet e.in.e kurze Sitzung des Haus
haltls- und Finanzausschusses statt. Ich bitte di·e Damen 
und Herren des Ausschusses, sich. zum Ausscllußzim
mier Nr. 17 :z;u begeben. 
Damit sioo wir an den Schluß un.serer heutigen Sit
zung gekommen. Ich berufe die nächste Sitzung für 
morgen früh 9.3{) Uhr - mit der bereits angenom
menen Tagesordnung - ein. Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung : l 7. 5 o Uhr. 

} 


